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Gemeinderath. 
Stenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 17. Auguſt 1892 

unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig. Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre, bekanntzugeben, dafs dem Herrn 
Gem.⸗Rathe Lech ver ein vierwöchentlicher Urlaub bewilligt wurde. 
Dem Herrn Gem.-Rathe Stehlik wurde ein dreiwöchentlicher 
Urlaub, und zwar vom 19. Auguſt d. J. angefangen, dem Herrn 
Gem.⸗Rathe Dr. Daum wurde zur Wiederherſtellung ſeiner 
Geſundheit ein Urlaub von vier Wochen ertheilt, desgleichen dem 
Herrn Gem.-Rathe Wimberger. 

2. Die Herren Gem.-Räthe Dr. Linke und Dr. Klotz 
berg entſchuldigen ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung. 

3. Die Oberin der Congregation der Schweſtern vom Orden 
des heiligen Franz von Aſſiſi ſtattet den tiefgefühlteſten Dank der 
Congregation für die dem Spitale zugewendete jährliche Subvention 
von 1000 fl. ab. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

4. Herr Gem.⸗Rath Stehlik hat in der letzten Sitzung eine 
Interpellation geſtellt, in welcher er auf Übelſtände aufmerkſam 
macht, die ſich bei den Eiskäſten in der Markthalle in der Burg— 
gaſſe herausgeſtellt haben. Dieſe Übelſtände find nach einem vor— 
liegenden Berichte wahrgenommen worden und haben dazu geführt, 
daſs das Stadtbauamt wegen Anderung der Conſtruction einen 
Antrag erſtattet hat. 

Es hat ſich nämlich herausgeſtellt, daſs die Imprägnierung 
der in dieſen Eiskäſten verwendeten Holztheile mit Carbolineum 


— 


nicht richtig war, nachdem in den Eiskäſten fortwährend die ſämmt⸗ 
lichen Theile mit Näſſe beſchlagen ſind, infolge deſſen das Holz 
nicht austrocknet, und ſich daher den Speiſen, die dort verwahrt 
werden, der unangenehme Geruch von dem Anſtriche mittheilt. Es 
werden alſo dieſe Holztheile entfernt und wird eine andere Con— 
ſtruction gewählt werden, welche dieſe Übelſtände für die Zukunft 
hintanhält. Ich bitte dies zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich erſuche den Herrn Schriftführer, die Einläufe zu verleſen. 


Schriftführer Gem.- Rath Janotta (liest): 


5. Interpellation des Gem.-Nathes Prauneiß: 

Ich habe vor circa einem Jahre den Antrag geſtellt, der löbliche Gemeinde— 
rath wolle beſchließen, daſs von Seite der Gemeinde Wien an die Tramway— 
oder Omnibus⸗Geſellſchaft herangetreten werde, daſs in die Theile des XIV. 
und XV. Bezirkes jenſeits der Weſtbahn ein directer Verkehr mit der Juneren 
Stadt zuſtande komme. 

Nachdem dies ein ſehr dringendes Bedürfnis für die Bewohner dieſer 
Bezirkstheile iſt, erlaube ich mir an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die 
ergebene Anfrage: 

Sind mit der Tramway- oder Omnibus-Geſell— 
ſchaft Verhandlungen eingeleitet worden? Wenn 
nicht, iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, die 
Verhandlungen mit der Tramway- oder Omnibus⸗ 
Geſellſchaft eheſtens einzuleiten? 

Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet werden. | 

Schriftführer Gem.-Nath Janotta (liest): 

6. Antrag des Gem.-Nathes Götz und Genoſſen: 

Trotzdem vor Monaten von Seite des Bezirksausſchuſſes im XIII. Bezirke 
der Antrag geſtellt wurde, in der mit der Poſtſtraße in Baumgarten parallel 
laufenden Querſtraße längs des Parkes im Cottage-Viertel in Baumgarten 
Gasbeleuchtung einzuführen, iſt bis heute nichts geſchehen, und da in dieſer 
Gaſſe bereits zwei Villen ſtehen, weitere Bauten zu gewärtigen ſind, ſo iſt die 
Beleuchtung dieſer Gaſſe aus ſicherheitspolizeilichen Rückſichten dringend geboten, 
und ſtellen die Gefertigten folgenden Antrag: 

Der Magiſtrat möge in Verbindung mit dem 
Stadtbauamte mit größter Beſchleunigung eine 
Vorlage wegen Beleuchtung der längs des Parkes 
in der Cottage-Anlage in Baumgarten laufenden 
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Quergaſſe erſtatten, damit in Kürze dieſem drin— 
gendſten Bedürfniſſe Rechnung getragen werden 
kann. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Wird der geſchäftsord— 
nungsmäßigen Behandlung unterzogen. 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung. 
Herrn Gem.⸗Rath Dr. Hackenberg. 

7. Referent Hem.- Bath Dr. Hackenberg: Ich habe die 
Ehre, zu Beilage Nr. 142, über das Anſuchen der Bauunter— 
nehmung Ritſchl und Tonello um Bewilligung zur Straßen— 
benützung hinſichtlich der Anlage einer elektriſchen Straßenbahn 
vom Praterſtern nach Kagran zu referieren. 

Die genannte Bauunternehmung Ritſchl und Tonello 
iſt beim Handelsminiſterium eingeſchritten um die Vorconceſſion 
zum Baue und Betriebe einer Straßenbahn vom Praterſtern bis 


Zum Referate bitte ich 


Kagran, welche ihr auch ertheilt worden iſt. Im Zuge des ganzen | 


Verfahrens hat nun dieſe Unternehmung das generelle Project der 
Staatsverwaltung und gleichzeitig auch der Gemeinde Wien 
vorgelegt. 

Ich erlaube mir bezüglich des techniſchen Theiles einige kleine 
Auseinanderſetzungen zu machen. Nach dem Projecte der Unter— 
nehmung ſoll die Bahn vom Praterſtern, und zwar ſeitlich vom 
Gehwege ausgehen; hier ſoll eine Halteſtelle errichtet werden und 
ſoll dann unter der Verbindungsbahn weggehen, längs der Nord— 
bahn ſich fortſetzen über die Donaubrücke, die Überſetzung am 
Inundationsdamm, dann weiter an der linken Seite der Kagraner— 
ſtraße bis zur alten Donau, wo entweder eine Dammſchüttung 
angebracht wird oder eine Jochbrücke, falls die Dammſchüttung 
nicht bewilligt werden ſollte, bis Kagran, wo die Endſtation iſt. 
In erſter Linie hat die Unternehmung das Zuſtandekommen eines 
Peagevertrages mit der Tramway-Geſellſchaft bezüglich der gemein— 
Samen Benützung der Tramwaylinie durch die Kronprinz Rudolfs— 
ſtraße in Ausficht genommen. Für den Fall jedoch, dass der 
Peagevertrag nicht zuſtande kommen ſollte, ſoll der Unternehmung 
ſeparat die Bewilligung zur Benützung der Straße auf der linken 
Seite nächſt dem Nordbahnhofe geſtattet werden. 

Was die Richtung anbelangt, ſo iſt die Bahnanlage faſt 
durchwegs geradlinig, nur gegen das Ende der Strecke macht ſie 
einmal eine Curve mit einem Radius von 500 m auf 150. 

Die Neigungsverhältniſſe ſind auch die denkbar günſtigſten; 
es ſind nämlich ungefähr 46 Percent. Das ganze iſt in der 
Horizontale gelegen, 27 Percent im Gefälle und 26 und einige 
Zehntel in Steigung, jo dajs in dieſer Richtung keine beſonderen 
Hinderniſſe zu überwältigen ſein werden. Die größte Steigung 
ergibt ſich bei der Brücke, ſie beträgt 32˙6 pro 1000, und dement— 
ſprechend iſt auf der anderen Seite ein Gefälle. Die Kagraner 


Reichsſtraße beſitzt nicht die genügende Breite, daſfs die Bahn- 


anlage durchwegs auf derſelben ſtattfinden kann. Wo das nicht 
der Fall iſt, iſt eine Verbreiterung der Straße in der Weiſe in 
Ausſicht genommen, dafs eine Dammanſchüttung gemacht werden 
ſoll bis zur Höhe der Straßenkrone, auf welcher die Bahn weiter— 
geführt werden ſoll, ſo dass die Kante der inneren Bahnſchiene 
circa 8 m von der Mitte der Straße entfernt iſt. An Objecten 
und Kunſtbauten iſt auf der ganzen Straße gar nichts vorhanden. 
Der Oberbau ſelbſt ſoll aus Eiſen hergeſtellt werden mit Phönix— 
ſchienen in einem ſtarken Profil, ſo daſs das Meter Länge einer 
ſolchen Schiene 33°6 kg wiegt. Den Unterbau ſelbſt bildet eigentlich 
die Straße. Koſten werden nur verurſacht werden durch verſchiedene 
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Dammanſchüttungen, durch die Herſtellung der hölzernen Joch— 
brücke, Verſetzung der Barrieren, Umſetzung der Bäume, durch 
Verſicherung von Dämmen, durch Abpflaſterung und Steinwürfel; 
die hauptſächlichſten Koſten verurſacht die Primärſtation. Dieſe iſt 
in dem Projecte noch gar nicht eingezeichnet; die Herſtellung der— 
ſelben ift zwiſchen 2800 und 3500 m in Ausſicht genommen. Es 
wird dort vor allem ein Stationsbrunnen herzuſtellen ſein, ein 
großer Dampfſchornſtein, ein Wärterhaus, Maſchinenräume für den 
Dampfkeſſel und die Dynamomaſchinen. 

Wie ich ſchon ſagte, ſoll der Betrieb mittels Elektricität ſtatt— 
finden, und zwar iſt die elektriſche Leitung nicht unterirdiſch, ſondern 
oberirdiſch geplant, und zwar letzteres aus dem Grunde, weil die 
oberirdiſche Leitung viel wohlfeiler iſt als die unterirdiſche und 
eine unterirdiſche Leitung daher die Koſten des Unternehmens ſehr 
bedeutend vertheuern würde. Die oberirdiſche Leitung iſt in der 
Weiſe geplant, dajs die eigentliche Contactleitung auf Draht— 
ſpannungen, auf Maſten geht, die auf beiden Seiten des Bahn— 
körpers angebracht werden ſollen, dieſe Maſten ſollen die Special— 
iſolatoren tragen; die eigentliche Stromleitung, beziehungsweiſe die 
Speiſeleitung ſoll allerdings unterirdiſch ſein und die nothwendige 
Verbindung mit der Contactleitung herſtellen. Der Contactarm des 
Motorwagens, welcher ſelbſt in Verbindung mit der Contactleitung 
iſt und auf einer Rolle ſchleift, leitet die Elektricität in den Motor 
und dieſe wird auf dieſe Weiſe in Bewegung geſetzt. 

Die Länge der ganzen Strecke beträgt 4950 m. Dieſe 4950 m 
würden durchfahren werden in einer Zeit von 26 bis 30 Minuten. 
Als größte Fahrgeſchwindigkeit iſt 19 km per Stunde, als mittlere 
eine von 15 km per Stunde in Ausſicht genommen; diejenige Strecke, 
welche eine ſtärkere Steigung oder ein ſtärkeres Gefälle hat, ſoll 
mit einer Geſchwindigkeit von 7¼ km per Stunde durchfahren 
werden. Es würde ſich daher eine mittlere Geſchwindigkeit von 
15 km per Stunde ergeben. Neben dem Motorwagen ſollen zwei 
Beiwägen beſtehen. Die Belaſtung eines ſolchen Beiwagens iſt mit 
5 Tonnen in Ausſicht genommen, es würde daher die Belaſtung des 
Beiwagens circa 7½ Tonnen betragen, ein ſolcher Zug daher ein 
Gewicht von 22½½ bis 23 Tonnen beſitzen. 

Was den zu bewältigenden Verkehr anbelangt, berechnet die 
Unternehmung, dafs im Tage 90, ja 180 Züge verkehren könnten, 
dass ein Perſonenverkehr von 2700 im Minimum bis 15.000 täglich 
bewältigt werden könnte. Die Koſten der Anlage werden berechnet 
mit circa 550.000 bis 560.000 fl. Nach Berechnung der Unter— 
nehmung würde ſich auch bei einer Amortiſierung in kürzerer Zeit 
das Unternehmen ganz gut rentieren. Die Unternehmung ſelbſt will 
Zählungen bezüglich der Frequenz auf dieſer Strecke vorgenommen 
haben, und es ſoll ſich durch dieſe Zählungen ein Perſonenverkehr 
von 10.000 bis 30.000 Perſonen im Tage ergeben haben. 

Die Gemeinde hat natürlich weder das Recht noch die Ver— 
pflichtung, in die. techniſchen Details ſich einzulaſſen, ſondern an die 
Gemeinde tritt die Unternehmung lediglich aus dem Grunde heran, 
weil die Gemeinde Eigenthümerin der Kronprinz Rudolfſtraße iſt. 
Es iſt nur ein ſehr kleiner Theil der ganzen Strecke im Eigenthume 
der Gemeinde. Die Strecke vom Praterſtern bis zur Verbindungs— 
bahn iſt Eigenthum des Hofärars, die Strecke von der Kronprinz 
Rudolfbrücke über das Inundatiousgebiet bis ans Ende iſt derzeit 
auch noch in jenem Theile, der in die Gemeinde Wien fällt, im 
Eigenthum und in der Verwaltung des Staates, worauf ich mir 
beſonders aufmerkſam zu machen erlaube, weil ein ſolcher Paſſus 
in den Bedingungen enthalten iſt. Die Gemeinde hat nur ein 
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Intereſſe daran, bezüglich der Kronprinz Rudolfſtraße Bedingungen 
zu ſtellen. 

Ich halte dafür, daßs die Gemeinde das Unternehmen durch 
eine zuſtimmende Erklärung dann zu fördern berufen iſt, wenn es 
den allgemeinen und den Verkehrsintereſſen zu dienen geeignet iſt. 
Das iſt meines Erachtens der Fall. Es iſt dieſe ganze Gegend, 
durch welche die Bahn zu führen beſtimmt iſt, eine Gegend, welche 
heute ein anderes Verkehrsmittel als den Wagen gar nicht hat. 
Die Route ſelbſt führt in eine Gegend, wo ein ſtarker Gemüſebau 
ſtattfindet, was für die Approviſionierung der Stadt Wien von 
hoher Wichtigkeit iſt. Sie führt andererſeits wieder in einen ver— 
bauten Stadttheil, der, was den Verkehr anbelangt, bisher außer— 
ordentlich vernachläſſigt wurde, nämlich in die Kaiſermühlen, in 
dem ſich verſchiedene Etabliſſements und eine große Arbeiter— 
bevölkerung befinden, die insbeſondere das Bedürfnis nach einem 
wohlfeileren Verkehrsmittel hat. Es iſt daher vom wirtſchaftlichen 
Intereſſe geboten, dafs eine ſolche Bahn zuſtande kommt. Bezüglich 
des Zuſtandekommens dieſer Bahn mußs aber in erſter Linie darauf 
geachtet werden, daſs der allgemeine Verkehr keine Schädigung er— 
leidet. Von dieſem Geſichtspunkte geleitet, hat nun der Stadtrath 
in erſter Linie gemeint, das Verlangen ſtellen zu ſollen, daſs 
zwiſchen der Unternehmung der elektriſchen Bahn und der Tramway— 
Geſellſchaft ein Peageverkehr bezüglich der Linie der Tramway in 
der Kronprinz Rudolfſtraße ſtattfinde, weil dann nur eine einzige 
Linie durch dieſe Straße geht und der allgemeine Verkehr ſich auf 
dem übrigen Theile derſelben entfalten könnte. Aber auch, wenn 
ein ſolcher Peageverkehr nicht zuſtande kommen ſollte, was aller— 
dings bedauerlich wäre, iſt der Stadtrath der Meinung, daſs bei 
Anlage der elektriſchen Bahn auf der linken Straßenſeite noch 
immer genügend Raum für den allgemeinen Verkehr bliebe, denn 
die Fahrbahn hätte dann noch immer eine Breite von 10 m. Ich 
mufs allerdings dabei erinnern, dafs durch dieſe Straße die Donau— 
canallinie in Ausſicht genommen iſt, welche als Hochbahn projectiert 
iſt und durch die nöthigen Stützpunkte ſelbſt in vieler Beziehung 
ein Verkehrshindernis bilden dürfte. Wahrſcheinlich wird fie in der 
Nähe der Kohlenhöfe der Nordbahn gehen, alſo längs des Promenade— 
weges an der Kronprinz Rudolfſtraße. Auf der ganzen Linie der 
elektriſchen Bahn ſind 12 Stationen, beziehungsweiſe Ausweichen 
projectiert, und zwar am Praterſtern, beim Kohlenhof, bei den 
Remiſen, beim Communalbad, beim Holzer'ſchen Strombad, beim 
Mühlendamm, beim Kaiſer Franz Joſefs-Land, bei der Schießſtätte. 
bei der Fabrik und endlich in Kagran ſelbſt. Größere Hochbau— 
objecte ſind eigentlich nur außer der primären Station noch an 
vier Stationen in Ausſicht genommen, nämlich Praterſtern, Remiſe, 
Schießſtätte und in Kagran. 

Die Wartehallen ſollen aus Holz oder Eiſen conſtruiert werden, 
und es iſt ſelbſtverſtändlich, daßs die in der Nähe der Stadt 
gelegenen Objecte in gefälliger Form und womöglich aus Eiſen 
conſtruiert werden. 

Wie geſagt, iſt der Anfang der Bahn ſeitens der Unter— 
nehmung in der Praterſtraße unmittelbar neben dem Promenade— 
weg, der längs der Kronprinz Rudolfſtraße geht, projectiert; der 
Stadtrath hat aber gemeint, dass die Anlage an dieſer Stelle ein 
Verkehrshindernis bilden könnte, und daſs daher die Anfangsſtation 
entweder hinter die Verbindungsbahn und hinter die Einfahrt in 
den Kohlenhof der Nordbahn verlegt werden ſolle, was allerdings 


die Conſequenz hätte, daſs das Publicum einen weiten Weg, über 


200 m, zur Station zurücklegen müſste, was auf die Frequenz der 
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Bahn Einfluss haben könnte, oder dajs dieſe Station in die Wieſe 
vor der Verbindungsbahn verlegt werden ſolle. Dieſe Wieſe iſt 
aber Eigenthum des Hofärars, und ob dieſes die Zuſtimmung 
geben wird, iſt allerdings fraglich. 

Ich glaube, nun im weſentlichen alles ſkizziert zu haben und 
werde, was noch zu erläutern iſt, bei den einzelnen Punkten vor- 
bringen; zunächſt erlaube ich mir, die Anträge, welche der Stadt— 
rath Ihrer Genehmigung unterbreitet, vorzuleſen; ſie lauten (liest): 

J. 

„Beiden bevorſtehenden commiſſionellen Ver— 
handlungen iſt in erſter Linie zuerklären, dafs die 
Gemeinde Wien nur für den Fall bereit iſt, der 
Geſellſchaft die ſelbſtändige Benützung des ſtädti— 


ſchen Straßengrundes für die Anlage und den Be— 


trieb der projectierten elektriſchen Straßenbahn 
zu geſtatten, als nachweislich das vor allem anzu— 
ſtrebende Übereinkommen der Bauunternehmung 
mit der Wiener Tramway-Geſellſchaft nicht zu— 
ſtande kommt.“ 

Darin drückt ſich das Beſtreben des Stadtrathes aus, einen 
Druck auszuüben, daſs ein ſolches Übereinkommen zuſtande kommt. 

In dem Punkte II iſt nun mit Rückſicht auf den Inhalt 
des mit der Tramwah-Geſellſchaft geſchloſſenen Nachtragsüberein⸗ 
kommens vom 4. Mai 1887 eine Art Verwahrung eingelegt, damit 
die Gemeinde Wien nicht zu Schaden kommt. 

Es iſt nämlich im Artikel IX des fraglichen Übereinkommens 
folgende Beſtimmung getroffen: „Die Gemeinde Wien wird in den 
der Wiener Tramway-Geſellſchaft zum Baue und Betriebe von 
Straßen⸗Eiſenbahnen überlaſſenen Straßen eine andere Unternehmung 
zum Tramwah betriebe nicht zulaſſen.“ 

Nachdem die Kronprinz Rudolfſtraße eine derjenigen Straßen 
iſt, in der die Tramway⸗Geſellſchaft zum Betriebe zugelaſſen iſt, 
jo könnte daraus gefolgert werden, daſs die Gemeinde Wien nicht 
berechtigt ſei, dieſe Straßen einer Geſellſchaft zum Betriebe der 
elektriſchen Bahn zu überlaſſen. Dabei iſt nun allerdings Folgendes 
zu erwähnen. 

Iſt die elektriſche Straßenbahn als ein Unternehmen zum 
Tramwahybetriebe anzuſehen oder nicht? Es ſprechen für eine ſolche 
Anſchauung und gegen eine ſolche Anſchauung Gründe. Dafür, 
daſs die elektriſche Unternehmung ſelbſt als eine Unternehmung zum 
Tramwaybetriebe im Sinne des Abſatzes 1 des Art. IX des frag- 
lichen Übereinkommen angeſehen werden kann, ſpricht insbeſondere 
die nachfolgende Beſtimmung, in welcher ausdrücklich eine Kreuzung 
der Tramwaylinie in Ausſicht genommen iſt. 

Es ſpricht dagegen der nachfolgende dritte Abſatz, in welchem die 
Herſtellung eines Peageverkehres auf eine Strecke von 200 m Länge 
in Ausſicht genommen iſt und der nächſtfolgende Abſatz, in welchem 
beſtimmt iſt, dafs erſt nach einem Kilometer Entfernung der Peage— 
verkehr auf eine weitere Strecke von 200 m zuſtande kommt. 

Wenn dieſe Beſtimmung einen Sinn haben ſoll, ſo hat ſie 


ihn nur dann, wenn es außer der Tramwah-Geſellſchaft noch 


Unternehmungen mit Straßenverkehr gibt, die als Tramway— 

Unternehmungen nicht bezeichnet werden können. Weil alſo die 

Angelegenheit zweifelhafter Natur iſt und weil die Tramway— 

Geſellſchaft im Proceſswege gegen die Gemeinde Wien vielleicht 

obſiegen könnte, ſo ergibt ſich für die Gemeinde Wien die Noth— 

wendigkeit, ſich gegen einen eventuellen Schaden ſicherzuſtellen. 
1 * 
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Dieſem Gedanken entſpricht auch der Abſatz II der Anträge, die 
Ihnen, meine Herren, vorliegen. Er lautet nämlich (liest): 

„Falls ein Peagevertrag zwiſchen der Bauunter— 
nehmung und der Wiener Tramwahy-Geſellſchaft bezüg— 
lich der Tramwayſtrecke in der Kronprinz Rudolfſtraße 
nicht zuſtande kommen ſollte, wird der Bauunterneh— 
mung die Benützung des ſtädtiſchen Straßengrundes 
nur unter der Bedingung geſtattet, daſs in den mit 
der Unternehmung abzuſchließenden Vertrag eine Be— 
ſtimmung aufgenommen werde, durch welche die Gemeinde 
Wien gegen alle Anſprüche und Nachtheile ſichergeſtellt 
wird, welche etwa mit Rückſicht auf Art. IX des zwi— 
ſchen der Gemeinde und der Wiener Tramwah-Geſell— 
ſchaft abgeſchloſſenen Nachtragsübereinkommens vom 
4. Mai 1887 entſtehen könnten, daſs insbeſondere 
der für die Gemeinde Wien koſten- und nachtheilloſe 
Vollzug eines diesfalls etwa gegen die Gemeinde 
erfließenden, rechtskräftigen, gerichtlichen Erkenntniſſes 
geſichert werde. 


Hiebei wird von der Gemeindevertretung die Rechts— 
überzeugung dahin ausgeſprochen, dafs ſie trotz der 
Beſtimmung des Art. IX, Abſ. 1 des fraglichen Nach— 
tragsübereinkommens ohne eine Verletzung der vertrags— 
mäßigen Rechte der Wiener Tramwah-Geſellſchaft zur 
Ertheilung des Straßenbenützungsrechtes an die an— 
ſuchende Unternehmung befugt iſt. 


III. 

Die Anlage des Stockgeleiſes ſoll am Praterſtern 
in der Wieſe zwiſchen der zur Kronprinz Rudolfſtraße 
führenden Allee, wohin die Bahn durch Traverſierung 
der Gehallee gelangt, erfolgen.“ 


Das iſt die Beſtimmung, die ich ſchon erwähnte und die eine 
Abänderung des Projectes der einſchreitenden Unternehmung iſt. 


IV. 

„Bezüglich der Benützung der ſtädtiſchen Straßen: 
gründe in der Kronprinz Rudolfſtraße ſind folgende 
Erklärungen abzugeben:“ 

Ich bemerke hiebei, dafs dieſe Bedingungen im weſentlichen 
jenen Bedingungen entſprchen, die der Dampftramway Krauß und 
Comp. auferlegt worden find, dafs alſo alles dies gar kein Novum 
iſt und daſs man im Intereſſe der Billigkeit dieſelben Beſtimmungen 
auch hier in Anwendung zu bringen ſich veranlaſst ſieht. 

„1. Die Gemeinde Wien iſt bereit, der Bauunter— 
nehmung für die elektriſche Straßenbahn „Praterſtern— 
Kagran“ die Benützung der ſtädtiſchen Straßengründe 
für die Anlage und den Betrieb der projectierten Bahn 
auf die Dauer von 50 Jahren unter den sub II ge: 
ſtellten Bedingungen zu geſtatten.“ 


Ich will hier nur bemerken, daſs dieſer Unternehmung nur 
ein 50jähriges Straßenbenützungsrecht geſtattet ſein ſoll, was be— 
züglich aller anderen Straßenunternehmungen mit Ausnahme von 
Krauß & Comp. gilt; dieſe hat allerdings ein 90jähriges Straßen⸗ 
benützungsrecht, wobei ich aber ausdrücklich bemerke, daſs in der 
Vorconceſſion den Unternehmern eine Conceſſionsdauer von 90 Jahren 
in Ausſicht geſtellt wird, ſo daſs das Straßenbenützungsrecht 
40 Jahre früher ablaufen wird als die Conceſſionsdauer. 
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„2. Für die Benützung der ſtädtiſchen Straßengründe 
zum Baue und Betriebe der Bahn hat die Bauunter— 


nehmung — und zwar auch dann, wenn ein Peage— 
vertrag mit der Wiener Tramway-Geſellſchaft abge— 
ſchloſſen werden follte — an die Gemeinde Wien ein 


jährliches Entgelt von 50 Kreuzer per Currentmeter 
Bahnlänge auf ſtädtiſchem Straßengrunde zu entrichten. 
Überdies iſt, wenn das jährliche Reinerträgnis aus 
dem Betriebe der Bahn ſechs Percent des inveſtierten 
Capitales überſteigt, bei einem Reinerträgniſſe von ſechs 
bis ſieben Percent, außerdem von dieſem ſiebenten 
Percente oder deſſen Bruchtheil ein Zehntel; bei einem 
Reinerträgniſſe von ſieben bis acht Percent, außerdem 
von dieſem achten Percente oder deſſen Bruchtheil zwei 
Zehntel; bei einem Reinerträgniſſe von acht bis neun 
Percent, außerdem von dieſem neunten Percente oder 
deſſen Bruchtheil drei Zehntel; bei einem Reinerträg— 
niſſe von neun bis zehn Percent, außerdem von dieſem 
zehnten Percente oder deſſen Bruchtheil vier Zehntel; 
endlich von dem zehn Percent überſteigenden Rein— 
erträgniſſe außerdem die Hälfte an die Gemeinde zu 
zahlen. 

Für die Benützung der ſtädtiſchen Straßengründe 
zur Herſtellung von Objecten“ — alſo Wartehallen und 
ähnliche — „hat die Unternehmung ein jährliches Ent— 
gelt von 60 Kreuzer per Quadratmeter der benützten 
Fläche vom Tage des Baubeginnes an und für jede 
aufgeſtellte Säule einen Gulden jährlich im vorhinein 
an die Gemeinde zu entrichten. 

3. Die Bahn iſt normalſpurig und eingeleiſig und, 
im Falle, als die Mitbenützung der Tramwahygeleiſe 
entfällt, von 00 Kilometer bis 0-87 an Seite des 
Nordbahnhofes in der Fahrbahn der Kronprinz Rudolf— 
ſtraße zu veranlagen. Der Abſtand der Geleiſe von der 
Begrenzung der Baumpflanzungen daſelbſt darf nicht 
mehr als O-SO m betragen.“ — Und zwar aus dem Grunde, 
damit die Fahrbahn der Bahn ſelbſt nicht allzuviel in die Straßen— 
fahrbahn komme, daher noch genügend Raum für den allgemeinen 
Fuhrwerkverkehr bleibe. (Liest: ) 

„4. Die Bahnaulage in den zweigeleiſigen Aus— 
weichſtellen darf, zwiſchen den beiden äußeren Schienen— 
kanten gemeſſen, nicht mehr als 4-56 m beſitzen. 

5. Die Geleiſezonenbreite wird bei den eingeleiſigen 
Bahnanlagen mit 2-53 m, bei den zweigeleiſigen An— 
lagen mit 506 m feſtgeſetzt. Die Unternehmung iſt 
verpflichtet, die Bahn innerhalb dieſer Zonenbreiten, 
inſoweit derzeit eine Pflaſterung nicht beſteht, mit 
regulären Granitwürfelſteinen, homogen mit der bereits 
beſtehenden Straßenpflajternug kunſtgerecht auf ihre 
Koſten auszupflaſtern und das Pflaſter in der erwähnten 
Breite in der ganzen Ausdehnung der Bahn auf ſtädtiſchem 
Grunde auf eigene Rechnung ſtets in einem guten, 
klagloſen Zuſtande zu erhalten. 

Die Unternehmung hat weiters für die ſtete Rein— 
haltung der Bahn von Koth, Staub, Schnee in den 
erwähnten Zonenbreiten, ſowie die ſofortige Abfuhr 
der von den bezeichneten Bahnflächen abgezogenen 
Schmutz- und Schneemaſſen Sorge zu tragen.“ 
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Es ſind das alles Beſtimmungen, die aus den Verträgen 
mit der Tramway -Geſellſchaft und Dampftramway-Geſellſchaft 
Krauß & Comp. herübergenommen ſind. 

„6. Für die oberirdiſche Stromleitung ſind eiſerne, 
ausſchließlich nur an Seite der Nordbahn aufzuſtellende 
Säulen mit conſolenartigen Armen in gefälliger Aus— 
ſtattung zu verwenden, und müſſen die Säulenarme 
mit ihrer Unterkante mindeſtens 5-50 m vom örtlichen 
Straßenniveau abſtehen. j 

Weiters hat ſich die Unternehmung zu verpflichten, 
im Falle die oberirdiſche Leitung aus Sicherheits-, 
äſthetiſchen oder Verkehrsrückſichten den Anforderungen 
nicht entſprechen ſollte, auf ihre Koſten über Verlangen 
der Gemeinde Wien dieſe Leitung zu entfernen und 
hiefür eine unterirdiſche Leitung herzuſtellen.“ 

Wie ſchon geſagt, hat die Unternehmung Maſten in Ausſicht 
genommen, und zwar Maſten, die auf beiden Seiten der Eiſen— 
bahnfahrbahn aufgeſtellt werden ſollen. Solche Maſten würden 
aber insbeſondere, inſoweit ſie auf der rechten Seite der Bahn 
zur Aufſtellung gelangen würden, unzweifelhaft ein großes Ver— 
kehrshindernis bilden. Wir glaubten daher darauf beſtehen zu 
müſſen, dafs aus äſthetiſchen Rückſichten eiſerne, den Anforderungen 
beſſer entſprechende Säulen zur Aufſtellung gelangen und dies 
nur auf der linken Seite der Bahn, wo der Wagenverkehr hiedurch 
nicht eine Hinderung erfahren würde. 

„7. Für den eiſernen Bahnoberbau iſt ein Syſtem 
zu wählen und der Gemeinde Wien zur Genehmigung 
vorzulegen, welches die volle Gewähr für die Zweck— 
mäßigkeit desſelben bietet. 

8. Für alle für Bahnzwecke auf ſtädtiſchem Grunde 
zu errichtenden Objecte ſind die Detailzeichnungen der 
Gemeinde Wien zur Genehmigung vorzulegen.“ 

Dieſe beiden Punkte haben den Zweck, der Gemeinde Wien 
fortgeſetzt den Einfluſs auf die Ausgeſtaltung des ganzen Bahn— 
unternehmens zu ſichern. (Liest:) 


„9. Die Gemeinde Wien bedingt ſich die Abſchließung 


eines Vertrages mit der Bauunternehmung, in welchem 
nicht nur die vorſtehenden Beſtimmungen in endgiltiger 
Formulierung Aufnahme finden ſollen, ſondern denen 
auch noch jene allgemeinen Bedingungen und Vor— 
behalte beizufügen ſein werden, welche auf den Beginn 
der 50jährigen Vertragsdauer, auf die Modalitäten 
der Bezahlung der Grund- und Pachtzinſe, auf die Art 
der Ausführung der Bahnbauarbeiten, auf die Aus— 
führung und Sicherung ſtädtiſcher und privater Objecte, 
auf die zu erlegende Caution, auf die Gebüren für 
den Vertragsabſchluſs ꝛc. bezugnehmen und in welchen 
namentlich auch die Beſtimmung aufzunehmen iſt, daſs 
von dem Zeitpunkte an, als etwa die Kagraner Reichs: 
ſtraße innerhalb des Wiener Gemeindegebietes in die 
Verwaltung der Gemeinde Wien übergehen ſollte, die 
Beſtimmungen dieſes Vertrages auch auf die derzeit 
ärariſche Straßenftrede ſinngemäße Anwendung zu finden 
haben. 

10. Vor der ſchriftlichen Ausfertigung dieſes Ver— 
trages dürfen die Arbeiten für die Ausführung dieſer 
Bahn auf ſtädtiſchem Grunde nicht begonnen werden.“ 
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Es iſt alſo hier lediglich eine juriſtiſche Formalität zum Aus— 
drucke gebracht, dass zuerſt ein ſchriftlicher Vertrag abgeſchloſſen 
werden ſoll, in welchem eine Willenseinigung der Parteien nieder— 
gelegt iſt, bevor die Unternehmung zu irgend etwas ſchreitet. Es 
hat dies den Zweck, um die Gemeinde Wien vor unangenehmen 
Überraſchungen, vor faits accomplis, die ſich dann ſchwer beſeitigen 
laſſen, zu ſchützen. (Liest:) 

V. 

„Schließlich wird ſeitens der Gemeinde Wien 
der Wunſch zum Ausdrucke gebracht, daſs der Fahr— 
preis für erwachſene Perſonen in den Strecken 
zwiſchen dem Praterſtern und der Militär-Schieß— 
ſtätte, dann zwiſchen Kaiſermühlen und Kagran 
höchſtens mit 8kr., für die ganze Bahnlänge höchſtens 
mit 12 kr. und für Kinder auf allen Strecken höchſtens 
mit 5 kr. feſtgeſetzt werde.“ 

Der Stadtrath hat gemeint, was die Tarifierung anbelangt, 
nur einen Wunſch ausſprechen zu ſollen, weil ſich die Bahnaulage 
nur zum kleinſten Theile auf ſtädtiſchem Grunde bewegt, wir daher 
wohl kaum ein Recht beanſpruchen können, bei der Feſtſtellung der 
Tarife mitzuwirken. Die Unternehmung hat folgenden Tarif in 
Ausſicht genommen: Für die Strecke Praterſtern—Schießſtätte 
8 bis 10 kr., für die ganze Strecke 12 bis 15 kr., für Kinder 
5 bis 6 kr. Dasjenige, was alſo der Stadtrath hier als Wunſch 
ausſpricht, bildet eine kleine Reduction jenes Tarifes, welchen die 
Unternehmung in Ausſicht genommen hat. Dabei möchte ich 
bemerken, daſs das Unternehmen nicht bloß zur Bewältigung des 
Perſonenverkehres, ſondern auch für kleine Stückgüter, Butten, 
Körbe u. ſ. w. beſtimmt iſt, und das die Unternehmung für volle 
Butten und Körbe einen Preis von 10 kr., für leere Butten und 
Körbe einen Preis von 5 kr. in Ausſicht nimmt. Zu eventuellen 
Aufklärungen, falls ich etwas überſehen haben ſollte, bin ich gerne 
bereit, und bitte Sie um Annahme dieſer Anträge. 

Gem. Rath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Ich 
beantrage, daſs eine General-Debatte eröffnet wird. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich glaube, dafs die 
Verſammlung keinen Einſpruch dagegen erhebt (Zuſtimmung), und 
ertheile Herrn Gem.-Rath Tagleicht das Wort. 

Gem.⸗Nath Tagleicht: Ich begrüße die elektriſche Bahn 
vom Praterſtern nach Kagran mit jener Genugthuung, welche 
erſtens jedermann empfinden mufs, welcher für einen ausgiebigeren 
Verkehr des Bezirkes Leopoldſtadt zu dem von ihm getrennten 
Bezirkstheile Kaiſermühlen Intereſſe hegt, und zweitens auch 
deshalb, weil die Durchführung dieſer Bahn für die Approviſionierung 
Wiens eine ſehr günſtige Perſpective geſtattet. Ich bin der Meinung, 
daſs der geehrte Gemeinderath den Vorſchlägen des Stadtrathes 
ſtattgeben wird in der Erkenntnis, dafs er hier ein nützliches 
Unternehmen unterſtützt, welches für Wien, man kann es heute 
ſchon ſagen, eine große Nothwendigkeit iſt. Ich werde daher für 
das Eingehen in die Special⸗-Debatte ſtimmen und möchte mir 
nur das Anſuchen erlauben, daſs der geehrte Herr Präſident die 
einzelnen Punkte in Berathung nimmt und nicht generaliter die 
Berathung führe. 

Gem.-Nath Matthies: Ich wuſßste nicht, dass eine General- 
Debatte ſtattfinden werde; ich habe mich zum Worte gemeldet, 
um ſpeciell über Punkt 2, über die Trace ſelbſt zu ſprechen. Nach— 
dem es aber ganz gut angeht, hierüber auch in der General— 
Debatte zu ſprechen, möchte ich vorerſt vom Herrn Referenten 
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mir eine Aufklärung erbitten, die im gedruckten Referate nicht 
vorkommt. Er hat in feinen Ausführungen gejagt, dajs, wenn ein 
Peageverkehr mit der Tramway nicht ſtattfindet, die Trace an 
der Nordbahnſeite angelegt und dann Doppelſäulen errichtet werden 
ſollen; im Referate iſt nur von einfachen Säulen die Rede. 

Referent: Ich habe allerdings geſagt, dass die Unterneh— 
mung die doppelte Aufſtellung von Säulen beantragte, daſs der 
Stadtrath dem aber nicht zuſtimmte, weil die Aufſtellung von Säulen 
an der Straßenfahrtbahn ein Verkehrshindernis bilden würde. Infolge 
deſſen erfolgt die Beſchluſsfaſſung dahin: „nur an der Seite der 
Nordbahn haben Säulen aufgeſtellt zu werden.“ 

Gem.-⸗Nath Matthies: Ich möchte jeden der Herren bitten, 
ſich dieſen Verkehr ſowohl im Sommer als auch im Winter von 
der Nordbahnſeite anzuſehen, ob es dann überhaupt möglich ift, 
dass, wie der Referent gejagt hat, 90 bis 100 Züge täglich auf der 
elektriſchen Bahn verkehren können. Wenn Sie ſich den rieſigen 
Kohlenverkehr anſehen, der von dem Nordbahnhofe in die Straße 
ſtattfindet, ſo iſt das abſolut unmöglich, und ich möchte Sie ſehr 
bitten, daſs die Vertreter der Gemeinde bei der Commiſſion unter 
allen Umſtänden darauf dringen, daſs die Bahn auf der anderen 
Seite, wo das Tramwahgeleiſe ſich befindet, gelegt werde; auf 
der Seite der Nordbahn kann die Bahn nicht gebaut werden, weil 
ſie ſonſt ein ſtändiges Verkehrshindernis bildet, wir ewige Unan— 
nehmlichkeiten haben und viele Unglücksfälle ſtattfinden werden. 
Ich möchte im vorhinein warnen, daſs die Bahn auf dieſer 
Seite gelegt wird. Ich begrüße es, daſs die Bahn gebaut wird, 
und habe auch gegen die Bedingungen, welche der Stadtrath vor— 
ſchlägt, nichts einzuwenden, ich möchte aber doch glauben, dass 
man nicht ſoweit gehen ſoll, als der Stadtrath im Art. V, wo 
nur ein „Wunſch“ ausgeſprochen wird. Wer ſoll denn eigentlich 
auf dieſer Strecke verkehren und für wen ſoll der Verkehr geſchaffen 
werden? Doch für die Bevölkerung von Wien! Und da kann doch 
der Gemeinderath von Wien in dieſem Augenblick eine Bedingung 
aufſtellen, daſs nämlich der Straßenkörper nur unter der Bedingung 
zur Benützung gegeben werde, dass der Fahrpreis bloß 8 kr. 
beträgt. Dieſen Punkt bitte ich in Erwägung zu ziehen. Ich ſtelle 
alſo bei Art. V den poſitiven Antrag, dass es dort ſtatt „die 
Gemeinde Wien bringt den Wunſch zum Ausdruck,“ heiße, „die 
Gemeinde Wien knüpft die Bedingung daran“, dafs der Fahrpreis 
nicht mehr als 8 kr. betrage. 

Gem.-Nath Dr. Cueger: Wenn ich mich zum Worte gemeldet 
habe, ſo iſt es hauptſächlich deswegen geſchehen, weil ich glaube, 
daſs die Anträge des Stadtrathes den Verhältniſſen nicht entſprechen. 
Vor allem muſs es mich wundernehmen, daſs der Stadtrath be— 
züglich der Auslegung des Art. IX des zwiſchen der Gemeinde 
Wien und der Wiener Tramwah-Geſellſchaft abgeſchloſſenen Nach— 
tragsübereinkommens vom 4. Mai 1887 ſo außerordentlich ängſtlich 
iſt. Er iſt nämlich der Meinung, daſs es doch möglich fein könnte, 
daſs die Gemeinde Wien in einen Proceſs verwickelt würde. Ja, 
er iſt ſogar der Meinung, daſs eventuell dieſer Proceſs verloren 
gehen und die Gemeinde Wien zu einer Schadenerſatzleiſtung an 
die Wiener Tramway⸗-Geſellſchaft verurtheilt werden könnte. 

Ich erinnere mich noch recht gut, wie hier in dieſem Saale 
die Debatte über Art. IX des betreffenden Nachtragsübereinkommens 
ſtattgefunden hat. Die Oppoſition hat damals gerade gegen das 
Privilegium, welches im erſten Abſatze des Art. IX der Wiener 
Tramway-Geſellſchaft ertheilt wurde, mit aller Entſchiedenheit 
Stellung genommen, und bei der erſten praktiſchen Gelegenheit 


ergibt es ſich, daßs die Oppoſition ſich damals vollſtändig im 
Rechte befunden hat. Wir haben vorausgeſehen, daſs dieſer Abſatz 
zu ſchweren Verwicklungen führen könnte, und ſiehe da! Es handelt 
ſich nur um eine kleine Strecke, um die Strecke zwiſchen Wien 
und Kagran; wir ſtoßen ſchon auf die Wiener Tramway-Geſellſchaft, 
und die Gemeinde Wien iſt nicht mehr in der Lage, mit jener 
Freiheit über ihre Straßen zu verfügen wie früher. 

Natürlich haben damals die Alleswiſſenden der Majorität und 
der damalige Bürgermeiſter-Stellvertreter Dr. Prix die Oppoſition 
niedergedonnert, ſie als Leute hingeſtellt, welche nur krakeelen, als 
Leute, die gar nicht wiſſen, was im Intereſſe der Gemeinde liegt, 
mit Einem Worte: als Menſchen, die gar nicht in dieſen Saal 
gehören und ihre Thätigkeit anderswohin verlegen ſollten. Hier 
ſehen Sie, wie recht die Oppoſition gehabt hat und wie unrecht 
der damalige Bürgermeiſter-Stellvertreter Dr. Prix und die ganz 
Majorität gehabt haben. Sie werden bei jeder Gelegenheit darauf— 
kommen, daßs dieſes Nachtragsübereinkommen, welches mit der 
Wiener Tramwah-Geſellſchaft geſchloſſen worden iſt, ein ſchlechtes 
Übereinkommen iſt und ein ſolches, durch welches die Intereſſen 
der Gemeinde Wien nicht gewahrt, ſondern im Gegentheile in 
ärgſter Weiſe verletzt worden ſind. Übrigens habe ich vor dem 
Art. IX und Abſ. 1 gar keine Angſt. Eine ſolche Angſt kann nur 
in einem ſtadträthlichen Gefühle wachgerufen werden, im Gefühle 
eines anderen Menſchen, der nicht das Glück hat, Stadtrath zu 
ſein, kann eine ſolche gar nicht platzgreifen. 

Wie heißt es nun in Art. IX, Abſatz 1? „Die Gemeinde 
Wien“ — heißt es hier — „wird in den der Wiener Tramway— 
Geſellſchaft zum Baue und Betriebe überlaſſenen Straßen eine 
andere Unternehmung zum Tramwahybetriebe nicht zulaſſen.“ Es 
frägt ſich nun, wie iſt das Wort „Tramwaybetrieb“ zu verſtehen? 
Wenn man das genau durchliest, findet man, dass der Wiener 
Tramway-Geſellſchaft nur die Bewilligung zur Erbauung einer 
Pferdebahn ertheilt worden iſt. Ausdrücklich ſteht das darin. Es 
findet ſich ſogar eine Beſtimmung im Vertrage, in welcher es 
heißt, daſs, wenn die Wiener Tramway-Geſellſchaft den Motor 
ändern wollte, ſie an die Bewilligung der Gemeinde gebunden iſt. 
Nun, es iſt ganz zweifellos, daſs, wenn irgend eine Bahn mit 
einem anderen Motor als Pferden betrieben wird, dieſer Betrieb 
nicht unter das Privilegium fällt, ſondern dass wir in dieſer Be— 
ziehung vollſtändig freie Hand haben. Ich geſtehe daher offen, 
dafs, wenn wir überhaupt für die Bewilligung ſein werden, wir 
ohne weitere Beſorgnis einfach für die Bewilligung der Straße 
ſtimmen werden. Ich ſehe nämlich in dem Vorbehalte, der hier 
gemacht wird, eine viel größere Gefahr als in dem, dafs eventuell 
ein Proceß bevorſteht. Wenn wir einen ſolchen Vorbehalt machen, 
iſt es uns für jedwede Zukunft überhaupt unmöglich gemacht, jemals 
einen anderen Betrieb auf jenen Straßen einzurichten, als den, 
der jetzt exiſtiert. Und das ſoll uns nicht unmöglich gemacht werden. 
Wenn wir aber ſelbſt zweifeln, jo iſt es ganz erklärlich, dafs ſich 
kein Unternehmer findet, der ein eventuelles Riſico auf ſich nimmt. 
Wir müſſen unſer Recht ſelbſt kennen, nur dann können wir darauf 
rechnen, daſs wir uns eventuell von der Wiener Tramway-Geſell⸗ 
ſchaft befreien können. Wie richtig das iſt, was ich ſage, geht 
daraus hervor, dass z. B. Localbahnen zum Theile auch auf jenen 
Straßen gehen werden, auf welchen die Wiener Tramway-Geſell⸗ 
ſchaft ihre Linien liegen hat. | 

Keinem Menſchen iſt es aber eingefallen, zu denken, daſs 
dadurch der Bruch eines Privilegiums erfolgt, und zwar einfach 
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deswegen nicht, weil zwiſchen den Motoren einer Pferdebahn und 
einer Localbahn ein gewaltiger Unterſchied beſteht. Der nämliche 
Unterſchied beſteht auch hier. 

Ich werde daher nie und nimmer für Art. II in der bean- 
tragten Faſſung ſtimmen und eventuell in der Special-Debatte, 
wenn es dazu kommen ſollte, die entſprechenden Anderungen vor⸗ 
ſchlagen. 

Nun erlauben Sie aber, dass ich auf Punkt IV übergehe. 
Ich weiß nicht, ob es bereits erwähnt worden iſt, daſs die Dauer 
von fünfzig Jahren eine außerordentlich lange iſt. Ich ſehe nicht 
ein, warum wir unſere Straßen für ewige Zeiten vergeben ſollten. 

Die Klage über die Schienen iſt eine allgemeine. Die Klage 
darüber, daſs es für das andere Fuhrwerk beinahe unmöglich oder 
wenigſtens ſchwer iſt, das zu verſtehen, iſt allgemein und wir ver— 
geben mir nichts dir nichts eine ſo wichtige Verbindungsſtraße, 
wie es die Kronprinz Rudolfſtraße iſt, auf weitere 50 Jahre einer 
Privatgeſellſchaft zur beliebigen Ausnützung. Dafür kann ich unter 
keiner Bedingung ſtimmen. 

Meine Herren, ich war dagegen, dajs der Wiener Tramway— 
Geſellſchaft die Bewilligung bis zum Jahre 1925 erſtreckt worden 
iſt; wenn ich aber heute für irgend eine Friſt ſein ſollte, ſo wäre 
es nur ebenfalls bis 31. December 1925, an welchem Tage wir 
in den Beſitz des geſammten Tramwaynetzes kommen. An dieſem 
Tage ſind wir wieder Herren unſerer Straßen und dann ſollen 
wir auch ganz Herren unſerer Straßen fein, gewiss aber ſolcher 
Straßen, wie die Kronprinz Rudolfſtraße, die zu den größten Ver— 
kehrsadern des zukünftigen Wien zählen wird. 

Nun komme ich zu den Abgaben. Der Herr Referent hat ſich, 
wenn ich nicht irre, hier das Muſter von dem Vertrage genommen, 
der mit der Dampftramway-Geſellſchaft abgeſchloſſen wurde. Ich 
geſtehe, ich war immer ein Gegner der Bemeſſung der Abgabe nach 
dem Reinertrage. Denn die Herren machen es nach ihrem Belieben 
(Richtig! links), wir haben keinen Einfluſs darauf; ſie ſind zwar 
zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichtet, wenn fie eine Actien- 
geſellſchaft! bilden, aber, mein Gott, wie ſolche Rechnungen aus- 
ſehen, wiſſen wir ja alle. (Richtig! links. Rufe: Gasgeſellſchaft!) 
Ich glaube daher, wir ſollten uns auf eine ſolche Abgabe vom 
Reinertrage nicht einlaſſen und ich möchte den Herrn Referenten 
fragen, ob wir auf Grund eines ſolchen Titels überhaupt ſchon 
von jemandem Geld bekommen haben. (Gelächter links.) 

Ich weiß nur, dafs wir mit der Dampftramway-Geſellſchaft 
Krauß & Comp. unendliche Schwulitäten in dieſer Hinſicht 
gehabt haben und mir ſcheint wenigſtens, daſs wir aus dieſem 
Titel noch kein Geld bekommen haben. Aber ſelbſt den Reinertrag 
als Grundlage genommen, mußs es einen wirklich wundern, wenn 
man hier liest, 6 Percent müſſen zuerſt die Actionäre haben, billiger 
thun ſie es nicht, dann kommen erſt wir daran. Was über 6 Percent 
iſt, davon bekommen wir etwas, und zwar bei einem Reinerträgniſſe 
von 6 bis 7 Percent von dieſem ſiebenten Percent oder deſſen 
Bruchtheil ein Zehntel (Rufe links: Hört!), bei einem Reinertrage 
von 7 bis 8 Percent von dem achten Percent oder deſſen Bruch— 
theil zwei Zehntel u. ſ. f.; es find das ſo kleine Ziffern, dafs es 
kaum der Mühe wert iſt, darüber zu ſprechen. Vernüuftiger wäre 
es, den Bruttoertrag zur Grundlage zu nehmen. (Gem.-Rath 
Dr. Lederer ruft dazwiſchen.) Herr Dr. Lederer meint, daſs ich 
auf dem Standpunkte des Raubens ſtehe. O nein! Sehen Sie, 
der Zufall wollte, daſs heute einer der Herren Unternehmer bei 
mir war, und er hat mir ein Büchlein übergeben, betitelt: „Elek— 
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triſche Straßenbahn Praterſtern —-Kagran“. Als Herausgeber und 
offenbar auch Verfaſſer ſind die Bauunternehmer R. v. Ritſchl 
und R. v. Tonello genannt. Die rechnen nun ein Brutto- 
erträgnis von 94.800 fl. aus. 60.500 fl. ſind die Auslagen und 
der Reſt von 34.300 fl. reicht gerade aus, das Anlagecapital mit 
6 Percent zu verzinſen, und überdies eine Amortiſationsquote für 
die Vorrangsactien zu geben, dann bleiben noch 1000 und etliche 
hundert Gulden für Adminiſtrationsauslagen. Wenn nun die 
Herren ſelbſt ſchon das Bruttoerträgnis ausgerechnet haben, warum 
will der Stadtrath nicht die Güte haben, die eigene Rechnung 
der Betriebs-Bauunternehmung zur Grundlage zu nehmen und 
zu ſagen: Gut, fangen wir bei 94.800 fl. oder bei 90.000 fl. 
an! Wenn Sie ein Bruttoerträgnis von 90.000 fl. haben, ſo 
zahlen fie fo viel, wenn mehr, fo viel, was dann der Gemeinde Wien 
gehört. Warum wollen wir denn uns in die Gefahr begeben, daßs 
eventuell die Rechnung der Herren bezüglich des Reinerträgniſſes 
nicht ſtimmt, wozu wollen Sie denn das? Die Herren verdienen 
bei dem Bruttoerträgnis von 94.800 fl. alle ihre Ausgaben, ſie 
verdienen ſechs Percent vom Anlagecapital, die Amortiſationsquote, 
die Vorrangsactien und überdies 1800 fl. Adminiſtrationsauslagen; 
das iſt ſeparat, offenbar für den Verwaltungsrath oder ſonſt 
jemand. Wenn die das ſelbſt ausrechnen, ſoll der Stadtrath ſagen: 
Gut, meine Herren, wir find vollſtändig überzeugt, daſs Ihr 
richtig gerechnet habt, wir nehmen dieſe Bruttoeinnahme von 
94.800 fl. zur Grundlage und darnach bemeſſen wir; erreicht die 
Bruttoeinnahme dieſe Höhe, zahlt Ihr ſo viel, erreicht ſie mehr, 
dann zahlt Ihr ſo viel; daun iſt kein Streit. Die Herren können 
daun als Anlagecapital verwenden, ſoviel ſie wollen, ſie können 
Adminiſtrationsauslagen berechnen, ſoviel ſie wollen, das geht uns 
nichts an, die Geſchichte iſt glatt, das iſt eingegangen und ſo viel 
zahlt Ihr! Bei der Wiener Tramwah-Geſellſchaft haben Sie ja 
doch auch dasſelbe, und damit nicht vielleicht geſagt wird, dass 
man wo anders nobler iſt, ſo verweiſe ich Sie in dieſer Beziehung 
daran’, dajs in Berlin in ganz gleicher Weiſe vorgegangen wird 
gegenüber den Tramwah-Geſellſchaften; es wird ebenfalls die 
Bruttoeinnahme zugrunde gelegt, einfach aus dem Grunde, weil 
man ſich in die interne Gebarung der Tramway -Geſellſchaft 
weiter nicht einlaſſen will. Sie ſollen machen, was ſie wollen; 
wirtſchaften ſie ſchlecht, iſt das ihre Sache, wirtſchaften ſie gut, 
iſt das auch ihre Sache. Wir wiſſen dann wenigſtens, was wir 
bekommen. Ich werde daher unter jeder Bedingung daſür ſein, 
daſs das Bruttoerträgnis zur Grundlage genommen wird; wenn 
Sie aber ſchon für das Reinerträgnis ſind, ſo werden Sie mir 
doch zugeben, daS die Grenze von ſechs Percent wohl eine ſehr 
hohe Grenze in der jetzigen Zeit iſt, in einer Zeit, in der man froh 
iſt, wenn man ein Capital mit viereinhalb Percent oder fünf 
Percent verzinſen kann. Die Unternehmung ſoll der Gemeinde 
Wien, welche ja der eigentliche Leidtragende bei allen dieſen Sachen 
iſt, wenn das Reinerträgnis über fünf Percent ſteigt, etwas zahlen. 
Ich ſehe nicht ein, warum ſechs Percent als Grundlage ge— 
nommen werden müſſen. 

Weiters iſt mir unklar, was für eine Bewandtnis es mit 
der oberirdiſchen und unterirdiſchen Leitung hat. Ich mußs zu— 
geſtehen, dafs ich für die unterirdiſche Leitung wäre, dafs ich aber 
nur dann dafür wäre, wenn dieſe unterirdiſche Leitung voll— 
ſtändig gefahrlos iſt und wenn ſie den anderen Betrieb in den 
Straßen nicht ſtört. Daſßs dieſe guſseiſernen Säulen, wenn fie 
noch ſo ſchön conſtruiert ſind, der Straße nicht zur Zierde gereichen 
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werden, das wird mir wohl, glaube ich, jedermann zugeben. Sie 
können Sie conſtruieren, wie Sie wollen, ſie werden immer den 
Eindruck von fortlaufenden Galgen machen. Sie können ſie ver— 
zieren, wie Sie wollen, unſchön wird die Geſchichte immer ſein. 

Weiters wundert mich, daſs man ſagt, das Syſtem dieſes 
eiſernen Oberbaues muſs die Gemeinde Wien genehmigen, und 
zwar für alle Objecte, die errichtet werden, iſt die Bewilligung 
der Gemeinde erforderlich. Weiter ſagt uns der Stadtrath nichts. 
Weiß der Herr Referent und weiß der Stadtrath nicht, daſs wir 
eine ähnliche Beſtimmung in dem Vertrage mit der Wiener Tramway— 
Geſellſchaft haben? Und weiß er nicht, daſs wir, um dieſe De 
ſtimmung durchſetzen zu können, die ſchwerſten Kämpfe führen 
müſſen. Weiß er nicht, daſs die Tramway-Geſellſchaft ohne Rückſicht 
auf die Gemeinde Wien einen Waggon nach dem anderen in 
Betrieb ſetzt, ohne daſßs die Genehmigung dieſer Waggons von 
Seite der Gemeinde erfolgt. Das ſind ſehr troſtloſe Ausſichten, 
und wenn ich auch vielleicht zugebe, dafs nicht alle Geſellſchaften 
jo ſind, wie die Wiener Tramwah-Geſellſchaft, jo werden Sie mir 
doch allſeits zugeben, daſs, wenn man nicht in ſolchen Dingen 
wirklich das Heft vollſtändig in Händen hat, es wirklich vergebliche 
Mühe iſt, derlei Paragraphe in einen Vertrag aufzunehmen. 

Aber abgeſehen davon, komme ich jetzt zu Punkt V und da 
muss ich geſtehen, ich weiß nicht wie das kommt. Der Herr 
Referent hat uns geſagt, die betreffende Unternehmung wünſcht 
oder beantragt die 8 kr. Da ſtimmt er überein. Daun 12 bis 
15 kr. Ich ſage Ihnen nochmals, ich habe das genau durch— 
geleſen. Es iſt von der betreffenden Bahnunternehmung ausgegeben 
und der Abſatz lautet folgendermaßen: 

„Berechnung der Einnahmen. Nach der auf Seite 12 unter 
Betriebseinrichtung ausgewieſenen Anzahl der wirklich beſetzten 
Sitzplätze ergibt ſich im Jahre die Zahl der beförderten Perſonen 
mit 1,185.000. Der Fahrpreis wurde ſo beſtimmt, daßs für jede 
Fahrt zwiſchen Praterſtern und k. u. k. Schießſtätte und zwiſchen 
Kaiſermühlen und Kagran 8 kr. per Perſon, für die Fahrt über 
die alte und neue Donau aber und für die ganze Strecke 12 kr. 
per Perſon eingehoben werden. Kinder zahlen auf allen Strecken 
Rur f 

Das beſtimmt die betreffende Unternehmung ſelbſt, und uns 
muthet der Stadtrath zu, wir ſollen den Wunſch zum Ausdrucke 
bringen, dafs die betreffenden Fahrpreiſe in dieſer Höhe beſtimmt 
werden. (Gelächter links.) Ja, meine Herren, entweder hat der 
Stadtrath das nicht gehabt — — — (Widerſpruch rechts.) Ja, 
dann muſs aber jemand vom Stadtrathe dem Herrn v. Tonello 
und Herrn v. Rit ſchl die Geſchichte geſagt haben. Das ſind 
Dinge, die einem geradezu auffallen müſſen. Meine Herren! Hier 
wird beantragt, es ſoll der Wunſch ausgeſprochen werden (Heiter— 
keit links) und die Bauunternehmung beantragt das ſelbſt und 
ſagt, es wurde ſo beſtimmt. Ja, ſie legt der Berechnung der 
Bruttoeinnahme ſogar nur einen einheitlichen Preis, 8 kr. per 
Perſon zur Grundlage. Sie ſehen alſo, wie da vorgegangen wird. 
Man muthet uns zu, wir ſollen einen Wunſch ausſprechen und 
die Bauunternehmung hat das bereits gedruckt, und wenigſtens 
mir iſt ein ſolches Exemplar überreicht worden. Ich kenne mich 
nicht mehr aus auf dieſer Welt (Heiterkeit links), wie das zugeht. 

Ich mufs geſtehen, ſolche Anträge müſſen einen frappieren, 
und fie machen auf mich den Eindruck, daj8 denn doch vielleicht 
— ich will nicht ſagen, das Referat nicht genügend vorbereitet 
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war, ſondern, daſs dem Referate nicht jene Acten zugrunde liegen, 
welche ihm zugrunde liegen ſollen und müſſen. 

Der Herr Referent wird mir ſelbſt zugeben, dafs eine ſolche 
Enunciation jedenfalls zu den Acten gehört. Wenn es der Herr 
Referent nicht weiß, wenn es der Stadtrath nicht gemujst 
hat, ſo iſt das allein nach meiner Überzeugung eine Urſache, den 
Gegenſtand einer neuerlichen eingehenden Berathung zu unterziehen. 
Wenn es richtig iſt, daſs die Herren früher 12 bis 15 kr. bean⸗ 
tragt haben — was ich glaube, der Herr Referent theilt es uns 
mit — und ſie jetzt auf 12 kr. herabgehen, ſo iſt das ein Beweis, 
dafs fie vielleicht auch in anderen Punkten mit ſich reden laſſen, 
dass fie vielleicht auch in anderen Punkten nachgeben, beziehungs⸗ 
weiſe ihre Pläne aufrechthalten würden, wenn von Seite des 
Stadtrathes mit größerer Energie auf die Wahrung der Rechte 
der Gemeinde geſehen würde. 

Geſtatten Sie mir zum Schluſſe nur eine kleine allgemeine 
Bemerkung. Ich bin gewijs für Verkehrsmittel nach allen Rich— 
tungen hin, und ich bin auch für dieſe elektriſche Bahn deswegen, 
weil ich der Meinung bin, es ſchadet nicht, zu erproben, ob nicht 
in dieſer elektriſchen Bahn eventuell ein gutes Concurrenzmittel 
gegen die Tramway-Geſellſchaſt ſelbſt gefunden werden könnte. 
Aber das eine Gefühl habe ich: auf der Kronprinz Rudolfſtraße 
wird es merkwürdig zugehen. Denken Sie nur, dort kommt Folgendes 
hin. Jetzt iſt die Tramway dort, dann kommt die elektriſche Bahn 
hin. Dieſe wird gewiss nicht auf den Tramwaygeleiſen gehen; wie 
ich die Tramway-Geſellſchaft kenne, wird dieſer Peagevertrag nicht 
zuſtande kommen, und wenn ich nicht irre, ſoll dort auch die Local— 
bahn gehen, wenigſtens bis zur Grenze des Kohlenbahnhofes und 
dann hinüberbiegen; da haben ſie drei Verkehrsmittel nebeneinander 
und jetzt rechnen Sie dazu den rieſigen Verkehr mit den Laſtwägen, 
der nicht aufhören wird. (Rufe rechts: O ja!) Was? der wird auf— 
hören? (Rufe: Theilweiſe!) Nicht einmal theilweiſe. Ich bin über— 
zeugt, die Kohlenwägen werden zum größten Theile auch noch 
ſpäter fahren, denn nur die Linie, welche längs der Gürtelſtraße 
geht und die ſogenannte Vorortelinie ſind ſolche Linien, auf welchen 
Laſtenzüge verkehren werden, alles andere iſt reine Localbahn, auf 
welcher Kohlenwägen gar nicht übergehen werden. Die Kohlen— 
wägen alſo, die jetzt dort fahren, werden ſpäter zum größten Theile 
und mit wenigen Ausnahmen auch dort fahren. Rechnen Sie dazu 
den rieſigen Frachtenverkehr — hoffentlich wird er rieſig werden 
— zur Donau-Dampfſchiffahrts⸗Geſellſchaft, rechnen Sie dazu den 
Verkehr zum Lagerhauſe, rechnen Sie das alles dazu, dann frage 
ich Sie, wo ſoll das auf der Kronprinz Rudolfſtraße Platz haben? 
Ich bin dafür, das dritte Geleiſe zu bewilligen, aber dann muf3 
eine Verbreiterung der Straße dort ſtattfinden, anders iſt es nicht 
möglich. Sie kommen nicht aus mit der jetzigen Breite. Oder ſoll 
das dann auch vielleicht die Stadt Wien thun, ſollen wir vielleicht, 
weil dort ſoviele Geleiſe liegen — zwei Geleiſe der Wiener Tram— 
way⸗Geſellſchaft und eines der elektriſchen Bahn — auf unſere Koſten, 
auf Koſten der Steuerträger die Straße verbreitern? Hat der 
Stadtrath an alles das gedacht, und wenn ja, warum werden 
uns nicht in dieſer Beziehung Vorſchläge gemacht? 

Es iſt ja gut, wenn den Wienern Gelegenheit geboten wird, 
elektriſch nach Kagran zu fahren, das iſt ſehr ſchön. Ich werde 
dieſe Bahn zwar nicht benützen — ich ſage Ihnen das ganz offen — 
ich weiß mir andere Gegenden, wohin ich elektriſch fahren könnte. 
Gut, ich bin dafür, es ſoll gemacht werden, aber doch in einer 
ſolchen Weiſe, daſs andere Menſchen, welche zu Fuß gehen müſſen 
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und andere Geſchäfte haben, nicht in der empfindlichſten Weiſe 
darunter leiden. Sehen Sie ſich doch Straßen an, in welchen 
Tramwahygeleiſe liegen und auf denen ein bedeutender Frachten— 
verkehr ſtattfindet. Schauen Sie ſich an, wie das ausſieht, z. B. 
die Strecke „Wienſtraße“, wo die Tramway gegen den Naſchmarkt 
einbiegt zu einer Zeit, wo Markt iſt. Schauen Sie ſich die Wirt— 
ſchaft an, die dort herrſcht! Es iſt geradezu unglaublich! Wenn 
man ſieht, was dort vorgeht, jo ſtaunt man, dals fo etwas in 
Wien geduldet wird. Nur bei dem gutmüthigen Charakter der 
Wiener iſt es möglich, daſs ſo etwas in Wien überhaupt noch 
beſteht. Das iſt aber hier nur ein kleiner Verkehr gegenüber dem 
Verkehre auf der Kronprinz Rudolfſtraße. Warum denkt man nicht 
an eine Verbreiterung der Straße, wenn man ſchon daran denkt, 
ein ſolches Verkehrsmittel zu ſchaffen? 

Ich erlaube mir daher, gelegentlich der General-Debatte 
folgenden Antrag zu ſtellen: Es werden die Anträge des 
Stadtrathes mit dem Bemerken zurückgewieſen, dafs für 
den Fall der Bewilligung nur eine Dauer bis zum 
31. December 1925 ins Auge zu faſſen iſt; dafs die 
für die Benützung der ſtädtiſchen Gründe zu leiſtende 
Abgabe, inſofern ſie ſich nicht auf die Strecke bezieht, 
nach dem Bruttoerträgniſſe zu bemeſſen iſt; dafs ferner, 
wenn möglich, für eine unterirdiſche Leitung der Elek— 
tricität geſorgt wird; daſs weiters bezüglich der Fahr— 
preiſe ein vollſtändig bindendes Übereinkommen zwiſchen 
der Gemeinde Wien und der betreffenden Unternehmung 
zuſtande kommt; und dafs endlich auch für die Er— 
füllung der übrigen Verpflichtungen ſolche Sicherheiten 
geleiſtet werden, welche ohne ſchwierige Procefsführung 
es der Gemeinde Wien ermöglichen, von ihren Rechten 
Gebrauch zu machen. Ich erlaube mir, Ihnen die Annahme 
dieſes meines Antrages zu empfehlen. (Beifall links.) 

Referent: Mit großem Geſchicke iſt viel Wahres und viel 
Unrichtiges untereinander gemengt und Ihnen ein Ragout vor⸗ 
geſetzt worden, das, wie es ſcheint, Ihnen recht behagt hat; ich 
muſs aber auf vieles aufmerkſam machen, was der Herr Redner, 
wenn er darauf geachtet hätte, aus meinem eigenen Vortrage ent— 
nommen hätte. In erſter Linie iſt der unmittelbare Herr Vor— 
redner der Anſchauung, daſs der Art. IX des Nachtragsüberein- 
kommens der Wiener Tramway-Geſellſchaft auf den vorliegenden 
Fall nicht Anwendung zu finden habe. Ich habe mir ſelbſt einige 
Gründe anzuführen erlaubt, aus denen geſchloſſen werden kann, 
daſs dieſe Beſtimmung auf die elektriſche Bahnunternehmung keine 
Anwendung finden könnte. Ich mus aber geſtehen — ich bewundere 
die außerordentliche Siegesgewiſsheit, die der Herr Redner, der 
doch außerdem, dafs er Gemeinderath iſt, auch noch Advocat ift, 
in einer Angelegenheit hat, die unzweifelhaft ſehr zweifelhafter 
Natur iſt. (Heiterkeit rechts.) 

Es mag das wahrſcheinlich nur deshalb kommen, weil er 
nicht Stadtrath iſt und nicht Gelegenheit hat, ſich mit der An— 
gelegenheit gründlich zu befaſſen. (Gem.-Rath Dr. Lueger: Du 
muſst erſt viel lernen, bis Du das weißt, was ich weiß! — 
Heiterkeit links.) Gerade dasjenige Argument, das der Herr 
Dr. Lueger angeführt hat, ſcheint mir nicht ſtichhältig zu ſein; 
er leitet nämlich die Definition des Wortes „Tramway⸗Unter— 
nehmen“ lediglich von der Thatſache ab, mit was für einem Motor 
ein Unternehmen betrieben wird. Nach ſeiner Anſicht iſt nur jenes 
Straßenbahn⸗Unternehmen ein Tramway⸗Unternehmen, das mit 
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Pferden betrieben wird; nun iſt ja der Motor bei dieſem Unternehmen 
nicht wejentlich, ſondern der weſentliche Charakter liegt darin, und 
deshalb heißt es Tramway-Unternehmen, weil es betrieben wird 
auf Linien, die in der Straße und im Niveau der Straße liegen. 
Wenn er weiters behauptet, dass ſich eine Beſtimmung in dem 
Vertrage befindet, nach welcher die Tramwah-Geſellſchaft verpflichtet 
iſt, auf Verlangen der Gemeinde Wien einen anderen Motor ein— 
zuführen (Gem.⸗Rath Dr. Lueger: Das habe ich nicht geſagt!), 
ſo irrt er abermals, wahrſcheinlich wieder aus demſelben Grunde, 
den ich angeführt habe. 

Nicht eine ſolche Beſtimmung, wie der Herr Redner meint, 
iſt in dem Tramway-Vertrage, ſondern der alte Vertrag hat in 
§ 32 folgende Beſtimmung: „Neue Erfindungen und Verbeſſerungen, 
welche auf dem Gebiete des Pferdebahnweſens gemacht werden, iſt 
die Unternehmung verpflichtet, auf Verlangen des Gemeinderathes 
auf ihrer Bahn einzuführen“, alſo etwas weſentlich ganz Verſchiedenes 
von dem, was der Herr Redner angeführt hat. Der Herr Redner 
hat auch weiters aus dem Umſtande, dass Localbahnen auf einzelnen 
Straßen gehen werden, in welchen Tramwahs liegen, gefolgert, 
daſs die Beſtimmung des Art. IX des Nachtragsübereinkommens 
keine Anwendung zu finden habe. 

Bei dieſer Gelegenheit iſt dem Herrn Redner nur das kleine 
Malheur paſſiert, daſs er überſehen hat, das dieſe Localbahnen 
im Geſetzgebungswege zuſtande gekommen ſind, daſs alſo bezüglich 
dieſer Bahnen ein Privatvertrag gar nicht beſteht, daher auch gar 
nicht verletzt werden kann. 

Was nun die Frage des Platzzinſes, des Straßenbenützungs— 
zinſes ꝛc. anbelangt, ſchlägt der unmittelbare Herr Vorredner ein 
ganz neues Princip vor, das wir bisher bei unſeren Straßenbahn— 
Unternehmungen nicht hatten, nämlich das Princip der Brutto- 
Entſchädigung. Ich will gar nicht verkennen, dajs dieſes Princip 
ſehr viel für ſich hat; man erſpart ſich dabei mancherlei ſehr un— 
angenehme Auseinanderſetzungen — Auseinanderſetzungen, die ich 
ſehr wohl kenne, weil ich damit vielfach zu thun gehabt habe; aber 
Sie werden andererſeits auch nicht verkennen, dafs es geradezu 
eine Unbilligkeit gegen das neue Unternehmen einführen heißt, 
wenn man bei dieſem neuen Unternehmen ein dasſelbe ſo ſchwer 
belaſtendes neues Princip einführen wollte. Dabei bitte ich 
nur das eine nicht zu vergeſſen, dafs nur ein kleiner Theil der 
Linie von 4950 m auf den Wiener Straßen ſich befindet, es iſt 
dies nämlich eine Strecke von 1100 m in der Kronprinz Rudolf— 
ſtraße, nicht um ein Meter mehr, und gegenüber einem Unter— 
nehmen, das in einer ſo außerordentlich geringen Strecke auf 
Wiener Straßen ſich bewegt, wollen Sie ein ſo ſchwerwiegendes 
Princip und die Conſequenzen eines ſo ſchwerwiegenden Princips 
aufſtellen? 

Recht humoriſtiſch hat nun der Herr Vorredner, wie dies ſeine 
Art iſt, den Wunſch, den der Stadtrath im Abſatze 5 zum Aus— 
drucke gebracht hat, behandelt. Der Stadtrath war nämlich der 
Anſicht, daſs die Gemeinde mit Rückſicht darauf, daſs das vor— 
liegende elektriſche Unternehmen nur zu einem kleinen Theile auf 
Wiener Straßen ſich bewegt, nicht berechtigt ſei, Bedingungen zu 
ſtellen, ſondern nur Wünſche auszuſprechen, daſs dieſe Wünſche 
jedoch demjenigen, was die Unternehmung ſagt, ſehr nahe kam. 
Nun hat ſich der Herr Vorredner eine Broſchüre verſchafft, in welcher 
ausdrücklich dasjenige enthalten ſein ſoll, was der Stadtrath ſelbſt 
beantragt. Ich bin nicht im Beſitze dieſer Broſchüre, mich hat der 
Unternehmer nicht beſucht, aber ich bin im Beſitze des Original- 
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operates, es iſt dies Beilage 5 mit der überſchrift: „Elektrische 
Straßenbahn Praterſtern —-Kagran 4995 km“. Da heißt es am 
Schluſſe folgendermaßen (liest): „Der Fahrpreis wird für jede 
Fahrt zwiſchen Praterſtern und k. k. Schießſtätte, und dann zwiſchen 
Kaiſermühlen —Kagran 8, höchſtens 10 kr., für Fahrten über die 
ganze Strecke und für Fahrten, bei welchen ſowohl das regulierte 
als auch das alte Donaubett paſſiert wird, 12, höchſtens 15 kr., 
für Kinder auf allen Strecken 5, höchſtens 6 kr. betragen.“ Es 
ſcheint alſo, daſs in der gedruckten Vorlage des unmittelbaren Herrn 
Vorredners die Worte „höchſtens“ ausgelaſſen ſind, und das iſt für 
ihn Grund genug, die Beſchuldigung zu erheben, die Vorlage ſei 
nicht genügend vorbereitet, nicht genügend ſtudiert. (Gem. Rath 
Dr. Lueger: Das habe ich nicht geſagt!) „Nicht genügend vor— 
bereitet.“ Ich habe mir das ausdrücklich aufgeſchrieben. 

Nun hat der Herr Redner weiters auf den Umſtand auf⸗ 
merkſam gemacht, den ich übrigens auch erörtert habe, dass eine 
ſehr bedeutende Inanſpruchnahme der Kronprinz Rudolfſtraße bei 
Herſtellung dieſes neuen Verkehrsunternehmens ſtattfindet. Ich habe 
ausdrücklich darauf hingewieſen, dass eine Localbahn⸗Donaulinie 
projectiert iſt, und habe ausdrücklich bemerkt, dafs die Localbahn 
als Hochbahn projectiert iſt, alſo den Straßenverkehr mit denjenigen 
Anlagen, welche am Straßenkörper angebracht ſind, behindert. Ich 
habe ſchon im Eingange dieſes Referates gejagt, daßs der Stadt— 
rath in Erwägung gezogen hat, ob nicht mit Rückſicht auf die 
Zufahrt zum Kohlenhofe der Nordbahn es zweckmäßiger wäre, daſs 
die Anfangsſtation nicht am Praterſtern, ſondern hinter die Ver— 
bindungsbahn bei Kilometer O0 beim Nordbahnhofe verlegt werde, 
dafs aber der Stadtrath mit Rückſicht darauf, daſs das Publicum 
einen weiten Weg zurückzulegen hätte, ſich dahin ausgeſprochen 
hat, daſs die Anfangsſtation am Praterſtern, allerdings nicht in 
der projectierten Weiſe beim Gehwege, ſondern in die Wieſe ver— 
legt werden ſoll. 

Der unmittelbare Herr Vorredner iſt am Schluſſe mit einer 
Reihe von Anträgen herangetreten, mit welchen die Vorlage an 
den Stadtrath zur weiteren Berathung zurückgewieſen wird. 

Ich weiß nicht, wie der Stadtrath dieſe Angelegenheit fertig— 
ſtellen ſoll. Denn die Commiſſion über dieſe Angelegenheit findet 
am Freitag den 19. d. M., eventuell fortſetzungsweiſe am 20. ſtatt. 
Bei dieſer Commiſſion wird die Gemeinde ganz beſtimmte Er- 
klärungen abgeben müſſen. Wie da der Stadtrath, eventuell der 
Gemeinderath bis dahin ſchlüſſig werden ſoll, iſt mir unverſtändlich. 
Dabei will ich erwähnen, dajs ſpeciell mich keine Verzögerung trifft, 
denn mir iſt das Referat Samstag voriger Woche zugeſtellt worden, 
und heute referiere ich in der Sache. 

Ein ſpecielles Verlangen des unmittelbaren Herrn Vorredners 
beſteht auch darin, daſs die Conceſſionsdauer auf die Zeit beſchränkt 
werde, für welche die Tramwah-Geſellſchaft das Straßenbenützungs— 
recht beſitzt, das ift bis 31. December 1925, alſo ein verhältnis⸗ 
mäßig ſehr kurzer Zeitraum. 

Es wäre nun allerdings ſehr wünſchenswert, wenn die Be— 
nützungsrechte ſämmtlicher Straßenbahnen in Wien zu demſelben 
Zeitpunkte und zwar womöglich am 31. December 1925 ablaufen 
würden. Ich habe aber bereits aufmerkſam gemacht, daſs die Dampf— 
tramway⸗Geſellſchaft Krauß & Comp. nicht nur ein 50jähriges, 
ſondern ein 90jähriges Benützungsrecht hat und daßs alſo, auch 
wenn wir gegen die elektriſche Bahn dieſe Beſtimmung treffen 
würden, wie in den Zeitpunkt, wo das Benützungsrecht der 
Tramway⸗Geſellſchaft abläuft, dennoch nicht in den Beſitz eines 
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großen Theiles unſerer Straßen gelangen würden. Es wäre dies 
meines Erachtens auch gegen die Unternehmung unbillig, weil es 
jedenfalls viel ſchwieriger iſt, ein Unternehmen in 33 Jahren zu 
amortiſieren, als in 50 Jahren; und wenn ſich in der Folge neue 
Unternehmungen dieſer Art finden ſollten und es würde einem 
ähnlichem Antrage ſtattgegeben, ſo würde das Benützungsrecht immer 
kürzer werden, das heißt, Sie würden ſolche neue Unternehmungen 
immer mehr unmöglich machen, denn das, meine Herren dürfen 
Sie nicht verkennen, je mehr Sie ſolchen Unternehmungen die 
Situation erſchweren, deſto weniger werden ſie zuſtande kommen 
und wir ſind in Wien wirklich nicht fo reichlich mit Verkehrs- 
anlagen dotiert, daſs wir das Zuſtandekommen derſelben in jeder 
Weiſe hindern ſollten. (Sehr richtig! rechts.) Das Unternehmen 
iſt auch fo klein, daſs es nicht einmal ein Actienunternehmen zu 
werden braucht und damit entfällt vielleicht auch eine der Haupt- 
einwendungen gegen die Sache. Ich bitte alſo, die Anträge des 
Herrn Dr. Lueger abzulehnen und in die Special-Debatte ein- 
zugehen. 

Gem.-Nath Noſenſtingl: Ich möchte mir nur einige kurze 
Bemerkungen erlauben und zunächſt den Herrn Referenten bitten, 
mir zu ſagen, wie ſich das Oberſthofmeiſteramt zur Sache bezüg- 
lich des Praterſterns ſtellt. 

Referent: Nachdem eine Commiſſion bis zur Stunde nicht 
ſtattgefunden hat, iſt mir das nicht bekannt und ebenſowenig weiß 
ich, wie ſich die Staatsbehörde und die Donauregulierungs-Com⸗ 
miſſion dazu ſtellen wird, erſtere bezüglich der Benützung der 
Kronprinz⸗Rudolfbrücke, die bekanntlich eine außerordentlich ſchmale 
Fahrbahn hat und letztere wegen der Dammanſchüttungen an der 
alten Donau. | 

Dies alles ift mir unbekannt, weil es ſich erſt bei der 
Commiſſion ergeben wird. 

Gem.-Rath Noſenſtingl (fortfahrend): Nun, dann ſieht 
die Sache überhaupt nicht ſo gefährlich aus; ſoweit ich die In— 
tentionen des Oberſthofmeiſteramtes kenne — und ſie ſind mir 
einigermaßen bekannt — iſt nicht zu fürchten, daſs je ein Bahn- 
hof auf den Praterſtern komme, ſondern daßs derſelbe wahrſchein— 
lich in irgend einen Winkel verlegt werden wird. Das Oberſthof— 
meiſteramt — ich glaube nicht zu irren — wird nie die Zuſtim— 
mung zu einem Bahnhofe auf dem Praterſtern geben und dadurch 
wird die Sache von vorneherein etwas abgeändert. Ich möchte 
nur auf eines aufmerkſam machen. Es iſt Ihnen erinnerlich, dass 
die Bahn, die bei den Verkehrsanlagen ebenfalls dort projectiert 
wird, nicht eine Hochbahn in gewöhnlichem Sinne des Wortes iſt, 
ſondern dafs fie jo geplant iſt — ich hoffe zu Gott, dafs fie 
nicht ſo ausgeführt wird, denn es wäre entſetzlich, aber wir wiſſen 
es nicht — daßs fie eine Art Rutſche bildet, von oben herunter— 
geht und dann, ich glaube, in die Vorgartenſtraße einbiegt. Wenn 
nun dieſe Bahn eine richtige Hochbahn wäre, könnte man ſich 
mit der Sache noch eher befreunden, weil man ſagen könnte, es 
wird dann eine Art gedecktes Trottoir entſtehen, das Publicum 
geht einfach durch und es iſt kein beſonderer Verluſt an Raum, 
die eiſernen Säulen nehmen nicht ſoviel Raum weg. 

Nun bitte ich, ſich vorzuſtellen, daſs doch Herr von Wittek 
Recht bekommt und ich fürchte ſehr, daſs er Recht bekommt, daſs 
über unſere Köpfe die Sache gemacht, daſs dieſe entſetzliche 
Rutſche aufgeführt wird, dann iſt dieſer Straßentheil verloren. 
Wir dürfen mit dieſem Straßentheil nicht mehr rechnen, er iſt nicht 
mehr vorhanden. Es iſt dies wie eine Kellerſtiege und Sie haben 
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nur ein paar Schritte frei und dann müſſen Sie heraus; die 
Sache ſieht dann ſehr ſchlimm aus. 

Meine Herren! Es iſt ſehr peinlich, hier auszuſprechen, was 
man ſich denkt. Wenn man heute ſagt, wir zwingen dich, mit der 


Tramway-Geſellſchaft einen ſolchen Peagevertrag abzuſchließen, fo. 


geben wir der Tramway eine jo günſtige Poſition, dafs fie die— 
ſelbe eigentlich gar nicht verdient. Wir haben gar keine Urſache, 
in dieſer Beziehung die Tramwah zu unterſtützen, indem wir die 
andere Unternehmung ihr geradezu ans Meſſer liefern, aber 
man möchte es doch gerne ſagen. Ich geſtehe offen, ich bin in 
großer Verlegenheit, wie man über dieſen Knoten hinauskommen 
ſoll. Ich möchte lebhaft wünſchen, dafs dieſer Vertrag zuſtande 
kommt, dann hätten wir es nur mit zwei Geleiſen zu thun und die 
Sache wäre einfacher. Aber, wenn wir dies auch heute ausſprechen, 
— ich weiß nicht, ob wir überhaupt das Recht haben, es aus— 
zuſprechen: „Du mußst das thun“, ich kenne die Verträge 
eben nicht ſo genau und weiß auch nicht, ob wir auf die 
Tramway eine ſolche Preſſion ausüben können, das mußs ich den 
Herren Juriſten überlaſſen, wenn aber irgend eine Handhabe ge— 
boten wäre, dann möchte ich bitten, doch einen gewiſſen Druck 
auszuüben, dafs dieſes dritte Geleiſe nicht gemacht wird, ſelbſtver— 
ſtändlich möchte ich auch wünſchen, dass eine unterirdiſche Leitung 
gemacht würde und ich möchte die Commiſſionsmitglieder bitten, 
dieſe Sache etwas ernſter zu nehmen, als ſie hier genommen wird. 
Ich faſſe die Sache nämlich ſo auf. Es iſt lediglich eine Frage 
des Calculs. Machen läſst ſich die Geſchichte, nur iſt der Be— 
trieb bedeutend theuerer, wenn wir unterirdiſche Kabel haben, weil 
die Reinigung und Inſtandhaltung derſelben ungemein ſchwierig 
iſt und iſt dies eine koloſſale Belaſtung für das Unternehmen. 
Das wird jeder, der von ſolchen Bahnen eine Idee hat, zu— 
geben. Aber gemacht werden kann es, weil ja die nöthigen Be— 
dingungen vorhanden ſind. Es iſt nur die Frage, inwieweit man, 
ohne unbillig zu werden, einer neuen Unternehmung einfach eine 
ſolche Unmaſſe von Bedingungen auferlegen kann, damit ſie nicht 
etwa ſchließlich ſagt, da laſs ich lieber die Sache ganz ſtehen. Ich 
möchte auch wünſchen, dajS die Vertragsdauer nicht über 50 Jahre 
ausgedehnt werde, denn ich möchte, dafs wir früher fertig werden, 
und dies auch aus dem Grunde, weil mittlerweile das Eigenthums⸗ 
recht der Gemeinde an den Straßengründen ſich ändert, weil die 
Verhältniſſe zur Bahn andere werden in dem Moment, wo dieſe 
Straßengründe, auf die wir heute kein Recht haben, der Commune 
Wien einverleibt werden dürften; das verändert aber auch den 
Antheil der Commune am Gewinne. Denn es iſt nicht gleichgiltig, 
ob ein großes oder ein kleines Stück der Betriebsſtrecke ihr gehört. 
Bei einer kürzeren Vertragsdauer wäre dies der geeignete Moment, 
wo man dieſem Umſtande Rechnung tragen könnte. Aber bedenken 
Sie etwas anderes. Drei, vier und fünf Jahre lang trägt ja ein 
Unternehmen überhaupt nichts und wenn man bloß 32 Jahre zur 
Amortiſation rechnet, ſo bleiben 25 Jahre. Mit 25 Jahren kann 
ein ſolches Unternehmen nicht arbeiten. Ich mußs mich wundern, 
dajs der Herr Vertreter des III. Bezirkes bei einem Induſtrie⸗ 
unternehmen ſechs Percent gar ſo hoch findet. Ich bitte, es iſt 
doch etwas anderes, wenn ich bei meinem Schreibtiſche im Schlaf— 
rocke und bei einer guten Cigarre ſitze und Coupons abſchneide 
von Papierrenten, die nur viereinhalb Percent tragen, womit ich 
doch zufrieden ſein kann, da ich dabei nicht arbeiten mujs, als 
wenn man arbeiten und ſchaffen muſs, da find ſechs Percent ein 
bürgerlicher Gewinn, den man nicht als hoch bezeichnen kann. 
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Man mufs ja auch daran denken, dass es verſchiedene Dinge 
gibt, die den Unternehmern nicht ſo glatt gehen und daſs man 
dann auch ein bisschen vorſorgen muſs. Wenn ein Jahr gut iſt 
und ein oder zwei Percent mehr übrig bleibt, ſo kommen dann 
auch wieder Zeiten, wo es allerhand Unannehmlichkeiten, Her⸗ 
ſtellungen ꝛc. gibt, wodurch das ausgeglichen wird. Aus dieſem 
Grunde möchte ich mich nicht für dasjenige ausſprechen, was 
Dr. Lueger gejagt hat: Aus Bequemlichkeitsrückſichten wäre es 
ja ſehr ſchön, mit dem Bruttoerträgniſſe zu rechnen. Doch, wie 
geſagt, das ſind Dinge, für die ich weniger Verſtändnis habe. 

Ich würde ſpeciell einen Wert darauf legen, dafs die Herren, 
welche Gelegenheit haben, bei jener Commiſſion zu ſein, die Frage 
in Zuſammenhang bringen werden; wird dieſe Bahn ſchief da 
hinuntergeführt oder nicht, und wenn es heute wirklich ſchon eine 
feſtſtehende Sache iſt, daſs dieſe Bahn als Rutſchbahn geführt 
wird (Heiterkeit), jo müſsten die Herren von der Commune einen 
ganz anderen Standpunkt einnehmen, als wenn hierüber eine 
beruhigende Verſicherung ausgeſprochen würde. Da wäre es doch 
an der Zeit, das alle Mittel, welche zugebote ſtehen, zur An— 
wendung gebracht werden, um die Tramway zu zwingen, dass fie 
mit der Unternehmung einen ſolchen Peagevertrag eingeht. (Bravo! 
rechts.) 

Gem.-Kath Seiler: Ich erlaube mir an den Herrn Nefe- 
renten vor allem anderen die Anfrage, ob bezüglich dieſes Antrages 
des Stadtrathes ein Gutachten von der Bezirksvertretung des 
II. Bezirkes abverlangt worden iſt, und wie dasſelbe lautet. 

Referent: In dem Acte findet ſich darüber nichts. 

Gem.-Nath Seiler: Weiters möchte ich an den Herrn 
Referenten die Anfrage richten, welcher von den Herren die Gegend 
begangen hat, bevor der Antrag zur Abſtimmung gelangt iſt. Die 
Bezirksvertretung iſt nicht befragt worden, folglich muss doch 
jemand da ſein, der dieſe Gegend kennt, um uns dieſes Elaborat 
hier jo vorzulegen. Ich glaube doch, dafſs es die allererſte Pflicht 
des Stadtrathes geweſen wäre, von der Bezirksvertretung ein 
Gutachten abzuverlangen, weil fie dort zuhauſe iſt und die ganze 
Gegend kennt, weil, wie ich weiß, auch Vertreter von Kaiſer— 
mühlen in der Bezirksvertretuug des II. Bezirkes ihren Sitz haben. 
Man hat uns am 13. Auguſt dieſen Antrag zugeſendet. Es war 
wirklich nicht die Zeit vorhanden, dafs die Gemeinderäthe, die aus 
Privatpaſſion für die Sache ſich intereſſierten, auch die Strecke 
begehen, wo die elektriſche Bahn fahren wird, und dieſe Frage ein 
klein wenig ſtudieren. 

Ich habe mir dieſe Mühe genommen und mußs Ihnen ſagen, 
daſs ich im großen und ganzen mit der Einführung der elektriſchen 
Bahn bis auf einen einzigen Punkt, anf welchen ich ſpäter zu 
ſprechen kommen werde, einverſtanden bin. Nur erlaube ich mir, 
an den Herrn Referenten die Anfrage zu richten, was eigentlich 
mit den anderen Strecken, die dort unbedingt zum Ausbau kommen 
müſſen, geſchieht, weil doch die Brücke ſchmal iſt und nur ein 
Geleiſe darübergeht, was z. B. mit den Strecken Praterſtern — 
Kaiſermühlen — Stadlau geſchieht. Stadlau iſt einer der wichtigſten 
Punkte für die Kaiſermühlen, denn es wird nicht lange dauern, ſo 
wird Kaiſermühlen mit Stadlau durch Bauten verbunden ſein. 
Was hier als einer der Hauptpunkte erwähnt wird, nämlich die 
Approviſionierung von Wien, iſt dieſelbe für Kagran nicht von ſo 
großer Bedeutung, als für Stadlau. Ich frage alſo, ob ausbe— 
dungen iſt, daſs der Ausbau der elektriſchen Bahn von den Kaiſer⸗ 
mühlen nach Stadlau in abſehbarer Zeit durchgeführt wird, oder 
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ob ſich die Unternehmung nur die beiten Strecken ausgeſucht hat. 
Jedenfalls müſſen wir in erſter Linie die Frage ventilieren: Was 
wird mit den anderen Gegenden geſchehen? Für die Kaiſermühlen, 
die doch ein Theil des II. Bezirkes ſind, wo aber von Straßen— 
anlagen, Canaliſierung u. ſ. f. gar keine Rede iſt, müſſen wir doch 
trachten, eine Verbindung zu ſchaffen. Dies wäre die einzige Ver— 
bindung; folglich müfste im Vertrage die Bedingung geſtellt werden, 
daſs dieſe Strecke, die ſehr leicht auszubauen iſt, in einer gewiſſen 
Zeit zum Ausbaue gelangen mui3. 

Weiters habe ich noch eine Anfrage an den Herrn Referenten 
zu richten. Nachdem die elektriſchen Bahnen eine neue Erfindung 
ſind und ich mich für die Sache intereſſiert habe, habe ich überall 
nachgefragt und habe erfahren, daſs ſeit dem Jahre 1884, wo 
elektriſche Bahnen gebaut werden, nicht eine elektriſche Bahn 
oberirdiſch gebaut worden iſt. Ich erlaube mir daher die Anfrage, 
ob ſich der Stadtrath von den anderen Städten die diesbezüglichen 
Verträge hat geben laſſen, um zu ſtudieren, welche Fortſchritte in 
dieſer Erfindung gemacht worden ſind, um ſie hier auszunützen, 
z. B. die Verträge von Peſt und Königsberg, wo elektriſche Bahnen 
find. Dass wir eine oberirdiſche Bahn bewilligen ſollen, hat mich 
nicht gewundert, denn wir können von unſerem alten Schimmel 
nicht weggehen: Zuerſt wird canaliſiert, dann wird gepflaſtert, 
dann wird das Pflaſter aufgeriſſen und werden Waſſerleitungs— 
röhren gelegt und dann wird wieder gepflaſtert; ſo iſt es hier 
auch. Hier ſagt man dem Unternehmer, wenn das nicht gut ſein 
wird, fo muſst du das unterirdiſch machen, wenn wir es verlangen; 
und welches Recht wir haben, das ſehen wir bei der Tramway— 
Geſellſchaft, welche macht, was ſie will. Der Herr Referent war 
ſo freundlich, uns einen Punkt des Vertrages zur Verleſung zu 
bringen, in welchem ſteht, daſs auf Verlangen des Gemeinderathes 
die Tramway⸗Geſellſchaft die modernen Verkehrsmittel in Anwendung 
bringen muſs. Wie ſchön wäre es, wenn wie in Peſt über die 
ganze Ringſtraße eine elektriſche Bahn mit unterirdiſchem Betriebe 
gehen würde! Der Herr Bürgermeiſter ſoll es aber probieren, mit 
dieſer Clauſel an die Tramwah-Geſellſchaft heranzutreten, und er 
wird ſehen, was dieſe dazu ſagen wird. Trotz der vielen einge— 
brachten Interpellationen und Anträge, weicht der Bürgermeiſter 
wie der Stadtrath allem aus, was mit der Tramway in Verbindung 
ſteht. Er hat der Tramway gegenüber nicht die mindeſte Gewalt 
und kann auch abſolut gar nichts durchführen. Wir ſehen trotz 
alledem die Überfüllung, wir ſehen, wie die Betriebsordnung ein- 
gehalten wird; wir wiſſen nicht, wer controliert; wir wiſſen nicht, 
wieviel Wägen abgelaſſen werden ſollen und wieviel thatſächlich 
abgelaſſen werden. Wir wiſſen eigentlich gar nichts. Aber in dem 
Vertrage ſteht vieles, was wir fordern können. 

Ein wichtiger Punkt, den ich in dem Antrage des Stadtrathes 
vermiſſe, und den der Herr Referent ſo freundlich war, am Schluſſe 
zu erwähnen, betrifft die Beförderung der Frachten. Ja, meine 
Herren, dagegen hätte ich nichts einzuwenden, denn die Frachten 
werden jedenfalls eine große Einnahmsgquelle der Geſellſchaft bilden. 
Ich möchte aber doch gewiſſe Bedingungen aufſtellen, und zwar 
in erſter Linie, daſs die Frachten in den Nachtſtunden, wenn 
nämlich kein Perſonenverkehr mehr ſtattfindet, befördert werden. 
Wenn ich nicht irre, wird es auch ſo gedacht ſein. Weiters möchte 
ich die Bedingung aufſtellen, daſs die von dem Herrn Referenten 
erwähnten Körbe und Butten nicht in den Perſonenwagen mit— 
geführt werden dürfen, ſondern daſs entweder in den Perſonen— 
wagen gewiſſe Abtheilungen für dieſe Körbe und Butten beſtimmt 
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oder dafs ſeparate Wagen mitgeführt werden. Da ich glaube, das 
noch eine Special-Debatte ſtattfinden wird, werde ich meine weiteren 
Anträge in dieſer ſtellen. 

Gem.-Rath v. Stummer: Bei Gelegenheit der Debatte 


über die Wiener Verkehrsanlangen iſt von allen Seiten des Hauſes 


wiederholt davon geſprochen worden, dafs dieſe Verkehrsanlagen 
für die Stadt wohl ſehr nützlich fein werden, daſs aber gerade 
ſehr wichtige Linien, nämlich die Radiallinien, unberückſichtigt 
gelaſſen worden ſind. Da iſt zum Beiſpiel eine Linie, die mir 
ſeinerzeit ſehr nahe geſtanden iſt, nämlich die über Salmannsdorf 
nach Neuſtift am Walde, und es ſind andere Linien, die von außer— 
ordentlicher Wichtigkeit ſind und heute umſo wichtiger, als ſich 
die Verhältniſſe in dem letzten Decennium für die Wiener bedeutend 
geändert haben. Ich will nur darauf hinweiſen, daſs das Beſtreben 
aller Wiener, wenn ſie ſich einen Sommeraufenthalt ausſuchen, 
heute darauf geht, einen ſolchen ſoweit draußen als möglich 
aufzuſuchen, und dass ſie heute nicht mehr die nächſten Sommer: 
friſchen aufſuchen. 

Es iſt das mit der Eiſenbahn ſo leicht zu erreichen und 
mit verhältnismäßig geringen Koſten. Es mufs daher getrachtet 
werden, alle Sommerfriſchen und mit einem Worte die ganze 
nächſte Umgebung Wiens ſo billig als möglich zu erreichen, wenn 
noch gewünſcht wird, daſs die Wiener dieſe nächſten Sommer— 
friſchen im Auge behalten. Die Linie, die uns heute vorliegt, hilft 
in einer Richtung dem einen Übelſtande ab, und ich glaube, vom 
Standpunkt des Wieners und der ganzen Stadt müſſen wir es 
mit Freuden begrüßen, wenn ſich eine Privatunternehmung findet, 
die ihr Capital in ſolchen Radiallinien inveſtieren will, ſei es nun 
heute nach Kagran, oder morgen anderswohin. Wir ſollen daher 
dieſe Beſtrebungen, ſolche Radiallinien ins Leben zu rufen, mit 
allen Kräften unterſtützen und ich glaube, daſs das auch von 
keiner Seite des Hauſes in Abrede geſtellt worden und von den 
Herren als richtig anerkannt worden iſt. Allein alles, was bis 
jetzt geſagt worden iſt, iſt eigentlich im Grunde darnach angethan, 
dieſe Beſtrebungen zu erſchweren, wenn nicht ſie gar zunichte zu 
machen. 

Im allgemeinen möchte ich noch betonen, daſs es eine reine 
Privatunternehmung iſt; ich ſpreche dies hier aus, weil ich ſolche 
Eiſenbahnverhältniſſe ſehr genau kenne und es bedauern muss, 
dafs hier in Wien dem Privatcapital ſoviele Schwierigkeiten 
gemacht werden, dem wir doch ſehr vieles zu verdanken haben. 
Wenn Verlangen irgend welcher Art geſtellt werden, die ſo groß 
find, daſs das zu inveſtierende Privatcapital ſich nicht mehr 
rentieren kann, ſo wird ſich dieſes einfach dieſer Angelegenheit 
nicht zuwenden. Wir unterſtützen ja die Sache effectiv nicht; der 
Privatmann, der das Geld dafür hergibt, muſßs daher einfach 
ausrechnen, ob er die Zinſen dafür bekommt oder nicht. 
(Widerſpruch links.) Das iſt eine Privatunternehmung. Iſt 
ſie vom Staate ſubventioniert oder von der Gemeinde? Meines 
Wiſſens iſt es eine Privatunternehmung, die hier ihr Geld 
inveſtieren will. Wenn nun ein Verlangen geſtellt und die Sache 
jo ſchwierig gemacht wird, daſs der Mann oder im allgemeinen 
die Unternehmung ſich ſagt: „Ja, es iſt beſſer ich kaufe mir 
Renten,“ fo wäre er ein Narr, wenn er fein Geld in irgend eine 
Privatunternehmung hineinſteckt. Das möchte ich im allgemeinen 
betonen. Ich bitte daher im Intereſſe der Stadt darauf Rückſicht 
zu nehmen, denn unſer Wunſch kann nur dahin gehen, ſolche 
Radiallinien zuftande zu bringen. 
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Am liebſten wäre es mir, wenn die Stadt den größten Einflujs 
auf das Unternehmen hätte und es irgendwie unterſtützen würde; 
dann hätten wir auch ein Recht, dieſen Einfluſs ordentlich geltend 
zu machen. Unter voller Wahrung aller Rechte der Gemeinde mußs 
ich doch dafür ſein, daſs wir ſolchen Unternehmungen nicht ſo 
große Bedingungen aufhalſen, daſs die Sache überhaupt nicht 
zuſtande kommt. Das iſt ein allgemeiner Geſichtspunkt. Nachdem 
aber die Herren ſchon im Detail auf alles eingangen ſind, erlaube 
ich mir gleich einige Punkte herauszugreifen. 


Es iſt vor allem von zwei Herren verlangt worden, daſs der 


Fahrpreis, der hier in der Vorlage als Wunſch geſtellt iſt, als 
Bedingung feſtgeſtellt werde. Ich bin nicht ſo genau unterrichtet, 
wie die Herren ſich das gerechnet: haben, aber ich kann mir nach 
langjähriger Erfahrung vorſtellen, daſs die Herren ſich heute noch 
nicht ein ganz klares Bild gemacht haben, wie die Rentabilität 
ſich ſtellen wird, und es iſt auch unmöglich, weil man erſt die 
Bedingungen des Staates, eventuell des Landes und der Stadt 
kennen muſs, bevor man eine ordentliche Rentabilitätsberechnung 
machen kann. Wenn nun die Verlaugen ſo große ſind, ſo wird die 
Rentabilität heruntergedrückt und die Unternehmung wird jagen 
müſſen, entweder man muſßs zwei Kreuzer mehr zahlen oder ich 
kann die Sache nicht machen. 

Was alſo einige Herren in dieſem Buche geleſen haben, das 
auch ich beſitze, wo von 8 und 12 Kreuzer die Rede iſt, iſt für 
mich noch nicht abſolut maßgebend. Damit iſt nichts gethan, dajs 
es hier gedruckt iſt; gethan iſt etwas, wenn die Regierung die 
Genehmigung ertheilt für ganz beſtimmte Tarife, und die Regierung 
ertheilt die Genehmigung für Maximaltarife. Wenn die Herren 
Maximaltarife wünſchen, ſo wird die Unternehmung ſich ausrechnen 
müſſen die Bedingungen, die einerſeits geſtellt worden ſind, ſie wird 
die Rentabilität genau prüfen und ſich ſagen: Ich kann es mit 
8, 10, 12 Kreuzer machen oder ich mus mehr verlangen, oder ich 
mus die Sache ſtehen laſſen. Ich glaube daher, ſolche Bedenken, 
und deren ſind mehrere, zu erheben, iſt nicht ganz gerechtfertigt. 
Man präjudiciert der ganzen Sache und ich möchte wirklich im 
Jutereſſe der Stadt durchaus nicht, daſs das Privatcapital ſich aus- 
ſchließe von dieſen Radiallinien; denn die Radiallinien ſind höchſt 
wichtig und ich halte die ganzen Wiener Verkehrsanlagen nur für 
halb, wenn wir nicht ſolche Radiallinien bekommen. Ich will nicht 
ſagen, daſs das eine der wichtigſten Radiallinien iſt, ich kenne 
deren viel wichtigere. Man wird in dieſem Falle ſehen, wie ſich 
die Stadt zu ſolchen Unternehmungen ſtellt und wird in anderen 
Fällen vorher ſchon ſich den Calcul machen und ſagen: Ich fange 
lieber gar nicht an, ich komme doch zu keinem Ende. 

Eine ganz gleiche Bedingung, die ganz darauf hinausläuft, 
dafs der Unternehmer jagt: „So kann ich's nicht machen, das 
laſſe ich ſtehen“, iſt z. B. eine Bedingung, die ich ſonſt auch 
wünſchen würde, dafs man ſtatt 50 bloß 30 oder 25 Jahre feſt⸗ 
ſtellt. Das iſt ſchon erwähnt worden. Man rechnet ſich eben die 
Amortiſation aus. Iſt die Amortiſationsquote innerhalb weniger 
Jahre fo groß, dass fie das ganze Reinerträgnis verſchlingt, dann 
hat man kleine Zinſen und man läſst das ganze ſtehen. Das iſt 
ſehr klar für jeden Geſchäftsmann, und jedes Geſchäft, ſei es das 
größte oder kleinſte, baſiert auf einem ſolchen Calcul. 

Nun möchte ich vor allem bezüglich des Antrages des Stadt— 
rathes im Punkte 2 mir erlauben, einiges zu jagen: Ich mußs 
geſtehen, mir hat dieſer Antrag nicht gefallen und darin ſtimme 
ich überein mit dem Herrn Vertreter des III. Bezirkes, welcher ſich 
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auch jo ausgedrückt hat: Entweder mufs die Stadt jagen: Ich 
übergebe dir die Straße unter dieſer Bedingung oder ich übergebe 
ſie dir nicht. Mir kommt das auch ſo vor. Wenn jemand mich 
erſucht, ich ſoll etwas thun oder nicht thun, ſo kann ich nicht 
ſagen: Ich thu's, aber unter ſolchen Bedingungen, die eventuell 
die ganze Sache in Frage ſtellen. Die Gemeinde ſoll entweder 
ſagen: Ich habe das Recht zur Straßenvergebung, dann ſoll ſie 
ſie vergeben oder ſie hat nicht das Recht. Aber nach den Worten, 
die ich gehört habe, ſcheint es, dals ſie ſich des Rechtes begeben 
hat und dann mufs fie ſagen: Ich kann die Straße nicht geben. 

Nun läuft der Antrag eigentlich auf das gleiche hinaus. Die 
Gemeinde ſagt: Ich gebe dir die Straßen, aber du mujst mit 
der Tramwah-⸗Geſellſchaft auf einen Peagevertrag unterhandeln; 
wenn das nicht der Fall iſt, mufst du alles Riſico tragen, welches 
daraus eventuell erwachſen kann. Die Unternehmung wird mit der 
Tramway⸗Geſellſchaft unterhandeln, kommt es zuftande, gut, kommt 
es nicht zuſtande, dann iſt es nichts anderes als eine Ablehnung 
der Straßenbenützung. Alſo, ich hätte es lieber, wenn die Gemeinde 
frank und frei geſagt hätte, auf ihr Recht pochend: Ich übergebe 
die Straßen — und das Odium des Proeeſſes nicht der Unter— 
nehmung aufgehalst hätte. Die Gemeinde muſßs wiſſen, hat fie 
das Recht oder hat ſie es nicht. Es kommt mir komiſch vor, wenn 
ich Herr bin und von meinem Eigenthum nicht weiß, was ich 
damit thun kann und dann ſo eine Bedingung ſtelle, welche dem 
Unternehmer das Geſchäft einfach verleidet. 

Eine ganz gleiche Bedingung, die von einem Herrn Vertreter 
des III. Bezirkes geſtellt worden iſt, iſt auch die Abgabe an die 
Gemeinde. Seine Meinung gefällt mir, und ich würde zuſtimmen, 
daſs das Bruttoerträgnis zur Grundlage genommen wird. Es iſt 
hier nicht Uſus und begegnet großen Schwierigkeiten, und einer 
fo kleinen Sache gegenüber iſt es gewißs ſehr ſchwer, ein ſolches 
Novum einzuführen. 

Aber wenn der Herr Vertreter des III. Bezirkes geſagt hat, 
6 Percent ſind zuviel — er iſt ſonſt ein ſehr gewiegter Mann, aber 
in geſchäftlicher Beziehung iſt er doch nicht auf dem richtigen 
Standpunkte —, ſo kann ich ihm nicht beipflichten. Wenn 
ich nichts mache und mir Renten kaufe, bekomme ich 4 oder 
auch nahezu 5 Percent. Soll man ſich da einer Unternehmung 
hingeben, Mühe und Plage haben, und nicht einmal 6 Percent 
verdienen können? Bedenken Sie doch, das ein Riſico da iſt. 
Bedenken Sie auch das Riſico, daj3 eventuell gar nichts verdient 
wird und gar keine Zinſen herausſch auen. Ich kann Sie verſichern, 
ich habe ſelbſt Unternehmungen ins Leben gerufen, und bin ſelbſt 
ſo ein unglücklicher Actienbeſitzer, wo in den erſten paar Jahren 
gar keine Zinſen erzielt wurden. Ich bin ſehr genau und kritiſch 
bei meinen Rechnungen, und doch habe ich in den erſten zwei 
Jahren keine Zinſen bekommen. (Rufe links: Von den Juden!) Ich 
bitte, das iſt kein Zwiſchenruf, der intereſſant iſt. Ich kann Ihnen 
aber aus Eigenem beſtätigen, wenn Sie jemanden ſagen: wollen 
Sie nicht zehn Actien nehmen? — fo wird er ſich zehn- bis zwanzig— 
mal überlegen und ſich denken, vielleicht bekomme ich gar keine 
Zinſen, ich muss aber davon leben, das geht nicht. Das geſchäftliche 
Riſico muss jedoch bezahlt werden. Ich ſage das frank und frei 
heraus. Wenn ich ein großes Riſico habe, jo mußſs ich wenigſtens 
auch die Hoffnung haben, verhältnismäßig mehr zu verdienen. 
Wenn dieſes Princip nicht richtig iſt, dann mache ich überhaupt 
kein Geſchäft. Kein Menſch wird einen Laden eröffnen, eine Fabrik 
oder Eiſenbahn gründen, wenn er ſich jagen muss: ich kann höchſtens 
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drei Percent dabei verdienen, das fällt niemandem ein. Überlegen 
Sie doch, daſs Sie dadurch das Zuſtandekommen ſolcher Unter: 
nehmungen überhaupt erſchweren, die wir in Wien ſo nothwendig 
brauchen wie einen Biſſen Brot. 

Bedenken Sie auch, daſs dieſe Unternehmungen Verdienſt für 
unſere Mitbürger ſchaffen, Handel, Verkehr, Induſtrie und Wohl— 
ſtand heben. (Widerſpruch links.) Ja, wenn Sie das nicht berück— 
ſichtigen, dann hört ſich alles auf, dann kann man darüber nicht 
ſprechen. 

Eine weitere Bedingung wurde vom Herrn Vertreter des 
III. Bezirkes geſtellt, bezüglich welcher ich ihm auch genaue Aus— 
kunft geben kann. Es war auch der Wunſch eines Vertreters des 
VII. Bezirkes, man ſoll die Leitung unterirdiſch führen. Nun, 
meine Herren, dann koſtet, wie ich Ihnen genau ſagen kann, das 
Current⸗Meter 36 bis 40 fl. und bei einem ſo kleinen Unter— 
nehmen machen 50.000 fl. mehr inveſtiertes Capital ſoviel, dafs 
man damit die Rentabilität des Unternehmens vernichtet. Wenn 
Sie der Sache 50.000 fl. als neue Laſt aufladen, ſo werden die 
Herren, wenn ſie nicht ſehr ungeſchickt ſind, nachrechnen und ſagen, 
das machen wir nicht. 

Aber noch etwas anderes iſt bei einer unterirdiſchen Leitung, 
und ich bitte, die Sache nicht pur et simple ſo aufzufaſſen, als 
ob dies das Heiligthum bei einer elektriſchen Bahn wäre. Ich 
habe mich genau informiert und die Sache gelegentlich einer Bahn— 
anlage, die ich in Baden machen wollte, kennen gelernt. In Peſt 
iſt die Bahn nur ſolange unterirdiſch, als ſie in der Stadt iſt, 
und wo es möglich iſt, geht ſie ſofort in eine oberirdiſche über, 
nicht nur, weil die Anlage und Erhaltung mehr koſtet, ſondern 
es iſt auch eine Gefahr dabei. Sie haben da eine Leitung, die 
unter Ihren Füßen läuft und wenn unglückliche Verhältniſſe zu— 
ſammentreffen, ſo iſt die Gefahr viel größer, als bei einer ober— 
irdiſchen Leitung. Das iſt Thatſache. Soviel ich weiß, ſoll auch 
die Anlage nicht ſo werden, wie in Mödling; das war eben ein 
erſter Verſuch, man hat es nicht beſſer gewuſst und man kann 
nichts Beſſeres machen, als man weiß. Jetzt ſoll aber die Anlage 
ſo gemacht werden, wie ſie z. B. in Amerika ſchon in einer Länge 
von mehreren hundert Kilometern beſteht und wie ſie auch in 
Bremen ausgezeichnet functioniert. Es ſoll kein Rohr gelegt 
werden, ſondern ein Draht direct auf weit hervorragenden Conſols 
und Säulen geſpannt werden. Dadurch bekommt die Sache durch— 
aus kein ſchlechtes Ausſehen und ſchaut ganz anders aus, als die 
Leitung in Mödling. Ich glaube auch, daſs man gerade in Wien 
ſich den elektriſchen Betrieb nur deshalb ſo entſetzlich vorſtellt, weil 
man das unglückliche Beiſpiel von Mödling vor ſich hat. Damals 
hat man eben nichts Beſſeres gewusst, heute macht man die Sache 
aber beſſer, und jede Unternehmung, die vernünftig rechnet, hat 
vor allem das Beſtreben, in ihrem Betrieb etwas Beſſeres ein— 
zuführen. Es iſt ja kein Geheimnis, ſeit einigen Monaten werden 
Verſuche gemacht mit elektriſchen Locomotiven und elektriſchen 
Accumulatoren. Die Sache mit den Accumulatoren geht, aber 
man weiß nur nicht, wie ſich in der Praxis bei längerer Dauer 
die Sache verhält. Es find ſchon drei ſolche Locomotiven aus- 
geführt worden, und zwar von einer Geſellſchaft, die am Rhein 
iſt, und laufen dieſelben bereits zum Verſuche. Wenn dieſe Vehikel 
ſich praktiſch erweiſen ſollten, dann iſt jeder Unternehmer froh, ſich 
daran ſatteſſen zu können. 

Ich glaube, die Sache iſt nicht ſo gefährlich und ich möchte 
Sie bitten, auch dieſen Antrag bezüglich der unterirdiſchen Leitung 
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anzunehmen, weil ich zu genau weiß und als Fachmann genau 
kenne, daſs für ein jo kleines Unternehmen eine Mehrauslage von 
50.000 fl. fo bedeutend ins Gewicht fällt, dafs ſich der Unter- 
nehmer ſagt, ich verzichte lieber auf die Anlage. Wenn jemand 
eine Fabrik baut und die Kohlen nicht zahlen kann — das kommt 
bei uns in Oſterreich häufig vor —, fo muſs er ſich die nächſte 
Waſſerkraft hernehmen. Man jagt, die Waſſerkraft koſtet nichts, 
fie koſtet oft mehr als eine maſchinelle Anlage. Wenn dieſe Waſſer⸗ 
kraft ſoviel koſtet — und ich kenne da ein Beiſpiel aus Vorarlberg, 
daſs dadurch die Rentabilität des Unternehmens vernichtet wurde, 
— da hört das Unternehmen auf und thatſächlich iſt dieſes Unter— 
nehmen geſcheitert, denn die Zuführung der Waſſerkraft war ſo 
theuer, daſs man ſich gejagt hat, ich will die Sache lieber ſtehen 
laſſen. Das iſt eben ein Rechenexempel, das ſo richtig iſt, wie 
2 * 2 = 4 in der ganzen Welt iſt. Ich möchte nur noch auf 
einige Punkte aufmerkſam machen und zwar zunächſt bezüglich des 
Kohlenverkehres. Es iſt dieſer Umſtand bereits von zwei Herren 
erwähnt worden, und zwar von dem Vertreter des III. Bezirkes 
und vom Herrn Gem.-Rath Matthies; damit möchte ich gleich- 
zeitig ein Wort über die neuen Verkehrsanlagen verbinden. Ich 
habe da keine Angſt. Es iſt in dem Tracenreviſions-Protokoll 
bezüglich der Verkehrsanlagen, welches ich erſt geſtern geleſen 
habe, ſeitens der Nordbahn verlangt worden, dajs der Kohlen: 
bahnhof bedeutend vergrößert werde. 

Heute ſpricht demnach die Nordbahn ſich dafür aus, daſs 
dieſe Trace, die damals bei den Verkehrsanlagen gewählt worden 
war, weiter gegen die Donau verlegt werde. Dagegen iſt nun 
von Seite der Gemeinde und der Donauregulierungs-Commiſſion 
remonſtriert worden und die Vertreter der Gemeinde haben ganz 
richtig bemerkt, daſs dies nicht nothwendig ſein wird, weil nach 
Fertigſtellung der Verkehrsanlagen der Kohlenverkehr ganz beſtimmt 
eine bedeutende Decentraliſation erfahren wird. (Widerſpruch links.) 
Das iſt ganz gewiſs richtig und wenn dies nicht richtig wäre, dann 
müsste ich überhaupt die ganzen Verkehrsanlagen vom Stand— 
punkte eines Geſchäftsmannes ſehr bedauern. Es iſt mir unmöglich 
zu denken, dass ich in einigen Jahren in Hernals eine Frachten— 
ſtation haben werde, daſs ich mir aber die Kohlen noch immer 
vom Nordbahnhof werde holen müſſen. Das iſt ein effectiver 
Irrthum. Wenn dies aber der Fall iſt, jo iſt es klar, dass es 
gewiss nicht gerechtfertigt iſt, wie ſchon unlängſt von dem Herrn 
Collegen, welcher vor mir ſitzt, bemerkt wurde, auf einen Verkehr 
hier zu rechnen, weil die Tarife auf der Donauuferbahn und die 
Tarife Tranſit⸗Nordbahnhof für Kohle jo immens find, dajs die 
Leute ſich das einfach kaufmänniſch ausrechnen und ſagen, ich 
komme billiger, wenn ich per Achſe fahre. 

Ein ſolches Verhältnis iſt ein unnatürliches und wird ſich 
von ſelbſt aufheben. (Widerſpruch links.) Ich bitte, was unnatürlich 
iſt, hebt ſich immer auf der Welt auf. Dafs es eine Zeitlang zum 
Nutzen des einen oder anderen andauert, das beſtreite ich nicht, 
man kann ja die Welt nicht umſtoßen, aber dass das eine Ande⸗ 
rung erfahren wird, iſt gewiſs. Weil alſo in einigen Jahren der 
Kohlenverkehr gewijs bedeutend ſinken wird, jo habe ich keine Angſt, 
daſs der Straßenverkehr ein beſonderes Hemmnis bilden wird. 
Was von einem Herrn bezüglich dieſer Route geſagt worden it, 
bin ich zwar nicht berufen, richtigzuſtellen, aber doch möchte ich 
meine Meinung zum Ausdrucke bringen. Nachdem mir die Herren 
die Ehre erwieſen haben, mich in die Commiſſion für die Ver— 
kehrsanlagen zu wählen, habe ich die Pflicht, auch hier immer 
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die Meinung zu vertreten, die ich dort vertrete. Das urſprüngliche 
Project der Donauſtadt iſt derart, dass fie in einer Rutſche an- 
gelegt wird, um in das Niveau der Straße zu fallen, d. h. von 
der Höhe der Verbindungsbahn in die Vorgartenſtraße. Es iſt 
nicht ganz richtig, dafs dieſe Rutſche ſchon an der Kronprinz 
Rudolfſtraße zum vollſtändigen Ausdrucke kommt. Sie fängt dort 
bloß an. Dadurch beſſert ſich die Sache einigermaßen. Die ganze 
Sache iſt aber noch nicht beſtimmt. Die Commiſſion hat das Recht 
und die Pflicht, alle dieſe Dinge zu genehmigen. Das ſteht unbe— 
dingt feſt. Die ganze Commiſſion wird alſo darüber zu entſcheiden 
haben. Was ich für meine Wenigkeit werde thun können, werde 
ich gewiſs thun, damit dieſe Rutſche entfällt und ſofort die Hoch— 
bahn, wie es von einem Vertreter des II. Bezirkes verlangt wurde, 
hergeſtellt wird. 

Es wird dieſes Verlangen durch Außerungen in dem Tracen— 
reviſions⸗Protokolle unterftüßt . . ... 

Bire-Bürgermeifter Dr. Richter (unterbrechend): Ich 
glaube, daſs der Herr Redner doch zuweit vom Gegenſtande der 
Beſprechung abgeht. Ich mache nur darauf aufmerkſam, dafs 
Freitag die Commiſſionsſitzung ſtattfindet, und dass es wünſchens⸗ 
wert iſt, daſs die Gemeinde dort vertreten ſei, was nicht möglich 
it, wenn heute kein Beſchluſs gefasst wird. 

Gem.-Nath v. Stummer (fortfahrend): Ich komme der 
Aufforderung nach und bitte im Hinblicke darauf, daſs wir dieſe 
Angelegenheit gewiss unterſtützen müſſen, kein Verlangen zu ſtellen, 
das die Sache unmöglich macht. 

em.-Rath Dr. Zimmermann (zur Geſchäftsordnung): 
Ich beantrage Schluſs der General-Debatte. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt Schluss der 
General-Debatte beantragt; ich erſuche jene Herren, welche dieſem 
Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. — Angenommen. 

Es gelangen noch zum Worte, und zwar pro: die Herren 
Gem.⸗Räthe Müller Karl und Waegner, contra: die Herren 
Gem.⸗Räthe Jedliéka, Dr. Lueger, Steiner, Eigner, 
Purſcht und Gregorig. 

Gem.-RNath Dr. Zimmermann (zur Geſchäftsordnung): 
Ich beantrage die Wahl von Generalrednern. (Gelächter 
links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es wird die Wahl von 
Generalrednern beantragt; ich erſuche jene Herren, welche für dieſen 
Antrag ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Derſelbe iſt 
angenommen. (Widerſpruch links.) 

Ich bitte die Herren, ſich von den Sitzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Der Antrag iſt angenommen. 

Ich erſuche demnach die Herren Gem.-Räthe Müller Karl 
und Waegner einerſeits und die Herren Gem.-Räthe Jedliska, 
Dr. Lueger, Steiner, Eigner, Purſcht und Gregorig 
andererſeits, je einen Generalredner zu wählen. (Nach einer Pauſe): 
Der Generalredner contra, Herr Gem.-Rath Dr. Lueger, hat 
das Wort. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Wenn ich noch einmal in dieſer 
Angelegenheit das Wort ergreife, geſchieht es, um darzuthun, dafs 
auf unſerer Seite keineswegs jene Feindſeligkeit gegen das Privat- 
capital zu finden iſt, welche immer von Ihrer Seite als beſtehend 
angenommen wird. Sehen Sie, meine Herren, wenn ich den 
Art. I und Art. II leſe, die ſeitens des Stadtrathes beantragt 
wurden, jo erkläre ich Ihnen, dafs dieſe beiden Artikel der Unter⸗ 
nehmung viel feindlicher ſind, als dasjenige, was ich beantrage. 
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Ich ſtehe nämlich, wie ich früher erwähnt habe, auf dem Stand— 
punkte, den auch Herr Gem.⸗Rath v. Stummer theilt. Es 
muss jeder Menſch ſelbſt wiſſen, wieweit er in der Sache gehen 
kann und zu gehen berechtigt iſt; das mußs jeder ſelbſt wiſſen und 
darum müſſen wir auch ſelbſt wiſſen, ob wir berechtigt ſind, die 
Benützung der Kronprinz Rudolfſtraße der betreffenden Unter— 
nehmung zu geſtatten; das müſſen wir wiſſen. Aber zu ſagen: 
Wir geben die Bewilligung, wenn aber ein Process herauskommt, 
ſo muſst du die Folgen tragen, das iſt ein Vorgehen, welches 
gewiss nicht geeignet iſt, den Unternehmungsgeiſt zu heben und zu 
fördern. 

Es iſt weiters bezüglich der unterirdiſchen Leitung geſagt 
worden, daſs die Anlage derſelben bedeutend theurer zu ſtehen 
kommt. Dem gegenüber verweiſe ich auf Folgendes: In Peſt iſt 
die Leitung, ſoviel ich weiß, unterirdiſch. Was in Peſt iſt, kann 
doch auch in Wien ſein. (Rufe rechts: In der Stadt!) Die 
Kronprinz Rudolfſtraße iſt auch Stadt, dort iſt ein rieſiger 
Verkehr, dort werden mit der Zeit koloſſale Bauten ſich entwickeln; 
das iſt auch Stadt, das iſt ja kein Sommerſitz. 

Was über die Kronprinz Rudolfſtraße hinaus iſt, kümmert 
uns nicht, dort kann man von der unterirdiſchen Leitung in die 
oberirdiſche übergehen, wenn man will; das iſt durchaus kein 
Hindernis. (Rufe rechts: Das geht nicht!) Wenn es nicht geht, 
ſo geht es eben nicht, das weiß ich nicht, aber das eine weiß ich, 
wenn das richtig iſt, was der Gem.-Rath v. Stum mer ſagt, ſo 
kann man unter keiner Bedingung für den Antrag des Stadtrathes 
ſtimmen, welcher folgendermaßen lautet: 

„Weiters hat ſich die Unternehmung zu verpflichten, im Falle 
die oberirdiſche Leitung aus Sicherheits-, äſthetiſchen oder Verkehrs— 
rückſichten den Anforderungen nicht entſprechen ſollte, auf ihre 
Koſten über Verlangen der Gemeinde Wien dieſe Leitung zu ent— 
fernen und hiefür eine unterirdiſche Leitung herzuſtellen.“ 

Ich glaube, wir ſollten früher darüber klar werden, ob wir 
eine unter- oder eine oberirdiſche Leitung haben wollen. Wenn 
der Herr Gem.-Rath v. Stummer ein Geſchäftsmann iſt, ſo 
muss er ſagen: Der Dr. Lueger hat recht. Wenn man aber 
ſagt: Ich geſtatte dir die oberirdiſche Leitung, wenn ſie mir aber nicht 
gefällt, jo mujst du fie wieder wegnehmen, fo kann das gewifs 
nicht zur Förderung des Unternehmens beitragen. 

Ein ſolches Vorgehen iſt nicht geſchäftsmäßig und nicht 
geeignet, den Unternehmungsgeiſt in Wien zu fördern und neue 
Unternehmen heranzuziehen. Das alſo, was ich beantrage, iſt einfach 
und klar. Wenn man hier ſagt, die unterirdiſche Leitung kommt 
theurer — à la bonne heure: Dann beantrage man die ober— 
irdiſche Leitung und die Sache hat ein Ende. Aber in der Weiſe 
vorzugehen, wie der Stadtrath vorgegangen iſt, behagt mir wenigſtens 
nicht, weder vom Standpunkte der Gemeinde, noch von dem Stand— 
punkte des Unternehmens aus. 

Ich erlaube mir nun, auf einige andere Punkte überzugehen 
und ſpeciell mit dem Herrn Referenten ein Hühnchen zu 
pflücken. Er war der Meinung, das ich den Tramwayvertrag 
nicht genau kenne, insbeſondere nicht die Beſtimmung, welche ſich 
auf die Beförderungsmittel bezieht. 

Ich mache den Herrn Referenten auf den § 24 des älteſten 
Vertrages aufmerkſam, in welchem ausdrücklich beſtimmt iſt, dafs 
zum Zuge eines Wagens nur Pferde verwendet werden dürfen, 
und zwar ein oder zwei, höchſtens drei Pferde. Ich mache ihn 
weiter darauf aufmerkſam, daſs in der geweſenen I. Section 
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gelegentlich der Frage des ſogenannten Localbahngeſetzes ausdrücklich 
erörtert worden iſt, dafs wir der Tramwah-Geſellſchaft gegenüber 
auf unſerem Rechte, das nur Pferde als Motoren zu verwenden 
ſind, beſtehen müſſen, damit nicht einmal das ganze Tramway⸗ 
Unternehmen unter die Localbahnen rangiert werde. Ich appelliere 
an den geweſenen Obmann der Section, Herrn Dr. Lederer, 
er wird beſtätigen, daſs darüber vielfach geſprochen und jederzeit 
darauf geſehen worden iſt, dafs wir nur eine Pferdebahn geneh- 
migen und nichts anderes, und nachdem wir nur eine Pferdebahn 
genehmigen, iſt es ſelbſtverſtändlich, dafs wir das Privilegium auch 
nur für eine Pferdebahn ertheilen können und daj8 daher unter 
dem Worte „Tramway“ im betreffenden Art. IX nur eine Pferde— 
bahn verſtanden werden kann und darf. Es iſt übrigens ſehr 
traurig, das in öffentlicher Sitzung, ich könnte jagen in der ge: 
druckten Vorlage des Stadtrathes auch nur dem geringſten Zweifel 
über die Auslegung des Art. IX ſtattgegeben wird. (Sehr richtig! 
links.) In der Beziehung darf man keinen Zweifel haben, man 
darf der Wiener Tramwah-Geſellſchaft eine ſolche Waffe nicht in 
die Hand geben und da erkläre ich Ihnen, daſs ich viel mehr für 
die Wahrung der Intereſſen thue und viel geſchäftsmänniſcher vor⸗ 
gehe als der Stadtrath; denn angenommen, die Geſchichte wäre 
wigel⸗wagel, verbeſſere ich die Situation damit, wenn ich ſage: 
das iſt wigel-wagel? Wenn ich ſelber ſage, ich weiß nicht, ob ich 
im Rechte bin, wie kann ich vom Richter verlangen, dajs er jagt, 
ich habe Recht? Das Rechtsbewuſstſein mußs in mir leben, die 
Rechtsüberzeugung muſs in mir fein. So geht man vor, aber 
nicht, wie es von Seite des Stadtrathes beantragt wird. Der 
Herr Referent hat weiter geſagt, ich hätte gemeint, das Referat 
wäre ſchlecht vorbereitet; das iſt mir zuerſt ſo herausgerutſcht, ich 
habe mich aber corrigiert und gejagt, daſs die Acten, die ihm vor— 
lagen, nicht vollſtändig ſind. Er möge das ſtenographiſche Protokoll 
nachſehen und er wird finden, dafs ich diesbezüglich keinen Vorwurf 
machen wollte; ich mache ihm auch keinen Vorwurf, dafs er das 
Büchel nicht bekommen hat. Mir hat es Herr Tonello, der mich 
beſuchte und mit dem ich ſelbſtverſtändlich geſprochen habe, weil 
ich nichts Gefährliches darin ſah, gegeben. Ich habe die Geſchichte 
geleſen, denn er hat mir das Buch gegeben, damit ich es leſe und 
nicht, damit ich darauf ſchlafe. (Heiterkeit. ) 

Ich habe alſo dem Wunſche des Herrn Tonello ent 
ſprochen und die ganze Geſchichte geleſen, und ich bin der Meinung, 
dass ein fo wichtiges Elaborat, wenn es gedruckt iſt und ſich auf 
dieſe Frage bezieht, auch dem Stadtrathe hätte vorgelegt werden 
ſollen, wenigſtens wäre dies von Seiten der Unternehmung Anſtands— 
pflicht geweſen. (So iſt es! links.) Die Herren werden zugeben, 
daſs, wenn eine Unternehmung eine ſolche Broſchüre herausgibt, 
es ihre Pflicht geweſen wäre, von dieſer Broſchüre auch den Stadt— 
rath der Stadt Wien in Kenntnis zu bringen, beziehungsweiſe 
ihm dieſelbe vorzulegen. Nun meint der Herr Referent — und 
ich finde es begreiflich — nach ſeinen Acten kann er nicht anders; 
er lebt ja nur in den Acten — ja, uns Juriſten geht es immer ſo, 
wir ſind an die Acten hinterwärts angenagelt, wie der berühmte 
Student an das corpus juris (Heiterkeit) — er ſagt, hier haben 
wir es nicht mit einer Actiengeſellſchaft, ſondern mit einer Privat- 
unternehmung zu thun. (Referent: Vielleicht!) 

Nun, auf Seite 16 dieſer Broſchüre, herausgegeben von der 
Bauunternehmung Ritt. v. Ritſchl und Ritt. v. Tonello iſt 
ein Betrag von 470.000 fl. als Anlagecapital ausgerechnet. Dieſes 
Anlagecapital wird eingetheilt in 2600 Stück Vorrangsactien — 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 66, 23. Auguſt 1892. 


Nr. A 


das ſind die Prioritäten — à 100 fl., das macht 260.000 fl., 
und in 2100 Stück Stammactien à 100 fl., das macht 210.000 fl. 


Sie ſehen, wir haben es einfach mit einer Gründung zu thun, 


und mit nichts anderem (So iſt es! links), und das führt mich 
gleich auf ein anderes Capitel. Der Herr Referent und ein anderer 
Herr haben geſagt: „Man mufs ja auch die geiſtige Arbeit be— 
zahlen, wenn jemand ſein Geld riskiert und geiſtig arbeitet, muss 
er nicht bloß fünf, ſondern er kann auch ſechs Percent verdienen. 
Ja, die Arbeiter kriegen ja nichts; ſie kriegen ihren feſten Gehalt; 
die Actionäre machen nichts, ſie ſchneiden nur ihre Coupons ab, 
und darum bin ich auch im Rechte, wenn ich ſage: „Wenn du 
Actionär mehr als fünf Percent haſt, ſo ſoll die Gemeinde Wien 
von dieſem Mehrerträgnis ein Mehreres zukommen.“ Das iſt 
meine Meinung und ſie iſt eine vollſtändig correcte und richtige. 
Richtig, der Herr Gem.-Rath Roſenſtingl war es, der der 
Anſchauung Ausdruck gegeben hat, dafs der Geiſt belohnt werden 
mufs. Die Arbeiter haben aber, wie gejagt, ihre fixen Bezüge; 
die betreffenden Einnahmen werden jedoch von Leuten bezogen, 
die nichts anderes als eine Anlage für ihr Capital ſuchen, und 
daher erlauben Sie mir ſchon, dafs ich wieder der Meinung bin, 
dafs ich im Rechte bin. 

Es handelt ſich hier auch nicht um einen einfachen Privat— 
mann. Ich verſtehe unter einem Privatmann denjenigen, der per— 


ſönlich für ein Unternehmen eintritt. Ich glaube, darin wird der 


Herr Gem.-Rath v. Stum mer mit mir übereinſtimmen. Wenn 
ich ſehe, da iſt ein Millionär, der riskiert ſeine eigene Million 
und ruft ein Unternehmen ins Leben, denke ich mir, à la bonne 
heure, mit dem lässt ſich eventuell reden, das iſt ein Mann, der 
etwas riskiert, der mit ſeiner eigenen Perſon eintritt. Aber hier 
haben wir es wieder mit jenen Innominat-Capitaliſten zu thun, 
die man nicht kennt, die einfach die Actien irgendwo liegen haben 
und nichts thun als Coupons ſchneiden. Alſo hier iſt wieder dasſelbe 
wie bei anderen Unternehmungen. Nun komme ich auf die Radial— 
linien. Ich wäre ſehr gerne dafür, aber alle Herren werden mir 
zugeben, dieſe ſeparaten Radiallinien ſind das Unangenehmſte, was 
man ſich denken kann. Wir haben ſchon drei ſolche: Die eine von 
Meidling bis zum Opernring, die durch Margarethen und Mariahilf 
geht, dann eine, welche vom Schottenring nach Nufsdorf geht, 
dann die dritte, die Tramway von Stammersdorf bis Groß— 
Enzersdorf. Wie unangenehm iſt es, wenn man in Margarethen 
aufſteigt, man kann nur bis zum Opernring fahren, man hat keine 
Verbindung. 

Ebenſo iſt es beim Schottenring und ebenſo iſt es überall. 
Dieſe Radiallinien müſſen mit anderen im Zuſammenhange ſtehen, 
dann haben ſie einen großen, bedeutenden Wert; ſolange aber 
jede einzelne getrennt iſt, verliert ſie ſehr bedeutend und es gilt das 
nicht, was die Herren jagen. Erlauben Sie mir nun, dafs ich auf 
die Kohle zu ſprechen komme. 

Der Herr Gem.-Rath v. Stummer meint, es wird eine 
gewiſſe Decentraliſierung des Kohlenverkehrs ſtattfinden. Die Kohle 
wird deswegen mittelſt Wagen zugeführt, weil eben die Zuführung 
mit Pferden billiger zu ſtehen kommt, und deswegen geſchieht es 
jetzt. (Lebhafte Zuſtimmung links.) Der Herr Gem.-Rath Stummer 
ſagt, das iſt richtig, und er meint dabei, das iſt unvernünftig, 
und weil es unvernünftig iſt, muſs es mit der Zeit aufhören. 

Meine Herren, das iſt nicht ſo. Das Unvernünftige hört ſich 
nur dann auf, wenn es nichts trägt. (Heiterkeit links.) Wenn einer 
da iſt, der aus der Unvernunft viel herausſchlägt, dann hört ſie 
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ſich nicht auf, dann bleibt fie, und ſolange die Nordbahn nicht 
verſtaatlicht iſt, wird das bleiben. Dann kann der Herr Gem.-Rath 
v. Stummer der Nordbahn noch ſoviel von Vernunft vor— 


reden, das nutzt nichts, bei der Nordbahn iſt ein Gulden mehr 


und von höherer Bedeutung, als die Vernunft der geſcheiteſten 
Leute, die auf Gottes Erdboden exiſtieren. 


Im Gegentheil, die Situation wird noch viel mehr verſchärft. 
Das, was der Herr Gem.-Rath v. Stummer glaubt, wird 
nicht eintreten; die Kohle wird nicht anders befördert werden, der 
Kohlenverkehr wird dort bleiben, er wird ſogar ſteigen, ſtatt dass 
er abnimmt. Wenn man mir ſagt, das iſt nicht möglich, ſage 
ich, warten wir, bis es geſchieht, dann bewilligen wir eine ſolche 
Bahn. Aber im vorhinein bewilligen und ſagen, das andere 
wird ſich von ſelbſt geben — damit bin ich nicht einverſtanden. 

Zum Schluſſe noch eine Bemerkung. Ich ſage nur das eine: 
Ich bezwecke klare Verträge. Ich will wiſſen, was die betreffende 
Unternehmung zu zahlen hat, darum bin ich für das Brutto— 
einnahmen⸗Princip, welches übrigens keine Neuerung iſt, weil es 
bei der Wiener Tramwah-Geſellſchaft auch exiſtiert. Die betreffende 
Unternehmung ſoll auch wiſſen, was die Gemeinde ihr gibt. Das 
iſt der vernünftige und klare Vorgang. Nun wird geſagt, das 
geht nicht, Freitag iſt ſchon die Commiſſion. Mein Gott, dafür 
können wir nicht! Soll der Stadtrath ſagen, der Gemeinderath 
hat noch keine Zeit gehabt; die Sache muſs vertagt werden. Was 
kann uns denn geſchehen? Die Straßen können ſie uns nicht 
wegnehmen, eine Expropriation gibt's da nicht für dieſe Bahn. 
Da müßste ich mich ſehr täuſchen, und ich glaube kaum, dajs der Herr 
Referent in ſeinen Acten eine Entſcheidung hat, wonach der 
Unternehmung das Expropriationsrecht zuſteht. Ich glaube das 
nicht und wenn es ihr auch zukommt — dieſe Straße kann ſie 
nicht expropriieren. Warum ſollen wir es thun? Es iſt alſo gar 
keine Gefahr, wenn Sie dem Stadtrathe den Auftrag geben, die 
Sache neuerdings durchzuarbeiten. Die Veranlaſſung liegt ſchon 
in der Broſchüre, von der ich Ihnen Kenntnis gegeben habe, die 
der Stadtrath aber nicht kennt. Er hat alſo auf Grundlage eines 
unvollſtändigen Actenmateriales gearbeitet und wenn ich Referent 
wäre, würde ich ſagen, ich bin verpflichtet, die Sache noch einmal 
zu ſtudieren, denn wenn ſolche Neuerungen vorkommen, fo mujs 
jeder Referent ſagen, das mußs neu ſtudiert werden, ich bitte um 
eine neue Friſt. Das iſt die Pflicht des Referenten und des Stadt- 
rathes und daher empfehle ich Ihnen neuerdings die Annahme der 
pon mir geſtellten Anträge. (Beifall und Händeklatſchen links.) 


Gem.⸗Nath Johann Müller (Generalredner pro): Meine 
Herren! Die Commiſſion vom 19. d. Mts. hat lediglich den Zweck, 
zu beſtimmen, ob die Gemeinde die Straße hergibt. Die Be— 
dingungen, unter denen ſie dies thut, ſind einem ſpäteren Zeit⸗ 
punkte vorbehalten. Die Herren, die ſolche Commiſſionen ſchon 
mitgemacht haben, werden wiſſen, daſs es in ähnlichen Fällen 
immer jo iſt, dass geſagt wird, die Gemeinde gibt die Straße her, 
die Bedingungen werden ſpäter beſtimmt. Es handelt ſich alſo jetzt 
nur darum, ob wir mit der Trace einverſtanden ſind und über- 
haupt ein Recht haben, die Straße herzugeben und in dieſer Hin— 
ſicht kann ich dem Herrn Vorredner nicht beipflichten, ſondern mußs 
eher dem Herrn Referenten zuſtimmen. Ich erinnere da an 
die Debatte, die wir in der Tramwayfrage wegen des Nachtrags- 
übereinkommens geführt haben. Damals wollten wir, dafs es nur 
heißen ſoll, „für den Betrieb mit Pferden“. Das iſt aber gefallen 
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und es wurde ausdrücklich erklärt, dafs wir uns des ganzen Rechtes 
über die Straßen begeben haben. 

Die Tramway-Geſellſchaft kann überhaupt über die Straßen 
verfügen. Der erſte Punkt iſt alſo die Frage, ob wir überhaupt 
das Recht haben, unſere Genehmigung zu geben. Der zweite Punkt 
iſt dann die Trace ſelbſt. Die Herren, welche die Kronprinz 
Rudolfſtraße kennen, wiſſen auch, welch ein Verkehr von Kohlen⸗ 
fuhrwerken dort iſt. | | 

Die Nordbahn hat dort fünf Ausfallsthore, durch drei Thore 
werden nur Kohlen ausgeführt, und namentlich in den Morgen- 
ſtunden iſt es geradezu unmöglich, unter dem Viaduct durch— 
zukommen, ſpeciell auf der rechten Seite. Bei den Verkehrsanlagen 
haben wir beſchloſſen, daſs die Stadtbahn in der Donauſtadt nicht 
in der Kronprinz Rudolfſtraße, ſondern innerhalb der Nord— 
bahnmauer, in der ſogenannten Kohlenſtraße geführt werde, und 
jetzt wollen Sie die neue Trace in die Fahrbahn legen? Wenn 
wir das Recht haben, über dieſe Straße zu verfügen, ſo ſollten 
wir die Bedingung ſtellen, daſs die Bahn auf der rechten Seite 
geht, wo die Tramwayſchienen find, dieſe kann man näher zu den 
Bäumen rücken und dann ein drittes Geleiſe für die neue Bahn legen. 

Nachdem nun dieſe Bahn einem Bedürfniſſe, ſpeciell des 
II. Bezirkes, der Kaiſermühlen und des flachen Landes entſpricht, 
ſo müſſen wir dafür eintreten und der Gemeinderath ſoll auch die 
Sache befürworten, jedoch könnten wir die einzige Bedingung 
ſtellen, daſs das Geleiſe der neuen Bahn nicht in die Fahrbahn 
der Kronprinz Rudolfſtraße gelegt wird, wie es jetzt projectiert 
iſt, ſondern neben die Schienen der Tramway, und dann wird es 
auch möglich ſein, die Kopfſtation auf den Praterſtern zu verlegen, 
obwohl er nicht der Gemeinde, ſondern dem Oberſthofmeiſteramt 
gehört. Ein weiterer Punkt iſt auch, wie man über die Brücke 
kommt, das wiſſen wir auch noch nicht. 

Ich bitte Sie alſo, dem Antrage des Herrn Referenten zu⸗ 
zuſtimmen unter der einzigen Bedingung, daſs man ſagt, das 
Geleiſe der neuen Bahn tft neben den Tramwayſchienen zu legen. 

Referent (zum Schlufsworte): Die vorliegende Debatte hat 
wirklich ein ſonderbares Reſultat ergeben, nämlich, daßs das acten- 
mäßige Materiale nicht übereinzuſtimmen ſcheint mit demjenigen, 
welches die Geſellſchaft als ihre officielle Abſicht in ihrer Broſchüre 
verbreitet, die Geſellſchaft, die außerdem es für nothwendig hält, 
dem Führer der Oppoſition dieſe weitere Information zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen und dem Stadtrathsreferenten dieſes Informations⸗ 
materiale vollſtändig vorenthält. Ich weiß nicht, ſollte dies auch 
noch den Zweck haben, ihn vielleicht einmal einzuladen, Actionär 
des Unternehmens zu werden, oder wollte die Unternehmung ins— 
beſondere das Wohlwollen des Führers der Oppoſition erwerben? 
Ich weiß es nicht — aber Thatſache iſt das eine, dass entweder 
das Actenmateriale unvollſtändig iſt, oder die Unternehmung nachher 
ihre Intentionen geändert hat. Die Situation iſt dadurch that— 
ſächlich unklar geworden, jo dass die ganze Angelegenheit verdient 
zurückgewieſen zu werden. Nun ſtehe ich aber einmal als Stadtrath$- 
referent da, ich mufs alſo für die Anträge des Stadtrathes ein— 
treten und werde dieſes sine ira thun; die Herren mögen beſchließen, 
was ihnen genehm iſt. Ich werde mich nur auf einige Bemerkungen 
noch beſchränken. 

Einer der Herren Collegen aus dem II. Bezirke hat ins⸗ 
beſondere an mich einige Fragen gerichtet und mich auch gefragt, 
ob die Angelegenheit dem Bezirksausſchuſſe vorgelegen iſt. Der 
Vorgang iſt immer der geweſen, und das liegt in der Organi- 
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ſation der ganzen Gemeindevertretung, dass ſolche Angelegenheiten 
nicht im Detail zur Berathung den Bezirksvertretungen zugewieſen 
werden, ſondern daſs ein Vertreter des Bezirkes den Commiſſionen 
zugezogen wird, und dieſer Vertreter des Bezirkes bei der Com⸗ 
miſſion berufen iſt, die Intereſſen des Bezirkes geltend zu machen 
und auf gewiſſe Punkte hinzuweiſen. 

Es wird auch im vorliegenden Falle geſchehen, auch ohne dafs 
der Bezirksausſchuſs vorher einvernommen worden iſt. Nun wünſcht 
der betreffende Vertreter, dafs eine beſondere Bedingung auf⸗ 
genommen werde, und dieſe Bedingung iſt darin gelegen, dafs 
eine elektriſche Linie über die Kaiſermühlen nach Stadlau her⸗ 
geſtellt werde. Nachdem ein Project nicht vorliegt, nachdem eine 
Vorconceſſion nicht vorliegt, nachdem keinerlei Intentionen der 
Unternehmung vorliegen, ſo kann ſich der Stadtrath nicht mit 
etwas befaſſen, was ihm in keiner Weiſe vorgelegen iſt. Es würde 
das Zukunftsmuſik fein, womit man, um ein größeres Project zu 
realiſieren, ein kleineres Project einfach umbringen würde. 

Bezüglich der polemiſchen Ausführungen des Herrn Collegen 
Dr. Lueger will ich mich nur auf weniges beſchränken. (Gem.⸗ 
Rath Jedliéka: Hör'n S' auf! Machen wir's geſchwind!) 
Laſſen Sie mich ruhig zu Ende ſprechen, Sie können ja dann auch 
reden. Er ſteht immer auf dem Standpunkt, daßſs das unterfchet- 
dende Merkmal für den Begriff „Tramway-Unternehmungen“ in 
den Betriebsmitteln liegt. Das iſt nicht richtig, auch wenn alles 
das wahr iſt, was er angeführt hat. Es iſt ja richtig, wir haben 
uns ſtets geweigert in der Rechtsſection, daßſs an die Stelle der Pferde 
irgend ein anderer Motor ſubſtituiert werde. Damit iſt jedoch die 
Zweideutigkeit, die in dem Worte Tramway⸗Unternehmung in Art. IX 
des Nachtragsübereinkommens gelegen iſt, noch immer nicht beſeitigt, 
denn „Tramway⸗Unternehmen“ iſt nicht bloß ein Unternehmen, das 
mit Pferden betrieben wird, ſondern Tramwah⸗Unternehmen iſt auch 
eine Straßenbahn, die mit irgend einem anderen Motor betrieben 


wird. Wenn wir daher im Stadtrath vorſichtig waren angeſichts 
dieſer Beſtimmung, ſo haben wir nur unſere Pflicht erfüllt und 


wir wollten die Gemeinde nicht in die Lage bringen, die wir — die 
Majorität — verantworten müfsten, und die der Herr Führer der 
Oppoſition, weil er der Minorität angehört, natürlich nicht ver⸗ 
antworten würde. Er würde wahrſcheinlich im Falle des Verluſtes 
eines Proceſſes auf die Majorität mit einem Hohngelächter herüber⸗ 
blicken. Alſo wir in der Majorität, die wir die Verantwortung tragen, 
dürfen ſolchen Anregungen des Herrn Führers der Oppofition nicht 
ſtattgeben. Ich ſchließe und bitte die Herren, zu thun, was 
genehm iſt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt vom Herrn 
Dr. Lueger der Antrag geſtellt worden, der Act werde mit der 
Weiſung zurückgewieſen, daſs für den Fall der Bewilligung 

1. als Termin für die Straßenbenützung nur die Zeit bis 
31. December 1925 ins Auge zu faſſen iſt; 

2. die für die Benützung der ſtädtiſchen Straßen zu leiſtende 
Abgabe, inſoferne fie fi) auf die Strecke bezieht, nach dem Brutto⸗ 
verhältniſſe zu bemeſſen iſt; 

3. die Stromzuführung durch eine unterirdiſche Leitung zu 
erfolgen habe; 

4. bezüglich der Höhe der Fahrpreiſe ein beſtimmtes Über⸗ 
einkommen mit der Unternehmung abzuſchließen iſt; 

5. bezüglich der Erfüllung der von der Unternehmung zu über⸗ 
nehmenden Verpflichtungen ſolche Sicherheiten geleiſtet werden, dafs 
die Erfüllung ohne langwierige Proceſsführung erreicht werden könne. 
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Gem.-Nath Dr. Grübl (zur Geſchäftsordnung): Ich würde 
den Herrn Vorſitzenden bitten, eine getrennte Abſtimmung, nämlich 
zuerſt über die Rückweiſung des Actes, dann über die Bedingungen 
vorlegen zu laſſen, weil ich glaube, daſs die Bedingungen nicht 
angenommen werden ſollten, weil ſie der Sache außerordentlich 
präjudicieren. Die Zurückweiſung iſt aber, glaube ich, durch den 
Gang der Debatte begründet. 

Gem.-Rath Dr. Friedjung (zur Geſchäftsordnung): Ich 
wollte nur denſelben Antrag ſtellen, da ich gleichfalls nur für die 
Vertagung ſtimme. 

Gem.⸗Rath Johann Müller: Iſt denn das möglich? Bei 
den Commiſſionen 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Eine 
Debatte kann ich jetzt nicht zulaſſen, wir ſind bei der Abſtimmung. 

Ich erſuche jene Herren, welche dem Antrage zuſtimmen, dafs 
der Act zurückgewieſen werde, die Hand zu erheben. — Ange 
nommmen. 

Nun kommen die weiteren fünf Punkte, wie ich fie eben ver- 
leſen habe, zur Abſtimmung. Ich erſuche jene Herren, welche 
dieſelben annehmen wollen, die Hand zu erheben. — Abgelehnt. 

Der Gegenſtand iſt erledigt. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluſs der Sitzung 7 Uhr 30 Minuten abends.) 


Stenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 19. Auguſt 1892 
unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig. Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre, mitzutheilen, das Herr Gem.⸗Rath 
Dr. Hackenberg ſein Ausbleiben von der heutigen Sitzung ent— 
ſchuldigt; desgleichen Herr Gem.-Rath v. Götz wegen Unwohlſeins. 
Herr Gem.⸗Rath Weitmann entſchuldigt ſein Ausbleiben von 
dieſer Sitzung und von den Sitzungen der nächſten Woche. 


2. Dem Herrn Gem.⸗Rathe Dr. Lederer wurde ein Urlaub 
von vier Wochen, vom 23. Auguſt beginnend, ertheilt. 

3. Herr Karl Ultz, Schneidermeiſter und Handelskammerrath, 
hat namens des Vergnügungscomités in Sievering zur Anſchaffung 
und Vertheilung von Schuhen zur Winterszeit an arme Schul⸗ 
kinder in Sievering einen Betrag von 60 fl. 85 kr. übergeben. 

Die Verſammlung ſpricht den Dank aus. 


4. Von Seite des Feſtcomités in Wiener⸗Neuſtadt iſt eine 
Einladung zur Theilnahme an dem Feſte des 700jährigen Beſtandes 
der Stadt, welches in der Zeit vom 4. bis 8. September gefeiert 
wird, eingelangt. Es wird die Stadtvertretung der Gemeinde Wien zur 
Theilnahme eingeladen. Die Verſammlung wird dem Herrn Bürger— 
meiſter überlaſſen, jene Herren, welche ſich zur Theilnahme melden, 
zu dieſer Feier zu delegieren. (Zuſti m mung.) 

5. Der Verein zur Errichtung und Erhaltung der erſten 
Wiener Suppen⸗ und Theeanſtalt ſpricht in einem Schreiben den 
Dank für die vom Gemeinderathe gewidmete Spende von 200 fl. aus. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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6. Eingelaufen iſt eine Zuſchrift des Herrn Statthalters, 
datiert vom 17. Auguſt 1892, lautend (liest): 

„Das hohe k. k. Finanzminiſterium hat mir über den Bericht 
des Magiſtrates vom 17. Juni 1892, G.⸗Z. 87138/ , betreffend 
die geplante Beſeitigung des Linienwalles in den zwei Strecken 
zwiſchen der Lerchenfelderſtraße und Breitenfeldergaſſe und von 
der Landes⸗Irrenanſtalt bis zur Währingerſtraße mit dem Erlaſſe 
vom 29. Juni 1892, Z. 23764, mitgetheilt, dass es nicht in der 
Lage iſt, von dem mit dem Erlaſſe vom 3. April 1892, Z. 11203, 
von welchem ich Euer Hochwohlgeboren unterm 29. April 1892, 
Z. 26324, in Kenntnis geſetzt habe, eingenommenen Standpunkte 
abzugehen.“ 

Es bezieht ſich dieſe Zuſchrift auf den Beſchluſs des Gemeinde⸗ 
rathes vom 11. März, in welchem wegen Inangriffnahme von Pla— 
nierungsarbeiten der Gemeinderath in vier Punkten die Bedingungen 
formuliert hat, welche vor Inangriffnahme der Arbeiten ſeitens der 
Staatsverwaltung anzunehmen wären. In einer früheren Zuſchrift 
hat der Herr Finanzminiſter erklärt, dafs er die Punkte 2 und 3 nicht 
annehmen könne. 
ordnungsmäßigen Behandlung unterzogen. 

7. In der letzten Sitzung wurde vom Herrn Gem. Rathe 
Brauneiß eine Interpellation geſtellt, welche lautet (liest:) 

„Ich habe vor circa einem Jahre den Antrag geſtellt, der 
löbliche Gemeinderath wolle beſchließen, daßs von Seite der Gemeinde 
Wien an die Tramway⸗ oder Omnibus⸗Geſellſchaft herangetreten 
werde, dafs in die Theile des XIV. und XV. Bezirkes jenſeits 
der Weſtbahn ein directer Verkehr mit der Inneren Stadt zuſtande 
komme. 

Nachdem dies ein ſehr dringendes Bedürfnis für die Bewohner 
dieſer Bezirkstheile iſt, erlaube ich mir an den hochgeehrten Herrn 
Bürgermeiſter die ergebene Anfrage: 

Sind mit der Trammway- oder Omnibus⸗Geſellſchaft Verhand⸗ 
lungen eingeleitet worden? Wenn nicht, iſt der Herr Bürgermeiſter 
geneigt, die Verhandlungen mit der Tramway⸗ oder Omnibus⸗ 
Geſellſchaft eheſtens einzuleiten?“ 

Ich habe die Ehre, darauf zu erwidern, dass ſowohl über 
dieſen Antrag, als auch über eine Reihe anderer im Schoße des 
Gemeinderathes eingebrachten Anträge wegen Herſtellung neuer 
Tramwaylinien in den neuen Gemeindebezirken bereits im Vorjahre 
die Verhandlungen eingeleitet und die Wiener Tramwayh-Geſellſchaft, 
die Neue Wiener Tramway -Geſellſchaft, ſowie die Vienna⸗General⸗ 
Omnibus⸗Compagnie aufgefordert wurden, ſich über die Frage des 
Ausbaues des Tramwapnetzes, beziehungsweiſe die Einrichtung 
neuer Omnibusverbindungen nach den neuen Bezirken zu äußern. 

Die Wiener Tramwah-⸗Geſellſchaft hat hierüber ſich ablehnend 
dahin geäußert, dafs fie nicht in der Lage ſei, „im Schoße der 
Gemeindevertretung hervortretenden Wünſchen nach dem Baue neuer 
Linien näherzutreten, inſolange nicht die ihr conceſſionsmäßig 
zugeſicherte Betriebsordnung erlaſſen iſt“, weil ſie erſt aus dieſer 
das Maß der von ihr geforderten Leiſtungen kennen lernen werde 
und erſt dann in die Lage verſetzt ſei, neu in Frage kommende 
Tramwahylinien vom finanziellen Standpunkte aus prüfen zu können. 

Von Seite der Neuen Wiener Tramway⸗Geſellſchaft wurde 
die geſtellte Anfrage dahin beantwortet, dass bei der Geſellſchaft 
zwar die Geneigtheit beſtehe, das geſellſchaftliche Tramwaynetz in 


rationeller Weiſe zu erweitern, dajs fie aber fo lange nicht in der 


Lage ſei, ſich über die gemachten Anregungen in beſtimmterer Weiſe 
auszuſprechen, als nicht die näheren Umſtände rückſichtlich der An⸗ 


Es wird dieſe Zuſchrift der geſchäfts- 
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lage, beziehungsweise Ausführung der neuen Stadtbahnlinien, durch 
welche die Tramwaylinien der Geſellſchaft weſentlich berührt werden, 
endgiltig feſtgeſtellt ſind. | 

Von der Vienna⸗General⸗Omnibus⸗Compagnie ift in diefer 
Angelegenheit eine Antwort bisher überhaupt nicht eingelangt und 
wird daher unter einem die an die Geſellſchaft gerichtete Auf— 
forderung betrieben. Nach Einlangen derſelben wird weiter Bericht 
erſtattet. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Einläufe zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-Nath Zagörski (liest): 

8. Antrag des Gem.-Nathes Tagleicht: 

Das dringende Bedürfnis der Bevölkerung für Strombäder im Hoch⸗ 
ſommer iſt anerkannt und wird das Holzer'ſche Strombad trotz ſeiner ungünſtigen 
Lage am linken Donauufer jenſeits der Kronprinz Rudolfbrücke nicht allein als 
Erfriſchungsbad, ſondern in vielen Fällen als Curbad benützt und auch von 
einer anſehnlichen Anzahl von Profeſſoren der hieſigen Kliniken frequentiert. 

= Beſitzer, Herr Holzer, beabſichtigt krankheitshalber dieſes Bad zu 
verkaufen. 


Die Erwerbung dieſes Bades ſeitens der Gemeinde wäre ohne Zweifel 
lucrativ und könnte mit dem Communalbad vereint betrieben werden. 


Ich erlaube mir zu beantragen, der löbliche Ge— 
meinderath ſoll wegen Ankauf des Holzer'ſchen Strom— 
bades mit dem Beſitzer in Verhandlung treten. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Zagörslii (liest): 

9. Dringlichkeits-Antrag des Gem. - Nathes 
Ziegelwanger: 

Der Wienfluſs im XIII. Bezirke befindet fi in einem peſtilentialiſchen Zu⸗ 
ſtand; es wurde alljährlich von den früher beſtandenen Gemeinden im Hochſommer 
eine Cunette gezogen, nur heuer kümmert ſich niemand; in Anbetracht des un⸗ 
erträglichen Zuſtandes iſt eine Abhilfe nothwendig. 

Es ſtellen daher die Gefertigten den dringenden Antrag: 

daſs der Magiſtrat ſchleunigſt beauftragt werde, 
ſofort eine Cunette im Wienfluſs in den Theilen des 


XIII. Bezirkes herzuſtellen. 


Schriftführer Gem.-Nath Zagörskii (liest): 

10. Antrag des Gem.⸗Nathes Vurſcht: 

Die Exiſtenz der Kaufleute unter den heutigen Verhältniſſen iſt eine 
äußerſt ſchwierige zu nennen. Nicht allein, dafs fie durch übermäßige Concurrenz 
und ſchwindelhafte Ausverkäufe leiden, ſo tritt noch ein weiterer Factor 
hinzu, es hat nämlich die Übervortheilung durch Tara-Differenzen bei Gefäßen 
und Emballagen in dieſem modernen Handel ſo überhand genommen, dal ſolche 
Abgänge ſogar meiſtens als kaufmänniſche Ufancen angenommen werden. Es 
ſei hier nur ein Beiſpiel angeführt, der Zuckerhandel. Die Tara⸗Differenzen 
betragen heute ſchon drei Kilo per hundert Kilo, es wird der Conſumment nicht 
allein benachtheiligt, ſondern vom Staate wird obendrein noch für die drei 
Kilo die Steuer an den Producenten zurückvergütet. 

Nachdem derartige Zuſtände für das neunzehnte Jahrhundert nicht mehr 
paſſen, ſo ſtelle ich nachfolgenden Antrag: | 


1. Das ſtädtiſche Markt-Commiſſariat werde beauf— 
tragt, Unterſuchungen in dieſer Richtung zu pflegen 
und über derartige Anzeigen mit aller Strenge vor— 
zugehen. 

II. Es ſoll binnen drei Monaten jener Bericht dem 
Plenum des Gemeinderathes vorgelegt werden. 


11. Antrag des Gem.⸗Nathes Herold, betreffend Ver⸗ 
legung der Sperrſtunde: 


Während der diesjährigen Reiſeſaiſon mit ihrer gegen die gleichen Perioden 
früherer Jahre merklich ſtärkeren Femdenfrequenz bin ich als Mitintereſſent des 
größten Wiener Hotels wiederholt in die Lage gekommen, die Klagen der 
Fremden über unſere ſo frühe Sperrſtunde zu vernehmen. 

Die Fremden bezeichnen dieſe kleinſtädtiſche Einrichtung als ein Hemmnis 
der Entfaltung eines großſtädtiſchen, das Erwerbsleben günſtig beeinfluſſenden 
Nachtlebens, wie es anderen Großſtädten ausnahmslos eigenthümlich iſt, das 
uns in Wien zum Schaden unſerer Erwerbsintereſſen und unſeres Fremden⸗ 
verkehres mangelt. 5 

Die für die Innere Stadt geſchaffene Halbheit, das Offenhalten der Haus⸗ 
thore bis 11 Uhr dem freien Ermeſſen des Hauseigenthümers zur überlaſſen, 
hat ſich — wie vorauszuſehen war — nicht bewährt. Es mußs einmal doch 
mit der Kleinlichkeit unſerer 10 Uhr⸗Sperrſtunde radical gebrochen werden und 
es wird ſich der Segen eines regen Nachtlebens bald einſtellen. 
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Ich beantrage daher: 

Der löbliche Stadtrath ſei aufzufordern, eheſtens 
über die Verlegung der Sperrſtunde auf 11 Uhr und 
Beleuchtung von Stiegen und Gängen bis um dieſe 
Stunde Bericht zu erſtatten. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: 
geſchäftsordnungsmäßig behandelt 
ſchreiten zur Tagesordnung. 


Ich bitte den Herrn Gem.-Rath Dr. v. Billing zum 
Referat. 

12. Referent Gem.-Nath Dr. v. Billing: Ich bitte, Vor⸗ 
lage 141 zur Hand zu nehmen. 

Es handelt ſich hier um eine der Gemeinde Wien obliegende 
Vorkehrung für den hoffentlich nicht eintretenden Fall, dass die 
Cholera dennoch nach Wien kommen ſollte. Das Erſcheinen der 
Cholera in den Nebenſtaaten iſt ſelbſtverſtändlich geeignet, ſowohl 
die Regierung als die Gemeinde je nach der Competenz dazu zu 
verhalten, alle möglichen Vorſichtsmaßregeln zu treffen, damit ein 
Einſchleppen der Cholera nicht ſtattfindet, oder wenn dennoch, dass 
die Krankheit ſo gelinde als möglich auftrete und die nöthige Ab— 
wehr finde. Unter den Maßregeln, welche der Gemeinde innerhalb 
ihres Wirkungskreiſes obliegen, iſt jene hervorzuheben, welche dazu 
dient, eventuell Erkrankte ſo ſchnell als möglich in die Spitäler zu 
ſchaffen. Dazu ſind geeignet conſtruierte Transportwägen nothwendig, 
Transportwägen, wie ſie überhaupt für Infectionskrankheiten ein- 
geführt ſind und auch in Wien bereits in Verwendung ſind. Wir 
haben bereits in den meiſten Bezirken — in einzelnen Bezirken 
fehlen ſie noch — derartige Krankentransportwägen, welche voll— 
kommen desinficierbar, mit Blech beſchlagen und zum Sitzen und 
Liegen eingerichtet ſind. Für den normalen Bedarf haben dieſe — 
es ſind deren 13 Stück — allerdings ausgereicht; allein wenn 
doch wider Erwarten und Hoffen die Epidemie zu uns kommen 
ſollte, ſo würde dieſer Beſtand abſolut nicht ausreichen. Es iſt 
daher nothwendig, dafs in dieſer Beziehung Vorſichtsmaßregeln ge— 
troffen werden. Im Einverſtändniſſe mit der Regierung wurde 
vorgeſehen, daſs fünf ſtändige Poſten eingerichtet werden ſollen, wo 
mindeſtens zwei desinficierbare Wägen aufgeſtellt ſind, mit den 
nöthigen Trägern und Warteperſonale, um eventuell in Action 
treten zu können. 

Dieſe Sanitätsſtationen ſind gedacht: Die erſte im II. Bezirk 
am Tabor, die zweite im III. Bezirk am alten Pferdemarkt in der 
Faſangaſſe, die dritte im V. Bezirk am jetzigen Pferdemarkt, die 
vierte im XIV. Bezirk im geweſenen Nothſpital, die fünfte im 
Nothſpitalsgebäude in der Uniongaſſe 4 im XVIII. Bezirk. Für 
jede dieſer Stationen ſind unbedingt auch gegenwärtig ſchon 
zwei ſolche Transportwägen nothwendig. Es hat dem Stadtrathe 
auch geſchienen, daſs es nothwendig ſei, denn doch für den 
hoffentlich nicht eintretenden Fall eine Reſerve zu ſchaffen, zumal, 
wie ich früher erwähnt habe, in vier Bezirken ſolche desinficierbare 
Wägen gar nicht exiſtieren, und dann doch auch das Bedürfnis 
eintreten könnte, für dieſe Bezirke Transportwägen aufzuſtellen. 

Aus dieſem Grunde erlaubt ſich der Stadtrath den Antrag 
zu ſtellen: Sie mögen den nöthigen Credit bewilligen, 
um für den Fall des Auftretens der Cholera ſogleich 
zehn Stück desinficierbare zweiſpännige, zum Sitzen 
und Liegen eingerichtete Transportwägen anzuſchaffen 
und außerdem den Magiſtrat ermächtigen, daſs er im 


Dieſe Anträge werden 
werden. Wir 
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Falle des Bedarfes weitere drei Stück folder nachzu— 
beſtellen berechtigt iſt. 

Ich bitte Sie im Namen des Stadtrathes, den hiezu erfor⸗ 
derlichen Credit von 6500 fl., beziehungsweiſe 8500 fl. zu Laſten 
des Reſervefondes zu bewilligen. 

Gem.-Nath Seiler: Ich bin ſelbſtverſtändlich mit dem 
Antrage einverſtanden und erlaube mir nur an den Herrn Re— 
ferenten die Anfrage, ob das Sanitätsperſonal aus dem beſtehenden 
entnommen wird oder ob neues engagiert wird. 

Referent: Selbſtverſtändlich wird neues engagiert werden. 
Es ſind heute ſchon fünf neue Sanitätsaufſeher proviſoriſch für 
die Dauer der eventuellen Epidemie mit einem Taggelde von 2 fl. 
angeſtellt worden. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daßs für jede Station 
und jeden derartigen Wagen das nöthige Krankenträger-Perſonale 
angeſtellt werde. Der Stadtrath wird auch die Ehre haben, bezüglich 
der Beſpannung einen ſeparaten Antrag zu ſtellen, nachdem es 
nothwendig iſt, daſs in dieſen fünf Stationen die Wägen ebenſo 
wie bei der Feuerwehr bereit ſtehen. Es wird alſo in dieſer Richtung 
nichts außeracht gelaſſen werden, was nothwendig iſt, um einer 
eventuellen Epidemie zu begegnen. 

HGem.-Nath Heiler: Ich habe noch eine weitere Anfrage zu 
ſtellen. An der Radetzkybrücke werden zwei Baracken gebaut, wie 
man hört, von der Rettungs-Geſellſchaft und allgemein wird davon 
geſprochen, daſs fie als Sanitätsſtationen oder Choleraſtationen 
verwendet werden ſollen. Von dort werden auch Canäle in die 
Donau geleitet, wie ich geſehen habe. Ich möchte nun fragen, 
welchen Zweck dieſe Gebäude eigentlich haben werden, denn wir 
in der Leopoldſtadt haben fortwährend vom Waſſer zu leiden, 
und es geht nicht an, daſs man das Waſſer dieſer Canäle in den 
Donaucanal leitet, von wo es in die Keller der Häuſer auf der 
Leopoldſtädter Seite eindringen kann. Ich möchte alſo fragen, ob 
der Herr Stadtrath weiß, welchen Zweck dieſe Baracken haben. 

Referent: Als Referent in der vorliegenden Angelegenheit 
bin ich leider nicht in der Lage, dieſe Frage zu beantworten, weil 
mir ein diesbezügliches Actenmateriale nicht vorliegt, bin aber 
überzeugt, dajs der Herr Vorſitzende keinen Anſtand nehmen wird, 
die Sache zum Gegenſtande ſeiner Erwägung zu machen und 
eventuell eine Vorlage hierüber an den Stadtrath zu leiten, ich 
perſönlich bin leider in dieſer Frage nicht informiert. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: In dem vorliegenden Antrage 
heißt es: „Es ſei für den eventuellen Fall des Auftretens der 
epidemiſchen Cholera in Wien die Anſchaffung von zehn Wägen ıc. 
zu genehmigen.“ 

Nach der Faſſung dieſes Antrages würden alſo dieſe Wägen 
erſt in dem Momente angeſchafft werden, als die Cholera epidemiſch, 
alſo nicht bloß vereinzelt in Wien auftritt. Ich möchte da fragen, 
ob es nicht zweckmäßig wäre, dieſe Wägen ſofort anzuſchaffen. 

Referent: Sie werden gleich angeſchafft, das iſt eben der 
Zweck dieſes Referates. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Dann möchte ich doch im eigenen 
Intereſſe des Stadtrathes eine andere Faſſung vorſchlagen und 
vielleicht einfach ſagen: „Es ſei die Anſchaffung von zehn neuen 
zweiſpännigen, zum Sitzen und Liegen eingerichteten vesinficier- 
baren Krankentransportwägen zu genehmigen, und weiters der 
Magiſtrat zu ermächtigen, im Bedarfsfalle noch weitere drei gleiche 
Wägen nachzubeſtellen.“ Ich bitte alſo, die Worte: „Für den 
eventuellen Fall des Auftretens der epidemiſchen Cholera in Wien“ 
einfach auszu laſſen. Ich hoffe auch, dafs dieſe Wägen nicht viel- 
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leicht verkauft werden, wenn die Gefahr vorbei iſt, und würde 
auch hervorheben, dafs dieſe Wägen als Requiſiten beſtändig ver⸗ 
bleiben werden. Ich bitte Sie alſo, im eigenen Intereſſe die von 
mir vorgeſchlagene Faſſung anzunehmen. 

Referent: Ich mußs erklären, dafs ich ausdrücklich geſagt 
habe, dieſe zehn Wägen ſind ſofort zu beſtellen, jo dafs wohl jedes 
Miſsverſtändnis ausgeſchloſſen iſt. Die vielleicht nicht ſehr glück— 
liche Faſſung iſt nur die Begründung, warum zehn Wägen ange⸗ 
ſchafft werden; ſelbſtverſtändlich bleiben die Wägen auch im 
Inventar der Gemeinde Wien, weil die jetzigen Wägen allmählich 
ſchlecht werden und durch die neuen erſetzt werden müſſen. 

Gem.-Nath Herold: Ich begrüße die Anſchaffung von 
Krankentransportwägen, weil ich darin eine Vorſichtsmaßregel 
gegen den böſen Gaſt erblicke. Es iſt zwar — Gott ſei Dank! — 
noch keine Gefahr, daſss er unſere ſchöne Stadt heimſuchen wird, 
aber trotzdem begrüße ich dieſe Maßregel und möchte auch noch 
eine weitere Anregung geben, daſs nämlich, wenn die Epidemie 
die Reichsgrenzen überſchreiten ſollte, während der Dauer derſelben 
die Straßenreinigung in den Nachtſtunden vorgenommen werde. 
Ich halte dies für eine viel wichtigere Vorſichtsmaßregel, als die 
Anſchaffung von Krankentransportwägen. Ein einziger Bezirk iſt 
in dieſer Hinſicht ſchon vorgeſchritten, indem durch die Thatkraft 
des Herrn Bezirksvorſtandes Weidinger erreicht wurde, dass 
in ſeinem Bezirk die Straßen in der Nacht, und zwar mit dem 
größten Erfolge gereinigt werden. 

Wir in den anderen Bezirken haben leider noch dieſe mangel— 
hafte Reinigung der Straßen, und Sie wiſſen alle, mit welchem 
Ungemach und mit welchen Unzukömmlichkeiten dies verbunden iſt. 
Gerade jetzt, wo eine Epidemie an unſeren Grenzen lauert, iſt 
doppelte Vorſicht nöthig, und ich wollte mir daher erlauben zu 
beantragen, dafs für den Fall, als die Epidemie unſere 
Reichsgrenzen überſchreiten ſollte, die Straßenreinigung 
für die Dauer dieſer auf die Nachtſtunden verlegt 
werden ſollte. 
reinigung in den Nachtſtunden vorzunehmen, und ich bitte die 
Herren, dieſe Vorſichtsmaßregel zu genehmigen. 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Die Debatte iſt ge- 
ſchloſſen. Der Herr Referent hat das Schluſswort. 


Referent: Nun, ich habe zur Sache nichts mehr zu er— 
wähnen; dem Wunſche eines Herrn iſt entſprochen worden; was 
die letzte Bemerkung betrifft, jo erlaube ich mir anzuführen, daſs 
im J. Bezirke ohnedies die Reinigung zur Nachtzeit geſchieht und 
daſs dieſer Gegenſtand im Laufe iſt; es wird ein umfaſſendes 
Materiale vorgelegt und dem Gemeinderathe über die Frage der 
nächtlichen Reinigung in allen Bezirken Bericht erſtattet werden. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es wurde der Antrag 
geſtellt, die Worte „für den eventuellen Fall des Auftretens der 
Cholera in Wien“ wegzulaſſen. 

Ich bringe den Antrag ohne dieſe Worte zur Abſtimmung. 
Jene Herren, welche damit einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Nun bringe ich den Antrag mit den Worten „für den 
eventuellen Fall des Auftretens der Cholera in Wien“ zur Ab- 


ſtimmung. Ich bitte jene Herren, welche dieſe Worte. aufgenommen 
wiſſen wollen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 


Es entfällt alſo dieſer Zuſatz. 
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Der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Herold, dahin gehend, 
für den Fall als die Cholera die Reichsgrenzen überſchreiten ſollte, 
habe die Straßenreinigung in den Nachtſtunden ſtattzufinden, wird 
der geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung unterzogen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

1. Es ſei die Anſchaffung von zehn neuen zwei— 
ſpännigen, zum Sitzen eingerichteten, 
desinficierbaren Krankentransportwägen zu geneh— 

weiters ſei der Magiſtrat zu ermächtigen, 
im Bedarfsfalle noch drei gleiche Krankentransport— 
wägen nachzubeſtellen. 

2. Es ſei die Geſammtauslage von circa 6500, 
beziehungsweiſe 8500 fl., auf den Reſervefond zu 
überweiſen. 

13. Referent Gem. Rath Dr. v. Billing berichtet 
zur Zahl 149. Das magiſtratiſche Bezirksamt für den XI. Bezirk 
hat ſich an den Magiſtrat, beziehungsweiſe Gemeinderath mit der 
Bitte um Vermehrung des Perſonales für die Einhebung der Ge— 
büren und Steuern gewendet. Das Bezirksamt verfügt über zwei 
Steuercommiſſäre und einen Steuerexecutions⸗Diurniſten. Abgeſehen 
davon, daſs ein ziemlich bedeutender Theil durch die Vereinigung 
dazugekommen iſt, haben ſich die Rückſtände auf 6000 Stück 
gehäuft, jo dafs mit dem Perſonale das Auskommen nicht ge— 
funden werden kann. Es wird daher, um nicht etwa einen Rückſtand 
zu fixieren, gebeten, der Gemeinderath wolle bewilligen, dass pro— 
viſoriſch ein Steuerexecutioniſt als Steuercommiſſär verwendet werde, 
und das demſelben während der Zeit dieſer Beſchäftigung eine 
Perſonalzulage von 200 fl. bewilligt werde, welche in ganz gleichen 
Fällen auf Grund von Gemeinderaths Beſchlüſſen derlei Perſön— 
lichkeiten gewährt werden. 

Ferner wolle bewilligt werden, dajs ebenfalls proviſoriſch ein 
neuer Steuerexecutions⸗Diurniſt aufgenommen werden könne. Dieſe 
ganze Sache wird ſelbſtverſtändlich bei der Einreihung in die Rang— 
claſſen in das gehörige Geleiſe gebracht werden. Ich bitte, mit 
Rückſicht auf die nachgewieſene Nothwendigkeit um Ihre Genehmigung. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? (Es 
meldet ſich Niemand zum Wort.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei zur Einhebung der Steuer- und Gebüren— 
rückſtände im X. Bezirke aus dem Stande der Steuer— 
executions-Diurniſten ein proviſoriſcher Steuercom— 
miſſär zu beſtellen und demſelben für die Dauer 
dieſer Dienſtleiſtung die normierte Perſonalzulage 
von 200 fl. jährlich anzuweiſen und die Magiſtrats— 
Direction zu ermächtigen, an deſſen Stelle einen 
Steuerexecutions-Diurniſten mit dem Taggelde von 
1 fl. 50 kr. aufnehmen zu dürfen. 

14. Referent Gem.-Nath Dr. v. Billing referiert ad 
Beilage Nr. 148: Es kommen demnächſt die neuerbauten Volks⸗ 
bäder im VI., VIII. und IX. Bezirke zur Eröffnung. Es handelt 
ſich darum, auch für dieſe Bäder Vorkehrungen zu treffen bezüglich 
der Syſtemiſierung der betreffenden Organe und des Perſonales. 


und Liegen 


migen, 


Für die bisherigen derlei Bäder ſind bereits von Fall zu Fall 
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Beſtimmungen ſeitens des Gemeinderathes beichloffen worden und 
lehnen ſich dieſe neuen allgemeinen Beſtimmungen, welche für derlei 
Volksbäder inkraft treten, an dieſe Gemeinderaths⸗-Beſchlüſſe mit 
geringen Ausnahmen an, welche ich zu bezeichnen die Ehre haben 
werde. Es handelt ſich um das Perſonal, welches nunmehr 
ſyſtemiſiert werden ſoll. (Liest): 

„Für jedes dieſer Volksbäder wird ſyſtemiſiert: 

1. Ein Bademeiſter mit einem Monatsbezuge von 
60 fl. und Naturalwohnung im Badhauſe gegen eine 
beiden Theilen jederzeit zuſtehende einmonatliche 
Kündigung.“ 

Es iſt das eine kleine Anderung gegenüber den früheren Be- 
ſchlüſſen, welche darin beſteht, daßs in den bisherigen Bädern der 
Bademeiſter gegen eine 14tägige Kündigung angeſtellt war. Es hat 
ſich aber gezeigt, daſs dieſe 14tägige Kündigung Schwierigkeiten 
mit ſich bringt, nachdem beim Wechſel eines derartigen Bademeiſters 
man nicht immer gleich in der Lage iſt, eine geeignete Perſönlichkeit 
dafür zu finden, und der Fall ſich ergab, dass ſogar ein Intervall 
eintrat; andererſeits iſt es aber, wie wir glauben, geboten, dass 
der Bademeiſter, der, wie Sie aus dem nächſtfolgenden Abſatze 
ſehen werden, eine ziemlich erhebliche Thätigkeit zu entwickeln hat 
und auch dem Publicum gegenüber eine gewiſſe Stellung einnehmen 
mufs, da er für die Aufrechthaltung der Ordnung zu ſorgen hat, 
denn doch nicht wie ein gewöhnlicher Dienſtbote zu ſtellen iſt. 
Daher glaubte der Stadtrath, eine einmonatliche Kündigungsfriſt 
feſtſetzen zu ſollen. (Liest:) 

„Die Dienſteskündigung ſchließt jene der Wohnung 
in ſich.“ 

Es iſt dies eine Vorſichtsmaßregel, welche nothwendig erſchien, 
weil ſchon mitunter Differenzen und Proceſſe aus einer derartigen 
Doppelſtellung des Kündigers und Angeſtellten ſich ergeben haben. 
(Liest :) 

„Dem Bademeiſter werden übertragen: der Dienſt 
an der Caſſa, die Überwachung und Eintheilung der 
Ba dewäſcherei und des Feuerungsbetriebes, die Beauf— 
ſichtigung, Bezahlung und Verrechnung der Badediener— 
ſchaft, die Verantwortlichkeit für die Reinlichkeit und 
Ordnung in der Badeanſtalt, ſowie für die Badewäſche 
und das ſonſtige Badeinventar, und außerdem die 
Geſchäfte der Hausbeſorgung, wobei die Dienerſchaft 
mitverwendet werden darf.“ 

Es iſt dies bei allen bisherigen Bädern eingeführt worden 
und hat ſich vollſtändig erprobt. Nur bei dem Bade im VII. Be⸗ 
zirke war eine Anderung nothwendig, weil der betreffende Bade- 
meiſter nicht im Hauſe wohnt, alſo nicht die Stelle des zur 
beſorgers vertreten kann. (Liest): 


„Zur Beſtreitung kleiner Auslagen wird dem Bade— 
meiſter ein Handverlag von 10 fl. gegen Detailver— 
rechnung bewilligt; er hat eine Caution von 150 fl. 
in Barem oder in pupillarſicheren Werten bei der 
ſtädtiſchen Hauptecaſſa vor dem Dienſtantritte zur Sicher— 
ſtellung der Gemeinde für aus ſeinem Verſchulden ſich 
ergebende Abgänge oder Beſchädigungen am ſtädtiſchen 
Eigenthume zu leiſten“ — nachdem ihm ja das ganze Bade⸗ 
inventar und die Caſſaführung anvertraut iſt. (Liest:) 

„Die Beſtellung und Entlaſſung des Bademeiſters 
hat durch den Magiſtrat zu erfolgen. 
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Die Auszahlung ſeines Bezuges erfolgt monatlich 
im nachhinein gegen geſtempelte und vom bauämtlichen 
Leiter des Bades vidierte Quittung. 

2. Zwei Badediener mit je einem Taglohne von 
1 fl. 15 kr. nebſt einer Heizermontur, beſtehend aus 
einem grünen Gradlkittel ſammt Hofe und einer Uni— 
formkappe mit einjähriger Tragdauer, dann zwei Bade— 
dienerinnen mit einem Taglohne von I fl. 

Die Arbeitszeit wird mit 11 Stunden feſtgeſetzt“ 
— wie bisher in allen übrigen Volksbädern. „Für Überftunden 
werden 10 Percent des Taglohnes per Stunde und 
für ſolche zur Nachtzeit (d. i. von 9 Uhr abends bis 
6 Uhr früh) 15 Percent des Taglohnes per Stunde 
vergütet. 

Die Aufnahme und Entlaſſung dieſer Perſonen er— 
folgt durch den bauämtlichen Leiter des Volksbades, 
und wird demſelben ein Virement bei Beſetzung der 
Badediener und Badedienerinnen je nach Bedarf inner— 
halb der Perſonenzahl von vier per Tag und in der 
Taglohnsgrenze geſtattet.“ 

Es ſtellte ſich nämlich heraus, dafs es zu manchen Zeiten 
nicht nothwendig iſt, zwei Diener und zwei Dienerinnen zu halten, 
ſondern dafs mit drei derlei Individuen das Auskommen gefunden 
werden kann. In manchen Monaten iſt dagegen ein ſolcher An- 
drang, dafs auch mit vier Leuten das Auskommen kaum zu finden 
iſt. Es ſoll alſo dem bauämtlichen Leiter die Möglichkeit geboten 
werden, das Badeperſonal zeitweilig zu reducieren oder zu erhöhen; 
jedoch darf die Zahl von vier Perſonen (zwei Männer und zwei 
Frauen) ſowie die Zahlungsgrenze nicht überſchritten werden. Der 
Antrag wurde vom Stadtbauamte aufgegriffen, da er ſich nach der 
Erfahrung als richtig herausſtellt. | 

Weiters ſoll als Beſtimmung aufgenommen werden (liest): 

„Das Betriebsperſonale des Bades iſt bei der 
Bezirkskrankencaſſa zu verſichern und beſtreitet die Ge— 
meinde die vollen Caſſabeiträge.“ 

Weiters ſoll das Stadtbauamt ermächtigt werden, im Falle 
des dringenden Bedarfes Hilfsarbeiter aufzunehmen. Es kommen 
Zeiten vor, wo thatſächlich die eine oder die andere Perſon auf 
zwei bis drei Tage aufgenommen werden mufs, jedoch — und das 
ſtimmt auch mit den bisherigen Beſchlüſſen des Gemeinderathes 
überein — ſoll dieſe Ermächtigung nur ſoweit gehen, daſs die 
Geſammtentlohnung im Laufe eines Kalenderjahres den Betrag von 
800 fl. nicht überſteigen darf. 

Hiebei wird jedoch vorausgeſetzt, dajs das Aushilfsperſonal 
keine höheren Bezüge erhalten darf, als die angeſtellten Badediener 
und Badedienerinnen beziehen, nämlich 1 fl. 15 kr., reſpective 
1 fl. per Tag, und gilt für dasſelbe die gleiche Beſtimmung hin⸗ 
ſichtlich der Arbeitszeit, der Entlohnung für Überſtunden und der 
Verſicherung. 

Die Ausbezahlung aller dieſer Perſonen hat durch den Bade— 
meiſter gegen Verrechnung in Wochenliſten zu erfolgen, welche 
ſelbſtverſtändlich wieder von Seite des bauämtlichen Leiters zu 
controlieren ſind. 

Es handelt ſich weiter um die Badeordnung. Es exiſtiert 
bereits für die beſtehenden Bäder eine vom Gemeinderathe genehmigte 
Badeordnung, welche nunmehr auch auf alle dieſe zur Eröffnung 
kommenden Bäder Anwendung finden ſoll. Dieſelbe hat ſich bewährt, 
nur in einem Punkte wird ſeitens der Organe eine Anderung vor⸗ 
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geſchlagen. Es hat ſich herausgeſtellt, daſs am Sonntag in der 
Zeit zwiſchen 12 und 1 Uhr und im Winter von 6 bis 7 Uhr 
früh nahezu keine Badegäſte kommen. Von 12 bis 1 Uhr nicht, 
weil es die gewöhnliche Speiſeſtunde der Beſucher iſt, von 6 bis 
7 Uhr nicht, weil thatſächlich die Feuerung umſonſt gemacht wurde 
und niemand gekommen iſt. 

Es wird beantragt, dajs die Stunden fo normiert werden, 
daſs die Bäder an Sonn⸗ und Feiertagen im Sommer von 
6 bis 12 Uhr; im Winter von 7 bis 12 Uhr offen ſind. Dadurch 
wird eine gewiſſe Erſparung herbeigeführt und es würden unnöthige 
Ausgaben vermieden. 

Die Leitung ſolcher Volksbäder iſt bereits durch Gemeinderaths— 
Beſchluſs einzelnen Beamten des Stadtbauamtes zugewieſen. Es 
ſoll das nunmehr auch in allen Bädern durchgeführt werden, weil 
es ſich als gut bewährt hat. Nachdem aber dieſe Beamten genöthigt 
ſein ſollen, ziemlich häufig ſich um das Bad umzuſehen und dort 
die nöthigen Wahrnehmungen zu machen und Vorkehrungen zu 
treffen, man aber in ſolchen Fällen gutthut, die Commiſſionsgebüren 
zu pauſchalieren, damit fie nicht zu hoch anwachſen, hat der Stadt- 
rath in dieſer Richtung dem Antrage des Magiſtrates zugeſtimmt, 
dafs demjenigen Beamten, welcher mit ſolchen Aufſichten betraut 
ſind, ein Pauſchale von 50 fl. per Jahr und per Bad gegeben 
werden ſoll. Dagegen ſoll er aber verpflichtet ſein, zweierlei Aus⸗ 
weiſe zu führen, erſtens ein kurzes Geſtionsprotokoll im Amte, in 
welchem er ſeine Wahrnehmungen, die er macht, und die Ver— 
ordnungen, die er zu geben hat und auch gegeben hat, aufzeichnet, 
und ein kurzes Anweſenheitsprotokoll im Bade ſelbſt, in welchem er 
jeden ſeiner Beſuche und Inſpectionen einzuſchreiben hat. Es ſoll 
damit ein gewiſſer Controldienſt eingerichtet werden, damit in der 
That auch für das Pauſchale das Entſprechende geleiſtet werde. 

Es ſei ferner — und das iſt der Schlufsabjag der Anträge — 
für ſämmtliche Volksbäder auf Grund dieſer Beſchlüſſe, welche Sie, 
meine Herren, zu faſſen haben werden, ein Organiſationsſtatut über 
alle die genannten Punkte auszuarbeiten und dem Gemeinderathe 
zur endgiltigen Genehmigung vorzulegen. 

Ich glaube, wohl nicht mehr die Anträge verleſen zu müſſen, 
nachdem ich bei Durchſprechung derſelben mich ziemlich an den 
Wortlaut derſelben gehalten habe, und bitte Sie um Genehmigung 
dieſer Anträge des Stadtrathes. 

Gem.-⸗Nath Dr. Friedjung: Mir iſt in dieſen Anträgen vor 
allem ein Umſtand aufgefallen, der nicht ganz mit dem Gemeinde⸗ 
ſtatut in Übereinſtimmung zu ſtehen ſcheint. Es ift nämlich im § 1 
unter anderem feſtgeſtellt: „Die Beſtellung und Entlaſſung des 
Bademeiſters hat durch den Magiſtrat zu erfolgen.“ Nun beſagt 
das Gemeindeſtatut im § 68 ausdrücklich: „Der Stadtrath ernennt 
alle Beamten und ſonſtigen Angeſtellten der Gemeinde über Vor— 
ſchlag des Magiſtrates, ohne an dieſen gebunden zu ſein.“ Es iſt 
nun ſehr begreiflich, daſs der Stadtrath die Beſtellung eines ſo wenig 
hervorragenden Beamten dem Magiſtrate überlässt, und es würde 
dies in der ganzen Hierarchie unſeres Beamtenweſens keine Ver⸗ 
ſchiebung hervorrufen. Da aber dies nun thatſächlich dem Statute 
widerſpricht oder mir wenigſtens ganz deutlich zu widerſprechen 
ſcheint, werden wir wohl dem Stadtrathe auch dieſe kleine Arbeit 
aufladen müſſen und ich beantrage, daßs hier zu ſtehen hat: 
„Die Beſtellung und Entlaſſung des Bademeiſters hat 
durch den Stadtrath zu erfolgen.“ 

Ein zweiter Umſtand, der mir aufgefallen iſt, iſt die geringe 
Entlohnung der Arbeiter für die Überſtunden, welche ſie zu machen 
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haben. Ich weiß im Augenblicke nicht, ich glaube aber nicht, daſs 
ſich die Gewerbeordnung auch auf die Arbeiter bei den Badeanſtalten 
übertragen ließe. Es iſt aber mit vollem Rechte die Normalarbeits⸗ 
zeit für die Arbeiter genau fo hoch normiert, wie dies in der Ge— 
werbeordnung für die Arbeiter in großen Etabliſſements geſchieht, 
nämlich auf 11 Stunden. Es iſt in humaner Weiſe normiert, dass 
die Arbeiter für die Überſtunden entlohnt werden. In den Bade— 
anſtalten werden ſie entlohnt mit 10 Percent des Taglohnes per 
Stunde für die Zeit, die ſie über 11 Stunden arbeiten und für die 
Nachtzeit mit 15 Percent des Taglohnes. Die Nachtzeit wird von 
9 Uhr abends bis 6 Uhr früh berechnet, und ich finde nur, dais 
die Beſtimmung von 15 Percent entſchieden zu wenig iſt. In gewerb- 
lichen Etabliſſements wird für Überſtunden zu fo ſpäter Zeit ge- 
wöhnlich 50 Percent und ſelbſt 100 Percent des normalen Arbeits— 
lohnes ausbezahlt. Ich wäre dafür, dass wir für dieſe Überſtunden 
zur Nachtzeit ein höheres Percent des Taglohnes auswerfen und 
beantrage, ſtatt 15 Percent 30 Percent zu ſetzen. 

Das ſind die beiden Anträge, die ich mir zu ſtellen erlaube. 

Referent: Der Stadtrath hat in dieſer Beziehung den 
Standpunkt feſtgehalten — und ich glaube auch, dafs er der 
richtige iſt —, daſs unter Beamten und Angeſtellten der Gemeinde 
nur ſolche Perſönlichkeiten zu verſtehen ſind, die zur Commune in 
einem definitiven oder wenigſtens in einem feſten Verhältniſſe 
ſtehen, wo man das Wort „Proviſorium“ im weiteſten Sinne 
des Wortes nicht anwenden kann. Aber bei allen jenen Perſönlich⸗ 
keiten, bei denen es ſich um einen Taglohn oder höchſtens einen 
Monatslohn handelt, wie z. B. — um etwas ganz Gleiches zu 
nennen — bei den Sanitätsaufſehern, iſt bisher die Auffaſſung 
die geweſen, daßs die Beſtellung dieſer untergeordneten Perſönlich— 
keiten, die nur in einem proviſoriſchen Verhältniſſe ſtehen, welches 
leicht lösbar iſt, ſeitens des Magiſtrates ſtattfinden könne. Es 
hat auch der Gemeinderath in dieſer Richtung auf Grundlage 
des neuen Statuts bereits die Anſtellung ſolcher Perſönlichkeiten 
dem Magiſtrate überlaſſen. Es iſt auch nicht gut, in einem ſolchen 
Falle, wo auch raſch vorgegangen werden muss, einen etwas 
beſchwerlichen, mitunter auch zeitraubenden Weg einzuſchlagen; 
namentlich iſt kein Anlass, in dieſer Richtung eine Anderung ein- 
treten zu laſſen. Was nun die Erhöhung der Überftundengelder 
betrifft, jo erlaube ich mir zu bemerken, dajs eine ſolche Auf— 
beſſerung wohl hier etwas von unangenehmen Folgen wäre. In 
irgend einer Fabrik kann es möglich ſein, umſomehr als da die 
ganze Nacht durchgearbeitet wird; hier handelt es ſich nur um 1, 
2½ Stunden, um Reinigungsſtunden in der Früh, und es wäre 
in dieſer Richtung wirklich nicht angezeigt, ſo hoch zu gehen, 
zumal, da dieſe 10 und 15% bei allen unſeren Arbeiten üblich 
find, welche im Dienſte der Commune auf einen Taglohn geſtellt 
ſind. Alle dieſe Perſönlichkeiten bekommen ganz dieſelbe Vergütung 
und ſind damit vollſtändig zufrieden. Wenn man nun bei einer 
Kategorie von Taglöhnern höher gienge, ſo würde ſich das erheblich 
multiplicieren und der Gemeinde erhebliche Koſten erwachſen. Es 
hat ſich dieſe Aufzahlung bewährt, und es liegt kein Grund, vor, 
darüber hinauszugehen. Ich würde Sie daher bitten, bei den 
Anträgen des Stadtrathes zu bleiben. 

Gem.-Nath Seiler: Ich bin mit dem Antrage des Stadt⸗ 
rathes einverſtanden, nur möchte ich aufmerkſam machen, daſs bei 
Verfaſſung des Organiſationsſtatuts für die Volksbäder ein Punkt 
hereingenommen wird, dajs nämlich Erſparungen beim Feuerungs— 
material prämitert werden. Bei allen derartigen Unternehmungen, 
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wo mit jo vielem Material gearbeitet wird wie eben hier, und 
bei Bahnen iſt eine gewiſſe Prämie ausgeſetzt für die Erſparung 
von Material, damit dasſelbe nicht unnöthig vergeudet werde, 
damit nicht zu früh geheizt oder zu ſpät ausgelöſcht wird. Eine 


derartige Stipulation wird ſchon vom Bauamte aufgeſetzt werden, 


und ich möchte nun erſuchen, daſs bei Punkt 8 die Worte einge- 
ſetzt werden: „Prämienſätze bei Erſparung von Feuerungsmaterial.“ 
Ich glaube, der Herr Referent wird nichts dagegen haben. 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich möchte mir gelegentlich 
dieſes Referates nur einige wenige Bemerkungen geſtatten. Ich 
mufs vor allem bedauern, dajs dasſelbe nicht ſchon vor einigen 
Wochen erſtattet werden konnte, weil gerade jetzt in der heißen 
Jahreszeit die Volksbäder am nothwendigſten wären. Nun, jetzt läſst 
ſich dagegen nichts mehr thun. Einige Bemerkungen, welche der 
Herr Gem.⸗Rath Dr. Fried jung gemacht hat, veranlaſſen mich 
zu einer Erwiderung. Es wurde gejagt, dass die Überſtunden mit 
30 Percent entlohnt werden ſollen. Ich habe nichts dagegen, weil 
ich glaube, daſs Überſtunden ſelten vorkommen werden, ja, ich 
möchte ſagen, gar nicht. Denn um 9 Uhr oder nach 9 Uhr werden 
wohl ſehr wenige baden, da bei uns um 10 Uhr die Thore 
geſchloſſen werden. Ich glaube alſo, es dürfte ſehr ſelten zur 
Bezahlung von Überſtunden kommen. Es iſt mir in dieſem Referate 
auch aufgefallen — leider kann man es nicht ſo ſchnell erfaſſen, 
als es vorgeleſen wird — dafs der Bademeiſter ziemlich viel mit 
Schreibgeſchäften belaſtet iſt. Soviel ich gehört habe, hat er ein 
Protokoll zu führen u. dgl. m. (Widerſpruch rechts.) Ich müſste 
nur falſch verſtanden haben. In dieſer Beziehung möchte ich darauf 
aufmerkſam machen, dass wohl das einfache Hantieren, wie es bei 
allen Privaten der Fall iſt, am zweckmäßigſten wäre, daſs man 
alſo derartigen Leuten, welche einer Anſtalt vorſtehen, ſo wenig als 
möglich Schreibgeſchäfte aufbürden ſoll. Im übrigen werde ich 
dem Antrage des Herrn Referenten zuſtimmen. 

Referent: Da iſt ein kleiner Irrthum unterlaufen; dieſe 
beiden Protokolle hat nicht der Bademeiſter zu führen, ſondern der 
leitende bauämtliche Ingenieur oder Ingenieursadjunct, welcher in 
ſeinem Amte, nämlich im Bauamte, einzuzeichnen hat: Ich war 
heute in dem und dem Volksbade, habe dort alles in Ordnung 
gefunden, oder ich habe das abgeſtellt, oder dieſe oder jene Ver— 
fügung getroffen; und ein Büchel iſt im Badhauſe ſelbſt, wo er 
einſchreibt: Inſpection am ſo und ſovielten, Ingenieur ſo und ſo. 
Das ſind dieſe Protokolle; die Bademeiſter haben gar kein Protokoll 
zu führen, ſie haben ſich auch mit der Schreiberei nicht zu befaſſen, 
ſie haben nur die Oberaufſicht über die ihnen anvertraute Wäſche. 

Gem.-Nath Tagleicht: Ich gebe mich der Erwartung hin, 
daſs die Badeordnung öffentlich und jedermann ſichtbar befeſtigt 
werden wird. Nur bin ich der Meinung, dafs, um vollauf den 
Intentionen des Gemeinderathes zu entſprechen, welche bei der 
Einrichtung dieſer Volksbäder ſowohl für die Bequemlichkeit des 
Publicums als auch in den ſonſtigen Einrichtungen für die Zwecke 
des Publicums vollkommen und zu jeder Zeit zum Ausdrucke 
kommen ſollen, auch Beſchwerdebücher aufzulegen ſeien, und ich 
beantrage daher, dafs der Gemeinderath in den Volks— 
bädern Beſchwerdebücher auflege, welche der Bademeiſter 
durchzuleſen hat, und dafs er von den allfälligen 
Beſchwerdeu an den leitenden Jugenieur Mittheilung 
zu machen hat. 

Referent (Schlujswort): Ich habe nur noch gegen den 
letzten Herrn Redner zu bemerken, daſs die Badeordnung 
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ſelbſtverſtändlich affichiert werden wird. Die übrigen Grund» 
ſätze find ja diejenigen, auf Grund welcher das Organiſations— 
ſtatut ausgearbeitet wird, welches ja nur für den Gemeinde— 
rath, für den Stadtrath und für die Beamten zu gelten 
hat. Gegen die eventuelle Aufmerkſammachung des Magiſtrates 
wegen Einführung irgend einer Feuerungsprämie, die, ſoviel ich 
mich erinnere, auch bei unſeren Heizern im Rathhauſe exiſtiert, 
habe ich nichts einzuwenden. Es wird diesfalls von Seite des 

kagiſtrates die nöthige Einwirkung genommen werden. Was die 
Einführung eines Beſchwerdebuches betrifft, jo iſt ein ſolches aller— 
dings bisher nicht üblich geweſen. Ich glaube, daſs es immerhin 
ganz gut iſt, das ein ſolches Beſchwerdebuch irgendwo aufliegt und 
ich für meine Perſon glaube, auch im Namen des Stadtraths 
dieſem Vorſchlage zuſtimmen zu dürfen. Ich glaube auch namens 
des Stadtrathes erklären zu können, daſss gegen die Einführung 
ſolcher Beſchwerdebücher keine Einwendung erhoben werden würde. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. 

Gegen Punkt! liegt mit Ausnahme des vorletzten Abſatzes keine 
Einwendung vor. Ich erkläre daher denſelben für angenommen. 

Zum vorletzten Abſatz wurde von Herrn Gem.-Rath Dr. 
Friedjung der Gegen-⸗Antrag geſtellt, daſs die Beſtellung und 
Entlohnung des Bademeiſters durch den Stadtrath zu erfolgen 
habe. Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen den Antrag 
ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt abgelehnt. 
(Widerſpruch.) 

Nachdem Zweifel über die Abſtimmung auftauchen, bitte ich 
die Herren, ſich von den Sitzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich con⸗ 
ſtatiere, daſs jetzt mindeſtens doppelt ſoviel Herren abgeſtimmt 
haben als früher. Der Antrag iſt angenommen. 

Zum Punkt 2 wurde bezüglich der Entlohnung der Über- 
ſtunden von Herrn Gem.-Rath Dr. Friedjung der Gegen- 
Antrag geſtellt, dafs anſtatt 15 Percent, wie der Stadtrath beantragt, 
30 Percent des Taglohnes per Stunde für Arbeiten zur Nachtzeit 
vergütet werden. Ich bitte die Herren, welche dieſem Gegen-Antrage 
30 Percent zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) A b- 
gelehnt. 

Diejenigen Herren, welche für den Referenten-Antrag ſtimmen, 
bitte ich die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Gegen die übrigen Punkte iſt eine Einwendung nicht erhoben 
worden, ich erkläre ſie daher für angenommen. 

Zum letzten Abſatz hat Herr Gem.-Rath Seiler beantragt, 
das auch aufgenommen werde, daßs Prämien für die Erſparung 
an Feuerungsmateriale ausgeſetzt werden. Ich bitte diejenigen 
Herren, welche dieſem Zuſatz-⸗Antrage beiſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Von Herrn Gem.⸗Rath Tagleicht wurde endlich beantragt: 
„In den ſtädtiſchen Volksbädern werden Beſchwerdebücher auf⸗ 
gelegt, in welche der Bademeiſter täglich Einſicht zu nehmen und 
von den Eintragungen dem Bauamtsbeamten Mittheilung zu 
machen hat.“ Die Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Für jedes dieſer Volksbäder wird ſyſtemi⸗ 
ſiert: 

1. Ein Bademeiſter miteinem Monatsbezuge 
von 60 fl. und Naturalwohnung im Badhauſe 
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gegen eine beiden Theilen jederzeit zuſtehende 
einmonatliche Kündigung. 

Die Dienſteskündigung ſchließt jene der 
Wohnung in ſich. 

Dem Bademeiſter werden übertragen: der 
Dienſt an der Caſſa, die Überwachung und Ein— 
theilung der Badewäſcherei und des Feuerungs— 
betriebes, die Beaufſichtigung, Bezahlung und 
Verrechnung der Badedienerſchaft, die Verant— 
wortlichkeit für die Reinlichkeit und Ordnung 
in der Badeanſtalt, ſowie für die Badewäſche 
und das ſonſtige Badeinventar, und außerdem 
die Geſchäfte der Hausbeſorgung, wobei die 
Dienerſchaft mitverwendet werden darf. 

Zur Beſtreitung kleiner Auslagen wird dem 
Bademeiſter ein Handverlag von 10 fl. gegen 
Detailverrechnung bewilligt; er hat eine Cau⸗ 
tion von 150 fl. in Barem oder in pupillar- 
ſicheren Werten bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
vor dem Dienſtantritte zur Sicherſtellung der 
Gemeinde für aus ſeinem Verſchulden ſich er— 
gebende Abgänge oder Beſchädigungen am 
ſtädtiſchen Eigenthume zu leiſten. 

Die Beſtellung und Entlaſſung des Bade— 
meiſters hat durch den Stadtrath zu erfolgen. 

Die Auszahlung feines Bezuges erfolgt 
monatlich im nachhinein gegen geſtempelte und 
vom bauämtlichen Leiter des Bades vidierte 
Quittung. 

2. Zwei Badediener mit je einem Taglohne 
von 1 fl. 15 kr. nebſt einer Heizermontur, be⸗ 
ſtehend aus einem grünen Gradlkittel ſammt 
Hoſe und einer Uniformkappe mit einjähriger 
Tragdauer, dann zwei Badedienerinnen mit 
einem Taglohne von 1 fl. 

Die Arbeitszeit wird mit 11 Stunden feſt⸗ 
geſetzt. Für Überftunden werden 10 Percent des 
Taglohnes per Stunde und für ſolche zur Nacht— 
zeit (d. i. von 9 Uhr abends bis 6 Uhr früh) 15 
Percent des Taglohnes per Stunde vergütet. 

Die Aufnahme und Entlaſſung dieſer Per 
ſonen erfolgt durch den bauämtlichen Leiter des 
Volksbades, und wird demſelben ein Virement 
bei Beſetzung der Badediener und Badedienerinnen 
je nach Bedarf innerhalb der Perſonenzahl von 
vier per Tag und in der Taglohnsgrenze ge⸗ 
ſtattet. 

3. Das Betriebsperſonale des Bades iſt bei 
der Bezirkskrankencaſſa zu verſichern und be— 
ſtreitet die Gemeinde die vollen Caſſabeiträge. 
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4. Das Stadtbauamt wird ermächtigt, im 
Falle des dringenden Bedarfes Hilfsarbeiter 
aufzunehmen, deren Geſammtentlohnung im 
Laufe eines Kalenderjahres jedoch den Betrag 
von 800 fl. nicht überſteigen darf. 

Hiebei wird jedoch vorausgeſetzt, daſs das 
Aushilfsperſonale keine höheren Bezüge erhalten 
darf, als die sub Poſt 2 bezeichneten Perſonen 
beziehen, nämlich 1 fl. 15 kr., reſpective 1 fl. per 
Tag, und gilt für dasſelbe die gleiche Be— 
ſtimmung hinſichtlich der Arbeitszeit, der Ent— 
lohnung für Überſtunden und der Verſicherung. 

5. Die Ausbezahlung der sub 2 und 4 be⸗ 
zeichneten Perſonen hat durch den Bademeiſter 
gegen Verrechnung in Wochenliſten zu erfolgen. 

6. Die für die ſchon beſtehenden Volksbäder 
genehmigte Badeordnung hat ſich auch auf die 
neuen Bäder zu erſtrecken, wobei hinſichtlich der 
Badezeiten eine Abänderung dahin zu erfolgen 
hat, daſs die Bäder an Sonn- und Feiertagen 
im Sommer von 6 bis 12 Uhr, im Winter von 
7 bis 12 Uhr (ſtatt bis 1 Uhr vormittags) offen 
ſind. 

7. Den mit der Leitung und Aufſicht be- 
trauten Bauamtsbeamten wird widerruflich 
vorläufig bis zur Feſtſtellung der neuen Ge 
bürenordnung ein Betrag von 50 fl. jährlich für 
jedes von ihm beaufſichtigte Volksbad als Ber- 
gütung unter der Bedingung bewilligt, daſs 
die Aufrechnung von Wagengebüren, Koſtgeldern 
u. dgl. für die Inſpection der Volksbäder und 
für die Intervention bei Commiſſionen zu ent⸗ 
fallen hat, dann gegen dem, dafs der betreffende 
Bauamtsbeamte ein im Stadtbauamte auflie⸗ 
gendes, kurzes Geftionsprotofoll über feine 
Wahrnehmungen und Verfügungen bei den In⸗— 
ſpectionen, und ein im Volksbade aufliegendes 
von ihm jeweilig zu fertigendes Anweſenheits— 
protokoll zu führen hat. 

8. Für ſämmtliche im Betriebe befindlichen 
Volksbäder iſt auf Grund dieſer Beſchlüſſe ein 
Organiſationsſtatut, in welchem die Obliegen— 
heiten des Bademeiſters, des Betriebsperſonales, 
ſowie des bauamtlichen Betriebsleiters, die 
Entlohnung, die Beſtimmungen über die Kran⸗ 
kenverſicherung, die Prämienſätze bei Erſparung 


von Feuerungsmateriale, die Badeordnung, 


ſowie die hierauf Bezug habenden Vorſchriften 
enthalten find, auszuarbeiten und zur Geneh 


migung vorzulegen. 
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15. Referent Gem.-Rath Ritt. v. Neumann: Beilage 
Nr. 135. Es handelt ſich um die Beſtimmung der Baulinie für 
die Schönbrunnerſtraße im XV. Bezirke, da der Eigenthümer des 
Hauſes Nr. 28 um Bekanntgabe der Baulinie eingeſchritten iſt. 

Die Baulinie iſt bisher in der Schönbrunnerſtraße nur zum 
geringen Theile beſtimmt und mufs die Beſtimmung zwiſchen der 
Kohlenhofgaſſe und der Grenzgaſſe einerſeits und zwiſchen der 
Palmgaſſe und Reindorfgaſſe andererſeits erfolgen. 

Es wird vom Stadtbauamte und auch vom Stadtrathe vor— 
geſchlagen, die rechtsſeitige Häuſerflucht, alſo jene mit geraden 
Nummern zu belaſſen, nachdem daſelbſt zumeiſt neugebaute Häuſer 
ſtehen, und wird nur eine Abweichung dahin beantragt, dajs bei 
den Häuſern Nr. 40 und 38 ö einzuſchwenken fein wird. 

Das Stadtbauamt hat diesbezüglich vorgeſchlagen, nach der 
im Plane mit e k bezeichneten Linie abzukappen; der Stadtrath 
ſchlägt jedoch die Anderung vor, dass dieſe Abkappung nach den 
Linien e f f erfolge, wodurch die betreffenden Hauseigenthümer 
weniger getroffen werden und auch die Continuität der Straßenflucht 
beſſer gewahrt iſt. 

Als Straßenbreite wird vorgeſchlagen, dafs an jedem Punkte 
mindeſtens die heutige Breite von 243 m einzuhalten if. 

Für die linksſeitige Font, jene mit ungeraden Nummern, 


von der Palmgaſſe bis gegen die Turnergaſſe, ſind ebenfalls die 
heutigen Fluchten mit geringen Abweichungen in Vorſchlag gebracht, 
nur bei den Häuſern Nr. 19 und Nr. 21 findet eine Einrückung 
ſtatt. Vom Hauſe Nr. 37 an wird vom Bauamte eine Ein- 
ſchwenkung vorgeſchlagen, und zwar vom Punkte S bis H. Dieſe 
Einrückung bedingt theilweiſe ein Zurücktreten der Fronten bis 3 m. 
Es haben die Eigenthümer der Häuſer Nr. 39 und in der Fort— 
ſetzung bis Nr. 47 gegen dieſe beantragte Einrückung allerdings 
Einſprache und Vorſtellung erhoben, indem ſie eine geringere Ein— 
ſchwenkung wünſchten, und hat auch der Magiſtrat eine ſolche in 
Antrag gebracht. Der Stadtrath glaubte aber, den Vorſchlag des 
Bauamtes beibehalten zu ſollen und Ihnen denſelben zur Annahme 
zu empfehlen, indem die betroffenen Häuſer ſehr tief ſind (Rufe 
rechts: Sehr richtig!), und es ſich empfiehlt, die Fluchtlinie in 
einer ſchönen continuierlichen Curve zu legen. 

Bezüglich jener Straßentheile gegen die Realität Schwender 
wird im allgemeinen die heutige Baulinie als zukünftige Flucht 
vorgeſchlagen. Es kam bei dieſer Verhandlung auch ein Anliegen 
der Schwender'ſchen Erben zur Verhandlung, dahin gehend, es 
ſei die Schwendergaſſe aufzulaſſen. Es war beantragt, die Schwender— 
gaſſe mit 5“ Breite durchzuführen. Die Straße würde aber auch 
dann nicht in der geeigneten Breite damit hergeſtellt ſein und nicht 
in gleichem Ausmaße mit der Marktgaſſe geführt werden; es 
empfiehlt ſich daher, die Schwendergaſſe aufzulaſſen. 

Der Magiſtrat und auch das Bauamt haben nun vorgeſchlagen, 
dies ſofort auszuſprechen; der Stadtrath iſt aber der Anſicht, 
vorerſt noch Verhandlungen zu pflegen über die Eigenthumsver— 
hältniſſe hinſichtlich der Straßen und auch in Bezug auf die 
Häuſer, indem das Eckhaus an der Reindorf- und Schwendergaſſe 
nicht den Schwender'ſchen Erben gehört. Es wird daher be— 
züglich dieſer Auflaſſung der Schwendergaſſe eine weitere Ver— 
handlung zu pflegen ſein und wird beantragt, der Magiſtrat 
habe getrennt darüber zu berichten. 

Was nun die Ausmündungen der Querſtraßen anbelangt, ſo 
wurden dieſe Ausmündungen in den Verlängerungen der heutigen 
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Baufluchten, und zwar geradlinig fortgeſetzt beantragt. Es ergeben 
ſich aus dieſer Darſtellung folgende Anträge (liest): 

„a) Es werde die Baulinie 

1. Für die Schönbrunnerſtraße in der Strecke von 
der Grenzgaſſe bis zur Kohlenhofgaſſe, reſp. von der 
Reindorfgaſſe bis zur Palmgaſſe nach den Linien a b, 
cer d, e f. f, g h, i k, I m, no, pgq einerſeits, und 
anderſeits nach den Linien ST U V, W E, F G, 
H J, K L, M S N, O T Oh; 

2. für die Reindorfgaſſe nach der Linie y s.; 

3. für die Arnſteingaſſe nach den Linien X und 
A Uund 

4. für die Karolinengaſſe nach den Linien B V 
und C Wobeſtimmt,“ 

und nun kommt der Zuſatz-Autrag: 

„b) Hinſichtlich der eventuellen Auflaſſung der 
Schwendergaſſe iſt unter Vorlage eines Detailplaues 
beſonders zu berichten.“ 

Vice Nürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſen: 
a) Es werde die Baulinie 
1. Für die Schönbrunnerſtraße in der Strecke von 
Grenzgaſſe bis zur Kohlenhofgaſſe, reſp. von 
der Reindorfgaſſe bis zur Palmgaſſe nach den Linien 
a b. r d, e f, f, g h, i k, I m, mo, pq einerſeits, und 
anderſeits nach den Linien 81 T, UV, WE, FG, HJ, 
K L, MS N, O POR; 

2. für die Reindorfgaſſe nach der Linie y st; 


der 


3. für die Arnſteingaſſe nach den Linien x T 
und A U und 

4. für die Karolinengaſſe nach den Linien B V 
und C W beſtimmt. 

b) Hinſichtlich der eventuellen Auflaſſung der 
Schwendergaſſe iſt unter Vorlage eines Detailplanes 
beſonders zu berichten. 


16. Dieferent Gem.- Rath Ritt. v. Neumann: Nr. 136. 
Es handelt ſich um die Beſtimmung der Baulinien im XVII. Be⸗ 
zirk (Dornbach, Neuwaldegg), Klampflberg-, beziehungsweiſe Pötz— 
leinsdorferſtraße. Es iſt das eine kleine Seitenſtraße, welche im 
Beſitze der Gemeinde Wien iſt, — und zwar bis zur Gemeinde— 
grenze Pötzleinsdorf — und daher auch bis zu dieſem Punkte die 
Baulinien beſtimmt werden ſollen. Die Straße hat eine Steigung 
von zwanzig Percent, an welcher jedoch nichts geändert wird. Es 
wird vom Bauamte vorgeſchlagen, eine Straßenbreite mit 10 m 
durchzuführen und 4 m Vorgarten rechts und links vorzuſchreiben. 
Die Fluchten ſelbſt wurden auf Grund commiſſioneller Verhand— 
lungen mit möglichſter Schonung des Privateigenthumes und mit 
Wahrung der heutigen Straßenbeſtände vorgeſchlagen. Der Antrag 
des Stadtrathes ſtimmt mit jenem des Bauamtes vollkommen 
überein. Nur in einem Punkte iſt eine geringfügige Abweichung 
gegen den Bauamts⸗Antrag proponiert. Es iſt nämlich für das 
Haus Ecke der Neuwaldeggerſtraße und Klampfelbergſtraße vom 
Bauamte eine Hinausrückung gegen die heutige Bauflucht vorge— 
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ſchlagen. Der Stadtrath hält nun dafür, daſs die dermalige Ab- 
kappung beizubehalten ſei. 


Es wurde ferner vom Stadtrathe, über die Anträge des 


Magiſtrates hinausgehend, zur Annahme empfohlen, es ſeien in 


dieſem Stadtgebiete nur Wohnhäuſer zu errichten, und zwar mit 
begrenzter Etagenanzahl, Parterre oder Tiefparterre und zwei 
Ober⸗Etagen. ö 

Es ergeben ſich demnach auf Grund dieſer Darſtellung fol— 
gende Anträge (liest): 

„1. Für den an die Klampfelberggaſſe anſchließen— 
den Theil der Neuwaldegger Hauptſtraße wird 
die Baulinie nach den Linien a b,. b, beftimmt; 

2. für den zur Pötzleinsdorferſtraße führen— 
den Theil der Klampfelberggaſſe, ſowie für die 
Pötzleinsdorferſtraße nach den Linien b. c de qi e. 
fg h einerſeits, anderſeits ji k Um m. m o p 4 
bei einer Straßenbreite von 10 m und 4 m breiten, 
grundbücherlich ſicherzuſtellenden Vorgärten an 
beiden Seiten der Straße; 

3. gleichzeitig wird beſtimmt, dafs auf den 
anrainenden Parcellen nur Wohnhäuſer mit Par— 
terre- oder Tiefparterre-Geſchoſſen und nicht mehr 
als zwei Obergeſchoſſen erbaut werden dürfen.“ 

Ich bitte um die Annahme dieſer Anträge, welchen auch der 
Bezirksausſchufs zugeſtimmt hat. 

Gem.-Rath N. v. Stummer: Ich möchte nur an den 
Herrn Referenten die Frage richten, ob es nicht praktiſch wäre, 
wenn bei Punkt m das Eck abgeſtumpft würde. Dort iſt ja eine 
ſchreckliche Spitze. 

Referent: Die Baulinie für die Fortſetzung der Klampfel— 
berggaſſe iſt mit dem heutigen Referate nicht zu beſtimmen. Die 
Anregung des geehrten Herrn Collegen iſt ganz zutreffend, es würde 
hier eine Abſchrägung ſtattfinden müſſen. Zukünftig bei Be⸗ 
ſtimmung der Baulinie für den reſtlichen Theil der Klampfelberg— 
gaſſe wird dieſe Abkappung jedenfalls zu proponieren ſein. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich erſuche jene Herren, 
welche mit den Anträgen des Herrn Referenten einverſtanden ſind, 
die Hand zu erheben. — Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 


1. Für den an die Klampfelberggaſſe auſchließen— 
den Theil der Neuwaldegger Hauptſtraße wird die 
Baulinie nach den Linien ab, b, beſtimmt; 

2. für den zur Pötzleinsdorferſtraße führenden 
Theil der Klampfelberggaſſe, ſowie für die Pötzleins— 
dorferſtraße nach den Linien b. edd, ei fg h einer: 
ſeits, anderfeitSii, k Im mi n, o p.gq bei eiuer Straßen- 


breite von 10m und Am breiten, grundbücherlich 
ſicherzuſtellenden Vorgärten an beiden Seiten der 
Straße; 

3. gleichzeitig wird beſtimmt, daſs auf den 


anrainenden Parcellen nur Wohnhäuſer mit Parterre— 
oder Tiefparterre-Geſchoſſen und nicht mehr als zwei 
Obergeſchoſſen erbaut werden dürfen. 
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17. Referent Gem.-Rath R. v. Neumann: Zahl 150. 
Es handelt ſich um die Baulinienbeſtimmung im ehemaligen Ge— 
meindegebiete Schwechat, und zwar für das Terrain an der 
Preſsburger Reichsſtraße, hart an der Gemeindegrenze. 

Es hat der Eigenthümer eines größeren Beſitzes dort ange— 
ſucht um die Beſtimmung der Baulinie, und ſpeciell wollte er 
einen Straßenhof errichten, um ſo zu einer Verbauung zu gelangen. 

Die Amter haben nun vorgeſchlagen, es ſei die Preſsburger 
Reichsſtraße, ſowie ſie auch im miniſteriellen Plane beſtimmt wurde, 
mit einer Breite von 2845 m zu beantragen, das find 15°, es 
ſei aber entgegen dem Anſuchen des Geſuchſtellers nicht auf den 
Straßenhofbau einzugehen, ſondern, weil dies zweckmäßiger iſt, zu 
empfehlen, ſofort die Anlage einer Seitenſtraße zu beantragen, 
und zwar nach dem Punkte E J und H K mit einer Breite von 
16 m. Dieſe Seitenſtraße wird zukünftig ihre entſprechende Fort— 
ſetzung finden können und die Anlage derſelben erſcheint gewiis 
gerechtfertigt, weil in der Straße auch das Linienamtsgebäude iſt, 
zu welchem auch der Verkehr zu vermitteln ſein wird. Es ergeben 
ſich nunmehr die folgenden Anträge: | 

1. Es werde für die Preſsburger Reichsſtraße 
im ehemaligen Schwechater Gebiete mit der gleichen 
Straßenbreie von 2845 m die Linie AB und OD; 

2. für die Seitengaſſe die Linie EJ und HK 


bei einer Straßenbreite von 16 m als Baulinie 


beſtimmt. 
Dice- Bürgermeifter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

1. Es werde für die Preſsburger Reichsſtraße 
im ehemaligen Schwechater Gebiete mit der gleichen 
Straßenbreite von 2845 m die Linie AB und C D; 

2. für die Seitengaſſe die Linie E J und HK 
bei einer Straßenbreite von 16 m als Baulinie be— 
ſtimmt. 


18. Referent Gem.-Nath Dr. Grübl: Ad Zahl 147. Die 
Productiv⸗Genoſſenſchaft der Fleiſchſelcher hat mehrere Parcellen in 
Erdberg erworben, und zwar zwiſchen der verlängerten Baumgaſſe 
und der verlängerten Wälliſchgaſſe. Dieſe Genoſſenſchaft hat bis 
jetzt dort ein Terrain von 2100 Oe erworben. Sie will ein 
Schweineſchlachthaus errichten und die Verwertung der gewonnenen 
Producte im großen Stile durchführen. Es hat ſich eine Anzahl 
von Fleiſchſelchern zuſammengethan, um dieſes Ziel gemeinſchaftlich 
zu erreichen. Nun iſt in dem im Jahre 1877 genehmigten 
Baulinienplane zwiſchen der verlängerten Baumgaſſe und Markhof⸗ 
gaſſe, d. i. der verlängerten Wälliſchgaſſe, noch eine Zwiſchen— 
ſtraße gedacht. 

Die Selchergenoſſenſchaft erklärt nun, dafs fie nicht in der 
Lage ſei, das von ihr projectierte Etabliſſement zu errichten, wenn 
dieſe Straße aufrecht bliebe, indem ſie ſagt, ſie brauche große 
Vorrichtungen, eigene Szälläſe u. ſ. w., die im Intereſſe eines 
geordneten Betriebes in der Weiſe angeordnet werden müſſen, dafs 
das Etabliſſement nur gebaut werden kann, wenn auf dieſer Par— 
celle, die im Plane angedeutet iſt, die Zwiſchenſtraße entfällt. Das 
Bauamt hat ſich dahin geäußert, daf3 gegen die Auflaſſung dieſer 
Straße, welche derzeit auf dem Bauplane gedacht iſt, auf welcher 
von der Gürtelſtraße bis zur Schlachthausgaſſe auch nicht ein ein⸗ 
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ziges Gebäude errichtet ift und welche daher gar keinen Wert 
beſitzt, kein wie immer geartetes Bedenken beſteht und zwar umſo⸗ 
weniger, als in der nächſten Nähe große Parallelſtraßen beſtehen, 
welche die Verbindung mit den Straßen der Landſtraße herſtellen. 
Dieſe aufzulaſſende Straße hat auch keine directe Verbindung mit 
einem beſtehenden Gebäude. Die Bezirksvertretung des III. Bezirkes 
hat ſich ebenfalls dahin geäußert, daßs gegen die Auflaſſung dieſer 
Straße in der hier in Betracht kommenden Ausdehnung — wie 
die Herren auf dem Plane ſehen — A B C D ein Einwand 
nicht beſteht. 

Mit Rückſicht darauf ſtellt auch der Magiſtrat den Antrag, 
dieſe Straße im Terrain AB und CD aufzulaſſen. Der 
Stadtrath hat ſich dieſem Antrag angeſchloſſen, und ich bitte um 
die Genehmigung desſelben. 


Gem.-Nath Hörmann: Es handelt ſich hier um die Auf- 
laſſung einer Gaſſe, die noch nicht beſteht, aber auf dem Plane 
ſeit 1877 exiſtiert. Es iſt hier ein Baublock, der aufgelaſſen werden 
ſoll, von circa 40.600 m2. Die Geſellſchaft braucht einen Bau⸗ 
platz von 800 Oe; der eine Baublock links miſst jedoch 5300 U;. 
Wenn die Gaſſe aufgelaſſen wird, hat ſie eine Breite von einer 
Baulinie zur anderen mit 88 “; wenn alſo 800 oder 1000 e 
verbaut werden, bleiben noch 4000 U. Wer ſoll dort noch bauen? 
Wer wird einen Streifen kaufen, der 10“ Gaſſenfront und eine 
Tiefe von 88 hat? Niemand wird das thun. Wir waren froh, 
daſs das Miniſterium die Baulinie beſtimmt hat und dass jeder 
bauen konnte, wie er will. Wenn die Gaſſe aufgelaſſen wird, bleibt 
alles im alten Stadium, niemand kann mit ſo tiefen Plätzen 
bauen, und Sie wiſſen ja, wie die Plätze beſchaffen ſind. Es 
kommen 10 und 20 Eigenthümer auf 400 DI, und es iſt nicht 
möglich, daſs dort gebaut wird, wenn die Gaſſe aufgelaſſen wird. 
Jahrelang haben wir getrachtet, die Parcellirung zu bekommen. 
Jetzt haben wir ſie, und da kommt eine Geſellſchaft, und die Gaſſe 
ſoll aufgelaſſen werden. Der einfache Gewerbsmann muſßs Straßen- 
grund abtreten, bei einer Geſellſchaft wird aber die Straße auf— 
gelaſſen. Wenn die Plätze auf der rechten und linken Seite ge— 
nommen werden, iſt Raum für die Fabrik genügend vorhanden 
und die Gaſſe kann beſtehen bleiben. 

Ich habe in der Markhofgaſſe einen Grund von 800“ gekauft 
und musste 300 Straßengrund abtreten, weil das Geſetz ſo iſt. 
Hier wird aber die Straße aufgelaſſen, weil eine Geſellſchaft 
kommt; wenn es ein Privatmann wäre, ſo möchte es heißen: es 
geht nicht. Wie kommen auch die Anrainer dazu, die lauter arme 
Teufel ſind, die den Grund von den Vätern geerbt und denſelben 
verkaufen wollen; denn ſelbſt bauen können ſie nicht! Heute macht 
man eine Fabrik, die eine Breite von circa 88“ bekommt; wer 
kann dort bauen? Da müſſen wir noch hundert Jahre warten, 
bis eine Verbauung ſtattfinden kann. Ich bitte alſo, die Anträge 
abzulehnen, denn die Fabrik kann ungeniert gebaut werden und 
die Gaſſe doch beſtehen bleiben. 


Gem.-Nath Eigner: Ich erlaube mir, an den Herrn Nefe- 
renten einige Worte zu richten, denn ich weiß nicht, ob man ſich 
aus dieſem Plane genau informieren kann. Hier ſteht: „Von der 
Commune erworbener Grund“. Ich möchte fragen, ob das auch 
zum Grunde der Productiv-Genoſſenſchaft der Selcher gehört, denn 
es heißt da: 2464, dann Einlagezahl 2174 und eine zweite Ein⸗ 
lagezahl 2148. Ich glaube, dass das der ganze Grund iſt, den 
die Beſitzerin von der Commune erworben hat. 
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Referent: Das iſt ganz richtig; fie hat eine kleine Parcelle 
von der Commune erworben, dann eine Wegparcelle, die von der 
Ecke links unten bis hinauf geht. Ferner haben ſie die anderen 
Parcellen erworben: 2147 und 2148, in Summe 2100000. 


Gem.-Nath Eigner: Und dieſe 2464 haben fie nicht er- 
worben? 

Referent: Das weiß ich nicht. Das geht vorläufig nicht 
aus den Acten hervor — ja, 2464 haben ſie ebenfalls erworben. 
Das gehört auch dazu. 

Gem.-Nath Eigner: Jetzt frage ich einen Sachverſtändigen, 
ob er nun Ingenieur oder Architekt, oder Baumeiſter, Maurer— 
meiſter oder Deichgräber iſt, er möge ſich dieſe Figur anſehen und 
dort etwas hinbauen. Zweitens möge er ſich dieſe Straßenzüge 
anſehen, was neben dieſem erworbenen Grunde übrigbleibt. Es 
bleiben neben dem Straßengrunde kleine Zwickel übrig an der ver— 
längerten Baumgaſſe, und auch in der oberen Gaſſe, die gar nicht 
benannt iſt, bleibt jo ein Zwickel übrig. Wenn dieſe einmal ver- 
baut werden ſollen, dann werden ſich dort Miſtgeſtätten bilden, 
wo Leute, die den Miſt nicht dem Miſtbauer geben wollen, den— 
ſelben ableeren. Ich glaube, wenn dieſe Genoſſenſchaft ſo etwas 
erwirbt, ſie eine regelmäßige Figur erwerben ſoll. Sie ſoll ent— 
weder dieſen ganzen Grundcomplex von der verlängerten Baumgaſſe 
bis zu der aufzulaſſenden Gaſſe erwerben und ſoll ihn einplanken, 
dann hat ſie eine correcte Parcelle, oder ſie ſoll die ganze Parcelle 
erwerben. So aber nimmt fie aus dieſen zwei Parcellen ein Fleckerl 
heraus; es iſt theils ein rechter Winkel, theils ein ſpitzer, theils 
ein ſtumpfer Winkel. Es wäre gut geweſen, wenn man eine Tafel 
aufgeſtellt hätte, wie man es ja immer thut, und die Figur ein 
biſschen blau und roth markiert hätte, damit die Herren, die nicht 
ſachverſtändig find, ſich ein Bild machen können, was die Herren 
thun wollen. 

Ich kenne den Grund gar nicht, ich kann mir das nur aus 
der Planſkizze herausnehmen. Wenn Sie da zuſtimmen und das 
bewilligen in der Reichshauptſtadt, dann weiß ich nichts mehr. Ich 
will es ja bewilligen, aber die Herren ſollen etwas erwerben, was 
einen regelrechten Baugrund, eine Parcelle, eine Gruppe bildet. Ich 
glaube, die Genoſſenſchaft iſt nicht gar jo arm, fie bekommt es ja 
dort um einen Spottpreis; was wird denn das koſten? (Zurufe.) 
Der Herr College ſagt: 15 fl. In Hernals kriegen Sie um 15 fl. 
keinen Grund, und das hier iſt innerhalb der Linie. Sie ſoll den 
einen Zwickel, Einlagezahl 2148, verkaufen, und den anderen Theil 
kaufen, dann kann man einmal dort eine Gaſſe eröffnen. Ich 
glaube, dieſer Grundcomplex, welchen die Leute verbauen wollen, 
iſt von der einen Parcelle nicht einmal die Halbſcheid. Und da 
will man eine ſolche Fläche herausnehmen. Das kommt mir ſo 
vor, als wenn ſich einer ein Stück Fleiſch aus dem Körper heraus— 
ſchneidet, — ſo ungeſchickt. Das kann ein Techniker, ein Ingenieur, 
ein Baumeiſter gar nicht zugeben. 

Ich erlaube mir, den Antrag zu ſtellen, daſs das zurück— 
zuweiſen, abzulehnen iſt. Die Genoſſenſchaft möge ſich mit den 
Beſitzern ins Einvernehmen ſetzen und den ganzen Complex kaufen. 

Ferner erlaube ich mir, den Antrag zu ſtellen, dafs der Herr 
Referent oder der Herr Vorſitzende ſo freundlich ſein mögen, die 
Pläne an Tafeln zu heften und dieſelben blau und roth markieren 
zu laſſen, damit ſie für die anderen Herren, die die Sache nicht ſo 
genau kennen, erſichtlich ſind. Ich glaube, dieſe beiden Anträge ſind 
gerechtfertigt. Hiermit ſchließe ich. 
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Gem.-Nath Tagleicht: Es wäre ſehr bedauerlich, wenn alle 
Einwendungen, die gegen die Bewilligung dieſes Geſuches ins Feld 
geführt worden find, vom Gemeinderathe gewürdigt würden und 
den Abänderungs-Anträgen entſprochen werden ſollte. 

Wenn die Productiv-Genoſſenſchaft der Selcher eine Baufläche 
braucht, fo iſt es natürlich, daſs fie den Platz dort ſucht, wo das 
ſogenannte Fleiſchviertel iſt, nämlich jener Theil von Wien, wo 
der Viehmarkt und die ſonſtigen Communicationen für das Vieh 
geſchaffen wurden. 

Deshalb empfiehlt es ſich, dem Referenten-Antrag zu ent— 
ſprechen. Was nützt es auch, ſich Erwägungen hinzugeben, die den 
Erhebungen unſerer Amter diametral entgegenſtehen? Unſer Bauamt 
iſt bekanntlich ſehr rigoros und gewiſſenhaft und der Magiſtrat 
überprüft nicht nur die Anträge des Bauamtes, ſondern commiſſioniert 
und erhebt auch durch Augenſchein alle einſchlägigen Verhältniſſe. 
Es iſt alſo gar nicht möglich zu behaupten, daſs dieſer Platz un— 
geeignet ſei. Dieſer Platz würde niemals in ſo ausgiebiger Weiſe 
verbaut werden, wie es jetzt durch die Productiv-Genoſſenſchaft der 
Selcher in Ausſicht genommen iſt. Bereiten wir alſo keine Hinderniſſe 
und genehmigen wir den Referenten-Antrag. 

Gem.-Nath Dr. Lederer: Zunächſt möchte ich auf die Be— 
merkungen eines Herrn Vorredners reflectieren, daſs die Pläne hier 
auf Tafeln angeheftet werden ſollten. Meine Herren, alles mufs 
doch ſeine Grenzen haben. Jetzt bekommt jeder Herr ſchwarz auf 
weiß den Plan in die Hand, das iſt aber immer noch nicht genug, 
er ſoll auch in jedem einzelnen Falle an der Tafel angebracht 
werden. Ja, die Herren werden ſtaunen, was für eine Budgetpoſt 
am Schluſſe des Jahres für die ſogenannten Druckſorten zum Vorſchein 
kommen wird, und dann wird gerade auf jener Seite (links) geſagt 
werden: Was für eine Verſchwendung iſt das! Alſo entweder — oder. 
Begnügen Sie ſich mit der Zeichnung auf der Tafel, dann ſchaffen 
wir alle anderen Pläne ab, die jetzt jedem einzelnen Herrn ins 
Haus geſchickt werden. 

Was die Sache ſelbſt betrifft, ſo mache ich aufmerkſam, dajs 
Sie noch oft in die Lage kommen werden, ſolche Straßen auflaſſen 
zu müſſen, insbeſondere in den Vororten, denn dort wurde die 
Parcellierung ſehr ſchablonenhaft gemacht. Man hat möglichſt viele 
Quadrate gebildet, um möglichſt viele Plätze zu bekommen. An die 
Bedürfniſſe des Verkehres und der großen Induſtrie hat man 
dabei nicht gedacht. Wenn Sie dieſe Parcellierungen aufrecht 
erhalten, ſo nehmen Sie jede Möglichkeit, größere Etabliſſements 
zu errichten. Dies mag den Herren vielleicht angenehm ſein, aber 
wer den Aufſchwung der Vororte im Auge hat, mufs vorausſetzen, 
daſs in gewiſſen Bezirken große Etabliſſements geſchaffen werden, 
und dieſe kann man nicht ſchaffen, wenn man alle paar Meter 
eine Straße zieht (Richtig! rechts). Das iſt eine Unmöglichkeit, 
und wenn ſich der Herr Vorredner den Plan genau angeſehen 
hätte, würde er daraus entnommen haben, dajs alle feine Bemer— 
kungen beiweitem nicht zutreffend ſind; man kann auch dem Bau— 
werber nicht vorſchreiben, nimm dieſen oder jenen Zwickel und 
richte ihn ſo oder ſo zu. Das iſt nicht unſere Aufgabe, das hat 
er ſelbſt zu erwägen, was zu ſeinem Vortheile iſt, und ich bin über— 
zeugt, daſs dieſe Productiv-Genoſſenſchaft noch den ganzen Block 
erwerben wird, weil ſie ihn nothwendig braucht, und weil man, 
um ein großes Etabliſſement mit Szälläfen ꝛc. zu errichten, einen 
großen einheitlichen Block braucht. Das iſt es, was der Stadtrath 
im Auge hat, man läſst dieſe Straße auf, um einen großen ein— 
heitlichen Block für ein großes Etabliſſement zu gewinnen. Etwas 
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anderes wird nicht verlangt, vorſchreiben kann man dem einzelnen 
nicht, wie er ſein Etabliſſement errichten ſoll, ob zu dieſem oder 
jenem Zweck. Ich bitte Sie alſo, den Referenten-Antrag anzu⸗ 
nehmen. (Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Eigner: Geſtatten Sie mir einige Worte. Mein 
Herr Vorredner iſt Juriſt, und ich bin wohl nicht ſo gebildet wie 
er, ich werde auch in juriſtiſchen Dingen mich mit ihm nicht meſſen; 
aber in dieſer Beziehung, glaube ich, hat Herr Dr. Lederer 
doch nicht das Richtige getroffen. Bei den Acten der Juriſten liegt 
oft in wenigen Worten ſehr viel. Eine Silbe ſtoßt oft einen Ver— 
trag um, und der andere verſteht das nicht. So ſind auch dieſe 
Sachen. Der Herr Vorredner hat geſagt, ein Plan würde der Ge— 
meinde Wien und den Steuerträgern Koſten und weiß der Teufel 
was noch verurſachen. Nein, das Planerl, was hier iſt, das gibt 
man an dieſe Tafel, ſtraffiert's blau, grün, gelb oder wie man will. 
Die Herren, die das nicht verſtehen, werden ſich dann ein anderes 
Bild machen. Warum geht man bei anderen Parcellen her und 
ſtraffiert das hier? Will man es nicht geſtehen? Warum hat 
man's nicht gethan? Weil man nicht will, weil man die Leute 
nicht aufmerkſam machen will, das iſt das Richtige; und da will 
der Herr Doctor einem ſagen, als ob man das nicht verſtehen 
würde. Das laſſe ich mir nicht ſagen. Da ſparen ſie wegen einem 
Zehntel⸗Kreuzer und wo anders werden die Hunderte und Tauſende 
verſchenkt. Wo ſie hinkommen ſollen, werden ſie nicht angewendet. 
Wegen ſo einem Stückchen Papier? Da iſt auch eins, da auch eins 
(die auf den Bänken liegenden Tagesordnungen ergreifend), zehn 
können Sie machen. Jeder Menſch wird es dann wenigſtens ſehen 
und wenn Sie wirklich ſagen, dem Antrage ſoll man zuſtimmen, 
ſo ſtimmen Sie einem Unſinn zu. Drum ſagt der Herr Vorredner 
weiter, man macht alle Augenblick ein Gaſſerl, das iſt ein Gaſſerl, 
das 79 m hat, das ſind 41“. Wiſſen Sie, wieviel Häuſer Sie 
hinbringen können? Zwei Eck- und drei Mittelhäuſer. Da hat 
jedes Haus 10“ Gaſſenfront, das ſind neun Fenſter. Wie Sie 
das in der Juriſterei verſtehen, weiß ich nicht; ich muſs das aber 
auch verſtehen, mein lieber Herr Doctor, und weil Sie ſagen, das 
iſt ein Gaſſerl, das. ... | 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich möchte den Herrn 
Redner nur darauf aufmerkſam machen, daſs es nicht üblich iſt, 
in dieſer Weiſe einen Collegen in der Verſammlung anzuſprechen. 
(Rufe rechts: Er ſoll auch nicht gar fo ſchreien!) 

Gem.-Nath Eigner (fortfahrend): Ich ſpreche fo, wie die 
Natur, unſer lieber Herrgott, es mir gegeben hat. Redet man leiſe, 
ſo iſt es nicht recht und redet man laut, ſo iſt es auch wieder 
nicht recht. 

Wenn Sie die Gaſſe auflaſſen, bekommen Sie eine Länge 
von zweimal 79 m oder Sie werden circa 85 bis 88 o bekommen, 
da bekommen Sie acht bis neun Häuſer hin und neun Häuſer 
Länge. Ich glaube, da wird es gut ſein, wenn Sie wieder 
eine Straße durchführen, und wenn Sie das heute ſchon vertagen 
und der Genoſſenſchaft ſagen: „Du, vielleicht iſt es dir mög— 
lich, vielleicht kannſt du dich mit den Anrainern einigen, kaufe 
da eine Parcelle und laſſe die Gaſſe offen“; es iſt ja ſo nur 
ein Zwickel hinten. Schauen Sie die Figur an, ſo ſieht die Sache 
aus, und wenn da ein Juriſt jagt, dass das richtig iſt, dann kann 
er ſagen, ich bin ein Trottel. (Heiterkeit.) Das ift nicht richtig, 
ich glaube, daſs Sie den Antrag auf Zurückweiſung und noch— 
malige Begutachtung von Sachverſtändigen annehmen ſollen und 
überhaupt ſoll dieſe Genoſſenſchaft das noch einmal in Erwägung 
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ziehen. Ich wiederhole meinen Antrag auf Ablehnung, und in der 
Zukunft ſoll es in ſolchen Fällen im Plane erſichtlich gemacht 
werden, damit derjenige, der es nicht genau verſteht, ſich auch ein 
Urtheil ſchöpfen kann. 

Gem.⸗Rath Dr. Tueger: Ich habe mich zum Worte ge— 
meldet, weil Herr Gem.-Rath Dr. Lederer bezüglich dieſer Auf— 
laſſung der Straße, oder eigentlich bezüglich des ganzen Regulie— 
rungsplanes ſo wegwerfend geſprochen hat. Wenn ich nicht irre, 
gehört das zu jenem Regulierungsplane, welcher auch das Erdberger— 
mais betrifft. Dieſer Regulierungsplan iſt, wenn ich nicht irre, 
ſogar von Seite des Miniſteriums feſtgeſetzt oder mindeſtens ge— 
nehmigt worden zu einer Zeit, wo das Miniſterium in dieſer 
Beziehung noch ein gewiſſes Recht hatte. Jeder Menſch im Erd— 
bergermais richtet ſich nach dieſem Regulierungsplane. Und wenn 
daher eine Straße aufgelaſſen wird, ſo bedeutet das eine ſehr be— 
deutende Schädigung des Eigenthums anderer Leute. Das möchte 
ich nur gegenüber dem Dr. Lederer bemerken. 

Nach dem Antrage hier handelt es ſich nur um Einlage— 
zahl 2147 und Einlagezahl 2148. Es iſt das nicht richtig, was 
der Herr Collega Eigner gejagt hat, dass es ſich auch um 
die Cataſtral⸗Parcelle 2464 und den Zwickel von der Commune 
handelt, ſondern nach dem Titel des Referates handelt es ſich bloß 
um Einlagezahl 2147 und Einlagezahl 2148. Dieſe liegen gerade 
inmitten der beiden Baublöcke, und wiſſen Sie, was Sie da thun, 
wenn Sie die Straße auflaſſen? Dadurch liefern Sie alle Grund— 
beſitzer, welche ſich in der Umgebung befinden, der Productiv— 
Genoſſenſchaft der Fleiſchſelcher einfach aus. Die Betreffenden ſind 
gezwungen, um einen Pappenſtiel ihre Gründe an die betreffende 
Genoſſenſchaft zu verkaufen, da niemand anderer baut, und ich weiß 
nicht, ob der Wiener Gemeinderath dazu da iſt, Mitbürger in der 
Weiſe zu ſchädigen und eine einzelne Productiv-Genoſſenſchaft zu 
begünſtigen, wie es hier geplant iſt. Ich habe mir die Sache nicht 
in natura angeſehen, ich hätte es ſehr gerne gethan, wenn ich 
gewuſst hätte, daſs die Sache überhaupt eine ſolche Bedeutung 
hat, und hätte auch ſehr gerne mit den betreffenden Anrainern 
geſprochen. Ich bin überzeugt, dieſe würden das beſtätigt haben, 
was ich ſagte. Ich bin überzeugt, dass die betreffenden Beſitzer 
ſehr gut wiſſen: Wenn einmal die Straße aufgelaſſen iſt, dann iſt 
unſer Grund nicht mehr wert als ein gewöhnliches Feld, und wir 
find gezwungen, der Productiv-Genoſſenſchaft unſere Gründe preis— 
zugeben. Sie können ja die Straße auflaſſen, das ſteht ja in 
Ihrem Belieben, aber es iſt das ein gutes Vorſpiel für den zır- 
künftigen Regulierungsplan. Da ſchreiben wir jetzt eine Maſſe 
Preiſe aus und werden einen Regulierungsplan bekommen, und 
dann wird, wenn es einem beliebt und wenn der Betreffende ſich 
den nöthigen Einfluſs fichert, von dem Regulierungsplane bei 
jeder beliebigen Gelegenheit abgegangen werden. 

So, meine Herren, wird es in Zukunft geſchehen und das 
iſt das beſte Vorſpiel dazu. Laſſen Sie die Straße auf, Sie werden 
es ja zu verantworten haben, und Sie werden auch ſehen, welches 
Echo aus der Bevölkerung ertönen wird. 

Gem.-Nath Gregorig: Als ich den Herrn Stadtrath von 
jener (rechten) Seite ſprechen hörte, war ich wirklich der Anſicht, 
daſs es ein großes Etabliſſement wird, das man unterſtützen 
muſs. Er hat von großen Blöcken, ja von einem koloſſalen Bau 
geſprochen, der aufgeführt wird. Ich bin zum Herrn Referenten 
gegangen und habe mir die Pläne näher angeſchaut. Wie ſieht der 
große Block dort aus? Da mußs ich dem Herrn Collegen Eigner 
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zuſtimmen, das hat nicht die Form eines Blocks, ſondern einer 
großen Ocarina, es durchſchneidet eine ganze Parcellierung. Ich 
ſchließe mich auch der Anſicht des Collegen Eigner an, der ſagt: 
Ein ſolcher wichtiger Fall gehört an die Tafel. Aber wenn das 
an der Tafel wäre, könnte unmöglich ſo etwas durchgehen, wie es 
hier zum Referate kommt. 

Es gibt eigentlich, um richtig zu gehen, nur das eine: den 
Antrag Eigner anzunehmen. Aber ich bin gewitzigt, ich habe an 
dem Beifall, den der Herr Referent bekommen hat, geſehen, dass 
die Herren dem Antrage des Herrn Referenten zuſtimmen werden. 
Ich ſtelle daher folgenden Eventual-Antrag: Wenn wir die Straße 
auflaſſen, ſo fällt der Grund, der heute der Commune unentgeltlich 
übergeben würde, der Genoſſenſchaft zu. Ich beantrage daher, dafs 
die Genoſſenſchaft verhalten werde, uns den Betrag 
für den Straßengrund zu bezahlen. (Rufe: Das iſt ja 
ſelbſtverſtändlich!) Das iſt nicht ſelbſtverſtändlich, ſondern ich ſtelle 
den präciſen Antrag, dass dieſer Grund, wenn der Antrag ange— 
nommen wird, bezahlt wird. 

Gem.-Nath Djörup: Ich verſtehe dieſe Oppoſition diesmal 
nicht. Ich habe zu wiederholtenmalen in derſelben Sache das 
Wort ergriffen und nachzuweiſen verſucht, dass die Parcellierungs⸗ 
arbeiten der anderweitigen Bezirke ſchablonenmäßig behandelt 
wurden, ſeitens des Miniſteriums ſchablonenmäßig fanctioniert 
wurden, nach derſelben Art und Weiſe, wie man am Franz Joſefs⸗ 
Quai vorgegangen iſt. Was für den Franz Joſefs⸗Quai gepaſst hat, 
wo der Grund ſo koſtſpielig war, pafst nicht in jene Theile der 
Vorortebezirke, die für Familienzwecke und Etabliſſements reſerviert 
werden ſollen. Ich habe wiederholt geſagt, dass die Induſtriebezirke 
viel zu kleine Parcellen haben, und dass, wenn ein Fabrikant oder 
ein größerer Gewerbetreibender herantritt, um fein Etabliſſement 
bei Wien anzulegen, es ſich herausſtellt, dajs die Parcellierungs⸗ 
blöcke zu klein ſind. Dieſe Fälle kommen ſehr häufig vor und werden 
in der nächſten Zeit noch viel häufiger vorkommen. Es können die 
Induſtriellen hier Parcellen nicht erwerben. 

In den künftigen Jahren wird infolge der neuen Bauordnung 
und durch den General-Regulierungsplan eine Stockung in der 
Bauthätigkeit eintreten; wenn wir nicht verſuchen, den Induſtriellen, 
die ſich in Wien anſäſſig machen, das möglichſte Entgegenkommen 
zu zeigen, ſo werden wir ſehr ſchlechten Zeiten entgegengehen, 


ſobald die Verkehrsanlagen ausgebaut ſind. Ich kann daher nur 


dem Referenten⸗Antrage zuſtimmen und erſuche Sie, alle möglichen 
Induſtriezweige zu unterſtützen, ob es ſich jetzt um eine Xctien- 
geſellſchaft oder einen Privatmann handelt. Die Straßenerhaltung 
wird uns in der nächſten Zeit ſoviel koſten, daſs wir froh ſein 
dürften, wenn in den Vororten einige Straßen aufgelaſſen werden. 
Nehmen wir den ſpeciellen Fall hier. Wenn ein Fabrikant den 
ganzen Complex kauft, ſo haben wir auf vier Seiten um ſoviel 
weniger Straßen zu erhalten, um ſoviel weniger für Gas, für 
Reinhaltung und Canaliſierung zu ſorgen, wenn dieſe Straßen 
aufgelaſſen werden. Ich kann daher nur dem Antrage zuſtimmen, 
dafs dort die Straße aufgelaſſen werde. Es ſind zu viele Straßen 
projectiert worden und zu viele Straßen vom hohen Miniſterium 
ſanctioniert worden, als daßs es für unſere Verhältniſſe frommen 
würde. Ich ſtimme daher dem Antrage des Herrn Referenten bei. 

Gem.-Rath Dr. Tederer: Der Herr Vertreter des III. Be- 
zirkes hat — ich kann es mit Freude geſtehen, da wir außer der 
Oppoſition ganz gut miteinander ſtehen — eine neue Entdeckung 
gemacht, nämlich die, dajs große Etabliſſements die ganze Um- 
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gegend vernichten. Ich war bisher entgegengeſetzter Anſicht. Bisher 
habe ich geglaubt, daſs, wenn irgendwo große Etaobliſſements 
errichtet werden, es ſelbſtverſtändlich Arbeit gibt, infolge deſſen 
Arbeiter hinziehen, welche wieder eine Reihe von Leuten nach ſich 
ziehen, mit denen ſie in Verkehr ſtehen u. ſ. w., und das war ſo 
ungefähr die landläufige Anſicht. Von ihm aber hören wir gerade 
das Gegentheil: Dieſe Etabliſſements richten die Grundbeſitzer 
rundherum vollſtändig zugrunde — und warum? weil heute ſchon 
alle ſich nach dieſem Parcellierungsplan einrichten. Nun weiß ich 
nicht — ich fee bei dem Vertreter des III. Bezirkes voraus, dass 
er die Gegend dort kennt — aber ein Blick auf die Karte dort 
zeigt, daſs rundherum weit grüner Anger iſt: von eigentlichen 
Bauten iſt keine Spur; man kann alſo doch nicht ſagen, daſs die 
Grundbeſitzer dort ſich heute ſchon einrichten können auf dieſen 
Parcellierungsplan, der einmal vom Miniſterium genehmigt worden 
iſt. Das iſt doch etwas zu weit gegangen und eine Hypotheſe, die 
nicht ganz haltbar iſt. Man wird ſich vielleicht nach Jahren ein— 
mal darnach richten können, wenn dieſe Gegend in eine Verbauung 
einbezogen wird. Das wird aber nur dann geſchehen, wenn man 
wirklich Etabliſſements dort errichtet. Das iſt eine jener Gegenden, 
die am beſten von der ganzen Umgebung Wiens für Großinduſtrie 
geeignet iſt — die Donauſtadt und dieſer öſtliche Bezirk; dort 
werden Fabriken und große Etabliſſements hinkommen müſſen und 
das werden ſie auch, aber nur dann, wenn man nicht fort und 
fort Schwierigkeiten macht und nicht bei jeder Gelegenheit, ſobald 
in dieſer Richtung eine Abänderung der gemachten Schablone — 
anders kann ich es nicht nennen — verlangt wird, ſofort in laute 
Rufe ausbricht: Nein, das darf nicht ſein! Wenn der Herr Ver— 
treter des III. Bezirkes gegen eine derartige Richtung ſpricht, ſo 
vertritt er wirklich die Intereſſen ſeines Bezirkes nicht vollſtändig. 

Einem früheren Herrn Redner habe ich nur eines zu be— 
merken, einem Reduer, der ſeine Stimme noch immer nicht in 
jene Modulationen zu bringen verſteht, die in dieſer Verſammlung 
hier, ſeit einigen dreißig Jahren, da ſie beſteht, üblich iſt; es geht 
ihm immer noch die Stimme durch, wir wollen hoffen, dass er 
nach und nach lernt, ſich jener Mäßigung zu befleißen, die in 
einer ſolchen Verſammlung, wie es der Wiener Gemeinderath iſt, 
üblich iſt. 

Eine ſolche Stimmerhebung iſt vielleicht an anderen Orten 
üblich, im Wiener Gemeinderathe war ſie nie üblich und wir haben 
ſchon ſehr verſchiedene Herren hier gehabt. Dieſem Herren will ich 
nur das eine bemerken. Hier ſitze ich nicht als Juriſt und habe 
das ſchon einmal bei einer Gelegenheit im Gemeinderathe auszu— 
ſprechen Anlaſs gehabt und wiederhole es. Ob ich Juriſt, Doctor 
der Rechte oder was immer bin, geht niemanden etwas an; hier 
ſitze ich als Gemeinderath und habe nur als Gemeinderath zu ſprechen 
und ich verbiete mir in dieſer Beziehung jede Anſpielung auf einen 
Beruf, den ich außer dieſer Sitzung treibe. Mich haben die Wähler 
nicht als Juriſten, nicht als Advocaten hierher geſchickt, mich haben 
ſie hieher geſchickt, um Gemeinderath zu ſein und die Intereſſen 
der Gemeinde nach jeder Richtung zu vertreten, was ich zu thun 
bemüht bin ſeit einundzwanzig Jahren. (Lebhafter Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Sriedjung (verzichtet auf das Wort). 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich glaube, dafs die Vertreter 
des III. Bezirkes in der heutigen Debatte eigentlich gegen das 
Intereſſe ihres Bezirkes geſprochen haben. (Widerſpruch links.) Ich 
werde verſuchen, Ihnen das zu beweiſen. Mit beſonderer Schärfe 
hat ſich übrigens nur Gem.⸗Rath Hörmann in dieſe Debatte 
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hineingelegt und wenn ich nicht irre, hat er aud) gejagt, daſs er 
ſelbſt in der Nähe einen Grund hat, folglich von der Sache unter— 
richtet iſt. Nun, mich geht dieſe Angelegenheit weiter nichts an; 
ich will aber Folgendes bemerken: Seit 1877 iſt dort die Baulinie 
gegeben; bis zum heutigen Tage, bis zu dieſer Stunde, iſt es noch 
keinem Menſchen eingefallen, dort zu bauen. (Gem.⸗Rath Hör⸗ 
mann: Wer ſagt das?) Ich bitte, in dieſer Gaſſe ſteht kein 
einziges Haus. (Gem.⸗Rath Hörmann: Es ſind noch mehr 
Straßen, wo keines ſteht!) Es iſt daher dieſe Gegend eine öde, 
leere Gegend zu nennen. (Oho! links.) 

Das iſt ein grüner Anger, wo nichts ſteht. Das laſſe ich mir 
von niemandem beſtreiten und wenn auch hundert ſogenannte Sachver— 
ſtäudige das Gegentheil behaupten. Was grüner Anger iſt, weiß 
ich auch. Eine Gaſſe, wo kein Haus ſteht, iſt bei mir nur eine 
Gaſſe auf dem Papier. Nun ſoll in dieſer Gegend endlich etwas 
gebaut werden. Eine große Anzahl Wiener Selcher, welchen beim 
Schlachten der Thiere große Schwierigkeiten bereitet werden, haben 
ſich vereinigt und wollen dort ein Schlachthaus bauen. Ich glaube, 
meine Herren, dals ein Schlachthaus für jeden Bezirk, wo immer 
es auch ſteht, von Nutzen ſein wird. Es iſt jedenfalls beſſer, wenn 
in dieſen Bezirk Leute angelockt werden, als wenn dort niemand 
iſt und ſich dort vielleicht nur die Maulwürfe gegenſeitig anſchauen. 
Das iſt meine Anſicht und ich glaube, dieſe Anſicht werden viele 
der Herren mit mir theilen. Ich begreife daher nicht, wie ein 
Vertreter des III. Bezirkes gegen dieſen Antrag ſein kann. Ich 
mufs aufrichtig geſtehen, wenn wir im VII. Bezirke für dieſes 
Schlachthaus Platz hätten, ich würde mit Vergnügen dafür ein- 
treten, daj8 es dort gebaut wird. Ich begrüße es überhaupt, dafs 
die Selcher ſich vereinigen, um ein Schlachthaus zu errichten, 
denn nach meiner innerſten Überzeugung hätte die Commune ſchon 
längſt ein ſolches Schlachthaus errichten ſollen. (Bravo! Bravo! 
rechts.) Die Commune Wien hat dies nicht gethan. Jetzt vereinigen 
ſich die Selcher, ſie ſchaffen ſich ſelbſt ein Etabliſſement und der 
Wiener Gemeinderath iſt dagegen, weil dort eine kleine Gaſſe auf— 
gelaffen werden ſoll, die vorläufig nur auf dem Papier ſteht, eine 
Gaſſe, wo noch kein einziges Haus iſt. Das begreife ich nicht. 

Meine Herren, noch Folgendes: Auf dem Plane werden Sie 
ſehen, daj3 rechts und links eine Parallelſtraße iſt, dafs alſo dieſe 
Gaſſe eigentlich gar nicht nöthig iſt und dass man fie ebenſogut 


auch hätte nicht hineinzeichnen können. Es thut mir ſehr leid, wenn 


dieſe Ausführungen dem Herrn Collegen Hörmann unangenehm 
ſind. Er wird eben durch eine andere Gaſſe auf ſeinen Grund 
gehen müſſen. 

Noch etwas. Der Führer der Oppoſition hat die Behauptung 
aufgeſtellt: Wo große Etabliſſements entſtehen, ruinieren ſie die 
Umgebung. (Widerſpruch ſeitens des Gem.⸗Rathes Dr. Lueger.) 
Weit gefehlt, Herr Collega! Schauen Sie ſich an: Wo ein großes 
Etabliſſement errichtet wird, ſagen wir ein großes Wirtsgeſchäft, 
ſollte man meinen, die Wirte rundherum ſind jetzt alle todt. 
Nicht wahr! Im Gegentheil, wo ein großes Etabliſſement iſt, 
beſtehen auch ein paar kleine recht gut. (Rufe links: Baumgartner 
Caſino!) Ja, das Baumgartner Caſino! Dort iſt es ſehr ſchön, 
gehen Sie nur hin, es wird Ihnen ſehr gut gefallen. (Heiterkeit.) 
Nun, meine Herren, ich glaube, dass wir die Oppoſition gegen 
dieſes Referat aufgeben ſollten. Es iſt nicht gut, daſs wir Wiener 
Gewerbetreibende in ſolcher Weiſe behandeln. Das ſind Klein— 
gewerbetreibende, dieſe Selcher. (Widerſpruch und Gelächter links.) 
Ich bitte, wenn ſich eine große Anzahl vereinigt, um ein Schlacht— 
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haus zu bauen, ſo kann ein einzelner nicht dasſelbe leiſten. Das 
Beginnen der Selcher iſt ein löbliches, der Gemeinderath hat es 
zu unterſtützen und nicht jedem Unternehmen Prügel vor die Füße 
zu werfen. Aber es kann in Wien nichts gedeihen, weil alles, was 
auftaucht, ſofort bekämpft wird, bekämpft mit den nichtigſten Dingen, 
ohne Überlegung. Ich bitte, das Referat anzunehmen. 

Gem.-Nath Tagleicht (zur Geſchäftsordnung): Nachdem ich 
der Meinung bin, daſs der Gegenſtand klar beſprochen und volle 
Deutlichkeit darüber herrſcht, beantrage ich Schluſs der 
Debatte. 

Vice-Vürgermeiſler Dr. Richter: Es iſt Schluss der 
Debatte beantragt; ich erſuche jene Herren, welche dieſem Antrage 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Zum Worte ſind noch vorgemerkt die Herren Gem.-Räthe 
Hörmann, Steiner, Gregorig und Dr. Lueger contra 
und Herr Gem.-Rath v. Stummer pro. 

Gem.-Aath Noſenſtingl (zur Geſchäftsordnung): Ich be- 
antrage die Wahl von Generalrednern. 


Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Die Herren, welche dieſem 


Antrage zuſtimmen, wollen die Hand erheben. — Angenommen. 
Ich bitte die Herren Gem.-Räthe Hörmann, Steiner, 
Gregorig und Dr. Lueger, einen Generalredner zu wählen. 
Das Wort hat Herr Gem.-Rath v. Stummer. 

Gem.⸗Nath v. Hlummer: Meine Herren, ich gehe von der 
principiellen Anſicht aus, daſs wir jedes Geſchäft, welches ſich in 
größerem Maßſtabe in Wien etablieren will, unterſtützen ſollen 
(Rufe rechts: Richtig!), und von dieſem Standpunkte aus mußs ich 
die vorliegende Sache begründen. Wenn Sie den Plan anſchauen, 
fo ſehen Sie, daſs wie immer auch hier, eine ganz ſchablonenhafte 
Quadrierung des Terrains vorgenommen wurde, ohne zu bedenken, 
ob ſich dabei eine Induſtrie entwickeln kann oder nicht. Wo ſollen 
denn größere Etabliſſements errichtet werden, doch nicht in den 
alten verbauten Bezirken, ſondern dort, wo heute grüner Anger iſt, 
und das iſt hier der Fall. Die zwei Parcellen liegen in der Mitte 
und haben ihren Ausweg durch die eine Seitenparcelle und ich ſehe 
nicht ein, wie die Anrainer durch die Auflaſſung dieſer Straße be— 
ſonders geſchädigt würden. Die Parcelle links hätte bei Eröffnung 
der Straße zwei Dreiecke, und dieſelbe Schädigung werden die 
Beſitzer haben, wenn die mittlere Straße nicht aufgelaſſen wird. 
Dagegen kann man jagen, das die Beſitzer der zwei Rechtecke in 
der Mitte, nach Eröffnung der Straße, eigentlich noch mehr ge— 
ſchädigt ſind, weil rechts und links wieder zwei Dreiecke entſtehen, 
die außerordentlich ſchwer zu verkaufen ſind und nur an die Anrainer 
rechts und links abgetreten werden können. Ich ſehe auch nicht ein, 
warum dieſe ſchmalen Parcellen beſonders geſchädigt werden, denn 
ſie können noch ſehr gut verkauft werden. Es iſt alſo eigentlich 
mehr Schaden, wenn man die Straße eröffnet, als wenn man ſie 
aufläſst. 

Ich mußs auch ſagen, die Leute, die ein ſo großes Etabliſſement 
gründen wollen, muſs man ſchon deshalb unterſtützen, weil ſie 
ihr Etabliſſement nicht Gott weiß wo errichten können, ſondern 
in der Nähe des Viehmarktes bleiben müſſen. Wir können es den 
Leuten doch nicht unmöglich machen, es dort zu errichten, und 
das würden wir factiſch thun, wenn wir die Straße eröffnen. 
Mit beſtem Wiſſen kann ich alſo nicht anders ſagen, als: Die 
Straße iſt aufzulaſſen. Ich bin auch überzeugt, die Leute werden 
mit dieſem Dreieck nicht genug haben, ſondern auch die anderen 
Parcellen acquirieren müſſen, und das kann für die Anrainer nur 
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von Nutzen ſein. (Gem.⸗Rath Gregorig: Aber um den halben 
Preis!) Ich bitte, es wäre noch ſchlechter, wenn die Straße eröffnet 
würde, weil dann mehr Zwickel entſtehen. Ich werde alſo jeden- 
falls für den Referenten⸗Antrag ſtimmen und kann nur ſagen, dafs 
es mir ſehr wehe thut, daſs im Gemeinderathe, wenn immer etwas 
geſchaffen werden ſoll, das Geſchäft und Leben in unſere Stadt 
bringen könnte, eine gewiſſe Animoſität dagegen herrſcht. (Gem. 
Rath Gregorig: Das iſt nicht richtig!) Ich bitte Sie alſo, 
für den Antrag des Stadtrathes zu ſtimmen. (Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Tueger (als Generalredner contra): Nun, 
meine Herren, ich fühle mich in erſter Linie verpflichtet zu erklären, 
daſs es nicht richtig iſt, daſs ich gejagt habe, dass die Groß— 
induſtrie die Umgebung Wiens ſchädigt oder ruiniert. Ich habe 
das nicht geſagt, ſondern ich habe erklärt: 

Die Productiv⸗Genoſſenſchaft der Fleiſchſelcher iſt derzeit nur, 
und zwar nach dem Referate, im Beſitze der Einlagsnummern 2147 
und 2148. Das find zwei verhältnismäßig kleine Beitand- 
theile der beiden großen Baublöcke, welche hier proponiert ſind. 
Wenn nun dieſen Herren zuliebe die Straße aufgelaſſen wird, ſo 
werden die Grundbeſitzer rundherum in empfindlichſter Weiſe 
geſchädigt. Dabei bleibt es; Sie werden ja doch zugeben, dafs ein 
Grund, welcher an eine Straße grenzt, mehr wert iſt als ein 
Grund, welcher nicht an eine Straße grenzt. So geſcheit dürften 
wohl auch die geehrten Herren der Majorität ſein, denn es iſt 
wiederholt hier davon geſprochen worden . .. 

Vice Vürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich 
glaube, dass dieſer Ausdruck unpaſſend war. Der Herr Redner 
hat geſagt, „ſo geſcheit dürften auch die Mitglieder der Majorität 
ſein“. Ich glaube, dafs das mit einer gewiſſen Geringſchätzung 
geſprochen iſt, und bitte, das bei den weiteren Ausführungen zu 
unterlaſſen. (Rufe links: Da hört ſich alles auf, wir dürfen nicht 
ſprechen.) 

Gem.-⸗Nath Dr. Tueger: Wenn niemand jagen darf, dafs 
jemand geſcheit iſt, hört bald jede Debatte auf . . .. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich bitte, 
Herr Redner, Sie einen Augenblick unterbrechen zu dürfen. Ich 
glaube, daſs es nicht paſſend iſt, in dieſem Tone zu ſprechen, wenn 
eine ganz gerechtfertigte Bemerkung gemacht wird. Der Herr 
Redner hat nicht die Majorität gelobt; ſein Ton hat eigentlich 
deſpectierlich geklungen; ich würde es auch nicht zugeben, wenn 
von dieſer (rechten) Seite ſo geſprochen würde. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Wenn der Herr Vorſitzende auch 
dann ſo empfindlich wäre, wenn wir ſo behandelt werden, ſo würde 
uns nichts daran liegen, aber wenn der Herr College Frauen— 
berger uns den Vorwurf macht, dajs wir die Intereſſen des 
III. Bezirkes nicht verſtehen und wir gegen die Intereſſen des 
III. Bezirkes ſind, ſo iſt das auch nicht eine Schmeichelei, ſondern 
eine Geringſchätzung, und wenn dem Herrn Collegen Frauen— 
berger es geſtattet iſt, uns gegenüber das zu ſagen, jo mußs es 
auch uns geſtattet fein, ihm zu ſagen, daſs ein Grund, welcher an 
eine Straße grenzt, mehr wert iſt, als ein Grund, welcher nicht 
an eine Straße ſtoßt. 

Es mußs mir geſtattet fein, zu bemerken, dass der Gemeinde— 
rath, welcher eine gegencheilige Behauptung aufſtellt, etwas be⸗ 
hauptet, was mit dem geſunden Menſchenverſtand nicht vereinbar 
iſt. Jetzt habe ich deutlich geſagt, was ich zu ſagen hatte. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich mufs 
bitten; ich glaube es geht nicht an, in dieſer Weiſe mit dem 
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Vorſitzenden zu polemiſieren. Der Herr Vorredner iſt vertraut 
genug mit dem parlamentariſchen Leben; ſein Ausdruck war nicht 
eine ſcharfe Kritik, ſondern eine Geringſchätzung, und das, glaube 
ich, geht nicht an. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Ich werde nun auf die weiteren 
Punkte übergehen. Es hat der Herr Gem.-Rath Dr. Lederer 
die Behauptung aufgeſtellt, dafs wir den Induſtrien immer in den 
Weg treten. Wir find der Meinung, dass jeder Menſch in Wien, 
ob er ein Großer oder Kleiner iſt, ob er reich oder arm iſt, ſich 
an dasjenige zu halten hat, was von unſerer Seite feſtgeſetzt 
wurde, und dass wir nicht dazu da find, jemandem ein Geſchenk 
zu machen oder ein Privilegium zu verleihen. 

Ich bin überzeugt, wenn die Beſitzer der dortigen Gründe 
ſich an den Gemeinderath wenden würden, wie die Mitglieder der 
Productiv⸗Genoſſenſchaft, ſo würde jeder von Ihnen gegen die Auf— 
laſſung der Straße ſein. (Rufe rechts: O nein!) Sie haben noch nie 
für die Auflaſſung einer Straße geſtimmt, wenn kleine Leute einge⸗ 
kommen ſind. Wiſſen Sie, wann Sie für die Auflaſſung geſtimmt 
haben? Wie die engliſche Gasgeſellſchaft um die Auflaſſung der 
Drorygaſſe eingekommen iſt; und jetzt ſtimmen ſie dafür, weil eine 
große, mächtige Genoſſenſchaft und nicht Kleingewerbetreibende 
neuerlich an den Gemeinderath herantreten. Da ſind die Herren 
jo gefällig, zu jagen: „Ich bitte, wir werden Ihr Anſuchen unter- 
ſtützen“ und laſſen die Straße mir nichts dir nichts auf. Es hat 
auch Herr Dr. Lederer eine Behauptung gegenüber dem Herrn 
Collegen Eigner ausgeſprochen, daßs der letztere eine zu ſtarke 
Stimme hat. 

Nachdem dieſer nicht mehr zum Worte kommt, fühle ich mich 
verpflichtet, diesbezüglich einiges zu ſagen. Ich laſſe mir gefallen, 
wenn Dr. Lederer vielleicht mir gegenüber eine ſcharfe Kritik 
übt, laſſe es mir auch gefallen, wenn vielleicht andere Männer 
von mir verlangen, dass ich mich etwas mäßige, wenn ein etwas 
ſtärkerer Maßſtab an mich angelegt wird. Aber daßs einem ein- 
fachen Geſchäftsmanne aus der ihm von Gott dem Herrn ver— 
liehenen Stimme hier ein Vorwurf gemacht wird, dafs ihm hier 
die Leviten geleſen werden deshalb, weil er mit deutlicher Stimme 
ſpricht, das, meine Herren, iſt auch eine Neuerung, das mußs ich 
jagen, und zum Hofmeiſter iſt der Gem.-Rath und St.⸗R. 
Lederer noch nicht beſtellt. Das überlaſſe er vielleicht anderen. 
Es möge ſeine Leute hofmeiſtern. Ich habe nichts dagegen, wenn 
er hie und da dem Gem.⸗Rathe Frauenberger ſeine Meinung 
ſagt (Heiterkeit links), das freut mich unendlich, aber unſere Seite 
verſchone er mit ſolchen Bemerkungen. Das wiſſen wir unter⸗ 
einander ausgezeichnet zu richten und weiſen jedwede Einmiſchung 
zurück. Hier kann jeder ſo reden, wie ihm, ich möchte ſagen, der 
Schnabel gewachſen iſt. Das Recht hat er hier. Hat jemand 
eine ſtarke Stimme, ſo ſpricht er mit ſtarker Stimme. Es iſt 
immer beſſer, es ſpricht jemand vernehmlich, als dass er etwas in 
den Bart hineinmurmelt. Denn derjenige, der deutlich und ver— 
nehmlich ſpricht, der kann nicht miſsverſtanden werden. 

Derjenige aber, der ein ſogenannter Murmler iſt, wie einige 
der Herren find, der erweckt in mir immer den Verdacht, daſs er 
nur deshalb nicht fo deutlich ſpricht, weil er nicht will, dass die 
anderen ihn hören. (Zuſtimmung links.) Alſo ſoviel bezüglich des 
Gem.⸗Rathes Eigner. 

Was den Collegen Gem.⸗Rath Hörmann betrifft, ſo wird 
er mir vielleicht auch geſtatten, dafs ich gleich bemerke, dafs er 
dort nicht im Beſitze von Plätzen iſt, ſondern er hat nur erwähnt, 
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dafs er in der Markhofſtraße unten Häuſer baut und beſitzt, aber 
nicht in der Straße, deren Auflaſſung beantragt wird. Nun, meine 
Herren, Sie können ja heute beſchließen, was Sie wollen, aber 
der eigentliche Kernpunkt liegt in Folgendem: Hier haben Sie einen 
ordentlichen Regulierungsplan, nach dieſem Regulierungsplane richten 
ſich alle im Erdbergermais, und bei der erſtbeſten Gelegenheit, wenn 
jemand kommt, der einen mächtigen Einfluſs hat, gehen Sie von 
dieſem Regulierungsplane ab und ſagen: die Straße ſteht nur auf 
dem Papiere. Alle Straßen ſtehen nur auf dem Papiere, inſolange 
es ſich um grünen Anger handelt. Aber jeder, der dort Grund 
und Boden hat, richtet ſich nach dieſem Regulierungsplane. Wenn 
Sie dann willkürlich die Sache ändern und die Straße auflaſſen, 
ſo ſchädigen Sie diejenigen, die dort Gründe beſitzen. Wenn Sie 
jetzt ſchon ſo vorgehen, ſo werden Sie es ſpäter geradeſo machen. 
Wir werden um theueres Geld einen General-Regulierungsplan 
haben und dann werden die geehrten Herren von der Majorität, 
wenn es ihnen beliebt, die Straßen aufmachen und auflaſſen. Das 
iſt eine Wirtſchaft, welche von unſerer Seite nicht geduldet 
werden kann. 


Wenn die Productiv⸗Genoſſenſchaft die beiden ganzen Bau⸗ 
blöcke gekauft und geſagt hätte: Du, Gemeinde, wir geben dir, 
damit wir hier nicht parcellieren müſſen, für die Straße ſo und 
ſoviel, wie es ſich geziemte, ſo hätte ſich vielleicht darüber reden 
laſſen. Aber einen Zwickel herauszunehmen und auf Grund dieſes 
Eigenthums die Auflaſſung der ganzen Straße durchzuſetzen, damit 
die übrigen Grundeigenthümer geſchädigt und gezwungen ſind, ihren 
Grund billiger an die Genoſſenſchaft zu verkaufen, das iſt ein 
Vorgehen, welches Sie aus gar keinem Grunde billigen können. 
Aus dieſem Grunde ſtimme ich gegen den Referenten-Antrag. 


Referent (zum Schluiswort): Zunächſt ein paar Worte über 
die bisherige Verbauung von Erdberg. Der Herr Gem.-Rath 
Hörmann aus dem III. Bezirke, der ja auch ſehr gut orientiert 
iſt und die Terrainverhältniſſe kennt, wird es auch ſagen können, 
ob es richtig iſt oder nicht. 


Erdberg lebt von größeren Unternehmungen, es iſt die Gas— 
geſellſchaft dort, es iſt das Etabliffement Samek, es hat Herr Roth 
ein großes Etabliſſement gebaut, Siemens & Halske ein ſolches 
mit 1000 Arbeitern und 250 Beamten, es iſt noch eine Anzahl 
größerer Geſchäftsleute dort, und nehmen Sie die größeren Ge— 
ſchäftsleute von dort weg, jo werden Sie die Privatwohnhäufer 
wahrſcheinlich zum allergrößten Theile ganz leer haben und die 
Geſchäftsleute ohne Verdienſt; darüber läſst ſich nicht ſtreiten. 
Nehmen Sie die Anzahl der Arbeiter, die vom Arſenale, von der 
Gasgeſellſchaft, von Siemens & Halske, kurz von allen Geſchäfts— 
leuten hinunterkommen, weg, ſo werden Sie die übrige Bevölke— 
rung von dort vertreiben, Sie werden das ganze Vorſtadtviertel dort 
ganz entvölkert haben. Nur dadurch, dal die Etabliſſements ſich 
dort angeſiedelt haben, dass fie eine jo große Anzahl von Perſonen 
beſchäftigen, iſt es möglich, die übrigen Parcellen zu verbauen und 
zu vermieten, iſt es möglich, in die Parterre-Localitäten Geſchäfts⸗ 
leute hinunter zu bekommen. Das iſt der Charakter der Verbauung 
von Erdberg und in dem Maße, indem es uns gelingt, weitere 
Unternehmungen hinunterzubringen, wird die Verbauung der 
übrigen Parcellen auch im Erdbergermais möglich ſein. Es wird 


möglich ſein, die neu entſtandenen Wohnungen zu vermieten. 


Damit will ich nur ſagen, es liegt im Intereſſe Erdbergs, dass 
ſich dort große Induſtrien und Unternehmungen anſiedeln. 
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Nur auf dieſe Weiſe ift eine Verwertung von Grund und 
Boden für den einzelnen Gärtner möglich. Sehen Sie, meine 
Herren, was haben Sie hier für Blocks? Hier liegt der Plan. 
Bitte in denſelben Einſicht zu nehmen. Wenn Sie längs der auf— 
zulaſſenden Straße, die ja nur in einem ganz kleinen Theile A B 
CD aufgelaſſen werden ſoll, hinaufgehen bis zur Landſtraße, wo 
die Straße keine Fortſetzung findet, fo finden Sie, dafs dieſe beiden 
Blocks, um die es ſich handelt, die einzigen größeren Blocks ſind; 
alle anderen haben eine Länge von höchſtens 70 m und eine 
Breite von 60 m. Die allerletzten Blöcke am Gürtel ſind die 
einzigen größeren Blöcke. Nun ſagt der Herr Vorredner aus dem 
III. Bezirke, daſs die Auflaſſung der Straße eine Schädigung der 
kleinen Grundbeſitzer nach ſich ziehe. Das iſt aber nicht richtig. 
Der eine kann vielleicht verlieren, der andere wird gewinnen. (Zu 
Gem.⸗Rath Dr. Lueger gewendet:) Ich bitte, ſich hieher zum Plane 
zu bemühen, fo werden Sie finden, dass eine Anzahl Parcellen durch 
die durchzuführende Straße einfach vernichtet wird, weil rechts 
und links ein kleines Stück übrig bleibt, das gar nicht verwertet 
werden kann, während ſie, wenn die Straße nicht aufgemacht wird, 
ordentliche Gründe bleiben, ſo daſs, wenn ein weiterer Unternehmer 
kommt, oder dieſe Unternehmung ſich ausdehnt, die Gründe verwertet 
werden können, weil eben die Parcellen verbaubar ſind. Wenn die 
Straße durchgeführt wird, ſo kann man nicht verbauen, ſondern 
mufs froh fein, wenn ein anderer das Stück zur Arrondierung 
ſeines Grundſtückes dazunimmt. Ich füge noch bei, dass das 
Bauamt, die Bezirksvertretung und der Magiſtrat ſich für die 
Auflaſſung ausſprechen. Soviel, meine Herren, in baulicher Be- 
ziehung. 

Was nun die ſociale Frage betrifft, fo iſt das ein ganz eigen- 
thümliches Spiel. Die Herren erklären immerfort, ſie ſeien keine 
Feinde der großen Unternehmungen oder der Unternehmungen über- 
haupt; aber, wenn es ſich darum handelt, ein Unternehmen zuſtande 
zu bringen, werden alle möglichen Schwierigkeiten und Fictionen 
hervorgeſucht. Ich ſage Fictionen. Denn ich wiederhole: Der eine 
mag einen Nachtheil davon haben, der andere wird einen Vortheil 
haben. Wie ſich das gruppiert, weiß heute kein Menſch, auch die 
einzelnen Grundbeſitzer nicht, weil das eine Sache der Zukunft 
iſt. Es wird hier wie von großen capitaliſtiſchen Unternehmungen, 
wie von großen Actiengeſellſchaften geſprochen. Meine Herren! 
30 bis 40 bürgerliche Geſchäftsleute, ſo wie ſie hier ſitzen — das 
wurde mit Recht ſchon geſagt — thun ſich zuſammen und wollen 
eine Unternehmung gründen, welche in ſanitär⸗hygieniſcher Beziehung 
von der größten Wichtigkeit iſt, denn dieſe Geſchäftsleute werden 
dann nicht mehr in ihren eigenen Häuſern die Schweine ſchlachten, 
ſondern dort unter Aufſicht der Behörde. Es liegt alſo im 
Intereſſe der allgemeinen ſanitären Verhältniſſe und im Intereſſe 
des Publicums, weil man dort unter Aufſicht ſchlachtet. Dieſe Leute 
wollen nur ein Unternehmen gründen, wodurch ſie in der Lage ſind, 
das Publicum gut und billig zu bedienen. 

Wenn der eine Geſchäftsmann etwas verlangt, fo muſs man 
dem entſprechen, wenn ſich aber 30 zuſammenthun, herrſcht ſofort 
eine feindſelige Stimmung; das iſt ein großes Unternehmen, da 
muſs man entgegentreten! Wo liegt da die Logik? Die Genoſſen⸗ 
ſchaft erklärt: „Wenn Sie uns Schwierigkeiten machen und das 
Zuſtandekommen der Unternehmung verhindern, ſo werden wir in 
Ungarn mit offenen Armen aufgenommen, man wird uns dort in 
jeder Weiſe unterſtützen, denn jeder Fabrikant, der ſich heute nach 
Ungarn wendet, wird in jeder Richtung unterſtützt.“ Und wenn 
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geſagt wird, wenn ein kleiner Mann die Auflaſſung der Straße 
verlangen würde, würde dem nicht entſprochen werden, ſo ſage ich 
Folgendes: Wenn ein kleiner Mann unter Hinweis auf triftige 
Gründe die Auflaſſung verlangen würde, würde man das auch 
bewilligen. Die Anſuchen kleiner Leute werden geradeſo reſpectvoll 
und mit der größten Aufmerkſamkeit behandelt, wie die Anſuchen 
großer Leute. Wir machen gar keinen Unterſchied. (Gem. Rath 
Dr. Lueger: O nein!) 

Ich möchte ſchließlich noch ein paar Worte verlieren über 
den Antrag Gregorig, welcher lautet (liest): 

„Für den Fall der Annahme des Referenten-Antrages bean⸗ 
trage ich: Die Geſellſchaft ſei zu verhalten, den nach der bereits 
beſtimmten Baulinie bei Durchführung der Parcellierung Eigenthum 
der Commune werdenden Straßengrund von der Commune zu 
kaufen.“ 

Eine Parcellierung wird noch gar nicht durchgeführt; der 
Straßengrund, der über das Terrain der Geſellſchaft führt, gehört 
nicht der Commune, ſondern der Productiv-Genoſſenſchaft; dieſe 
hat ihn ſchon erworben. Wem ſoll ſie alſo den Grund noch einmal 
zahlen? Das iſt mir unverſtändlich. 

Der Herr College Eigner beantragt, der Antrag ſoll zu 
dem Zweck zurückgewieſen werden, damit die Geſellſchaft ihren 
Complex nach der Straße abgrenze. Das heißt ja, die Geſellſchaft 
auf Gnade und Ungnade den Nachbarn unterwerfen. Da wird die 
Genoſſenſchaft hingehen müſſen und fragen: Was koſtet der Grund? 
und die Antwort iſt: Eine Million! Das wird die Genoſſen⸗ 
ſchaft natürlich nicht bezahlen, ſie wird ſich für das Wohlwollen 
der Gemeinde bedanken und ſagen: Da iſt ſelbſtverſtändlich jedes 
Unternehmen unmöglich, da mußs ich in ein anderes Land ziehen, 
wo man uns wohlwollend behandelt. (Gem.-Rath Hörmann: 
Sie ſollen nach Ungarn gehen!) Ja gewiſs, Herr College Hör— 
mann meint, ſie ſollen nach Ungarn gehen, nur in Wien ſoll 
nichts geſchaffen werden; da ſollen menſchenleere Straßen ſein, ſehr 
ſchön angepflanzt und äſthetiſch ausgeſtattet, aber nur kein Unter⸗ 
nehmen, keine Arbeit, kein Geld; das iſt die Deviſe der Herren. 

Gem.⸗Nath Eigner (zur thatſächlichen Berichtigung): Ich 
berichtige einige Worte des geehrten Herrn Gem.-Rathes 
Dr. Lederer. Den Herrn St.-R. Dr. Lederer hat nämlich 
meine Stimme ſehr unangenehm berührt; ich berichtige ihn daher, 
daſs nach der Geſchäftsordnung des Wiener Gemeinderathes jeder 
Gemeinderath ſo ſprechen kann wie er will und wie er kann; es 
kann jeder ſprechen nach ſeiner Gabe. Allerdings gibt es 125 
Referenten, die vom Referententiſche aus nicht ſprechen, ſondern nur 
murmeln (Gem.⸗Rath Dr. Lederer: Das iſt ja keine Berichtigung!) 
und die Gemeinderäthe verſtehen ſie nicht. 

Gem. ⸗Nath Hörmann (zur thatſächlichen Berichtigung): 

Ich habe nur den Herrn Gem.⸗Rath Frauenberger zu be— 
richtigen, welcher geſagt hat, daſs ich einen Grund dort beſitze. 
Ich beſitze keinen Grund dort, ſondern meine Gründe ſind in der 
Markhofſtraße. Es iſt ſo herausgekommen, als ob ich deshalb 
dagegen ſtimme, weil ich dort einen Grund beſitze. Ich ſtimme 
nur dagegen, weil alle Eigenthümer durch die Geſellſchaft geſchädigt 
werden; ſie ſollen der Genoſſenſchaft aufgeopfert werden, weil dieſelbe 
Gründe an der Srraße hat und ſie nicht abtreten will. Ich habe 
nichts dagegen, wenn die Genoſſenſchaft dort baut; nur die Gaſſe 
ſoll nicht aufgelaſſen werden. | 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. Vom Herrn Gem.⸗Rathe Eigner wurde der Antrag 
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geitellt, der Antrag des Stadtrathes wird zurücgewiejen zu dem 
Zwecke, dass die Genoſſenſchaft ihren Complex nach der Straße 
abgrenze. Ich bitte jene Herren, welche zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Nun kommt der Referenten⸗Antrag zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Herren, welche zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt 
angenommen. 


Nun kommt der Antrag des Gem.⸗Rathes Gregorig zur 


Abſtimmung. Es wurde für den Fall der Annahme der Referenten- 
Anträge beantragt: Die Geſellſchaft ſei zu verhalten, den nach der 
bereits beſtimmten Baulinie bei Durchführung der Parcellierung 
Eigenthum der Commune werdenden Straßengrund von der Commune 
zu kaufen. Ich bitte die Herren, welche zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Iſt die Minorität. Abgelehnt. Der Gegen- 
ſtand iſt erledigt. 


Es wurde daher beſchloſſen, die für die Reali- 
tät Einl.⸗Z. 2147 und 2148 im III. Bezirke, Erd: 


bergermais, beſtimmte Baulinie in der Strecke AB 
und CD aufzulaſſen 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: 
ſchloſſen. 
(Schluss der Sitzung 7 Uhr 30 Minuten abends.) 


Die Sitzung iſt ge— 


Stadtrath. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 17. Auguſt 1892. 
Vorſitzender: 2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 
Boſchan, Rückauf, 
v. Götz, Schlechter, 
v. Goldſchmidt, Schneiderhan, 
Dr. Grübl, Dr. Stenzl, 
Dr. Hackenberg, Vaugoin, 
Dr. Lederer, Witzels berger. 


Meißl, 


Beurlaubt: Bürgermeiſter Dr. Prix, Vice -Bürgermeiſter 
Dr. Borſchke, St.⸗R. Dr. Huber, Kreindl, 
Matzenauer, Müller, Noske, Dr. Vogler 
und Wurm. 

Schriftführer: Magiſtrats⸗Con cipiſt Schmidbauer. 


Nach Eröffnung der Sitzung durch den Bice- 
Nürgermeiſter Dr. Richter macht derſelbe der Berfamm- 
lung nachfolgende Mittheilungen: 

Die Schweſtern des verſtorbenen Malers und k. k. Profeſſors 
Leopold Karl Müller ſprechen für die Widmung einer Kranzſpende 
auf den Sarg des Verblichenen ſeitens der Gemeinde Wien den Dank aus. 

(Dient zur Kenntnis.) 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 66, 23. Auguſt 1892. 


NN F IN NIININIININININIINIITIANANAAAANAAANANANANANANANAA AA 


2085 


Die Belaſtung des Reſervefondes mit 13. Auguſt 1892 ſtellt ſich 
wie folgt: 


Reſervefonngng̃and‚‚d 600.000 fl. — kr. 
Effective Belaſtung . . . 260.245 fl. 95 kr. 
Belaſtung durch in Ausſicht 
ſtehende, bereits genehmigte, 
jedoch noch nicht effectuierte 
Auslagen 330.250 fl. 56 kr. 
zuſammen . 590.496 fl. 51 kr. 
daher noch verfügbar. 9.503 fl. 49 kr. 
und nach Abzug der für unvorhergeſehene Aus- 
lagen bei den Bezirken II bis XIX à 500 fl. 
u peſerbierende n 9.500 fl. — kr. 
C 3 fl. 49 kr. 


Außerdem ſtehen für Rechnung des Reſervefondes Anträge im 
Geſammtbetrage von 146.606 fl. 88 kr. in Vormerkung, bezüglich 
deren die Genehmigung noch ausſteht. (Dient zur Kenntnis.) 

Der Vorſitzende erſucht um die Vornahme der Wahl von 
drei Mitgliedern in das Verhandlungs-Comits über das Anſuchen des 
Karl Fröſchl um käufliche Überlaſſung eines Theiles der Bauſtelle I 
der Cat.⸗Parc. 1116 in der Jacquingaſſe, III. Bezirk. (Stadtraths⸗ 
Beſchluſs vom 11. l. M.) 

Es wurden 14 Stimmzettel abgegeben und erſcheinen die St.⸗R. 
Dr. Grübl, Vaugoin und R. v. Neumann gewählt. 


St.-N. Schneiderhan referiert über den Antrag des Gem.⸗ 
Rathes Büſch, betreffend die Durchführung der Adamsgaſſe im 
XII. Bezirke gegen die Gaudenzdorf-Schönbrunner Hauptſtraße, die 
Einlöſung des Hauſes Nr. 7 der letztgenannten Straße, die Herſtellung 
eines Canales in der Adamsgaſſe und die Wiedereröffnung des Durch— 
weges durch das Haus Nr. 9 Schönbrunner Hauptſtraße. 

Referent beantragt, dieſen Antrag aus den vom Magiſtrate 
geltend gemachten Gründen dermalen abzulehnen. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Wilhelm Thie um 
Schadloshaltung für die Straßengrundabtretung beim Hauſe Nr. 10 
Schottenfeldgaſſe, VII. Bezirk und beantragt, die Schadloshaltung mit 
dem Schätzungsbetrage von 18 fl. per Quadratmeter, ſohin für 16·80 m? 
mit 302 fl. 40 kr. zu beſtimmen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über Bürgerrechts⸗Verleihungen und be⸗ 
antragt, das Bürgerrecht der Stadt Wien den Nachbenannten zu 
verleihen: 

Birkl Franz, Brantweiner; 

Kerl Joſef, Ledergalanteriewaren⸗Erzeuger; 

Hartl Joſef, Geräthelträger und Hausbeſitzer. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über eine Anzahl von Geſuchen um Ber- 
leihung der Zuſtändigkeit nach Wien, reſpective Zuf icherung 
der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt die Ver- 
leihung gegen Erlag der entſprechenden Taxe an nachſtehende Bittſteller: 

a) Zuſicherung der Aufnahme an: 

Pollak Bernhard, Pferde-Einfäufer ; 

Bauer Rudolf, Heu- und Strohhändler; 

Weiß Jakob, Warenagent; 

Spitzer Simon, Kleidermacher; 

Friedland Eduard, Reiſender; 

Donath Iſidor, Tagsarbeiter bei der Nordbahn; 

Oeskay Joſef, Platzarbeiter; 
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b) Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

Muchart Joſef, Gaſtwirtsgehilfe; 

Straſchik Anna Katharina, Wirtſchafterin; 

Zazworka Franz, Gemiſchtwaren⸗Verſchleißer; 

Wariſch Johann, Maurergehilfe und Hausbeſorger; 

Steininger Stefan, Ziergärtner; 

Hruza Ignaz, Tiſchlermeiſter; 

Langer Johann, Kürſchnergehilfe, derzeit Portier; 

Marek Philipp Jakob, Laternanzünder und Hausbeſorger; 

Glaſer Vincenz, Milchverſchleißer; 

Freund Friedrich, Verſchleißer von Schuhmacher⸗Zugehörartikeln; 

Spanitſch Joſef, Buchhalter der Gasanſtalt (Gaswerk Tabor); 

Leitner Karl, Unter-Werkführer der Locomotivofabrik der Kaiſer 

Ferdinands⸗Nordbahn; 

Ruzicka Anton, Kleidermacher; 

Pechwitz Ferdinand, Hausbeſorger; 

Schindler Simon, Grünwarenhändler; 

Witthalm Rudolf, Glaſermeiſter; 

Halik Martin, Gemiſchtwaren⸗Verſchleißer; | 

Marxtinek Joſef, Kleinhändler mit Brennmaterial und Haus⸗ 

beſorger; N 

Trab Francisca, Wäſcherin im Dian abad; 

Girg Anton, Schmiedgehilfe; 

Daſer Johann, Magazineur der k. k. priv. Nordweſtbahn; 

Baar Eduard, k. k. Sicherheitswachmann. Angenommen.) 

St.-R. Dr. v. Billing reſeriert über Pachtzinsrückſtände der 
Auſtro⸗belgiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft für ſtädtiſche Gründe im 
III. Bezirke bei der Ausmündung des Wr.⸗Neuſtädter Canales in den 
Wienfluſs. 

Referent beantragt: 

1. Es ſei die genannte Geſellſchaft in Berückſichtigung der im 
vorgelegten Magiſtrats-Referate enthaltenen Ausführungen mit dem 
Jahreszinſe von 90 fl. für einen Theil der Cat.⸗Pare. 384 im 
III. Bezirke nächſt der Stubenthorbrücke vom 15. December 1890 ab 
außer Vorſchreibung zu bringen. 

2. Es ſei der Magiſtrat zu beauftragen, die Geſellſchaft auf⸗ 
zufordern, die auf der erwähnten Parcelle noch befindliche rückwärtige 
Feuermauer der abgebrannten Stubenthormühle unentgeltlich in das 
Eigenthum der Gemeinde Wien zu übergeben. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Kanzleipraktikanten 
Maximilian Stein böck um theilweiſe Belaſſung ſeines Adjutums 
während feines Präſenzdienſtes als Einjährig⸗Freiwilliger. 

Referent beantragt, dem Genannten während des in Rede 
ſtehenden Präſenzdienſtes die Hälfte ſeines Adjutums, ſohin den Betrag 
von 180 fl., zu belaſſen. | (Angenommen); 

Ht.-R. Dr. Stenzl referiert über das Anſuchen des ſtädtiſchen 
Arztes Dr. Theodor Szongott um Flüſſigmachung der erſten 
Quinquennalzulage und beantragt, dieſem Anſuchen zu willfahren und 
dem Bittſteller vom 21. Juli 1892 die erſte Quinquennalzulage per 
200 fl. jährlich, ſowie vom 1. Auguſt l. J. das entſprechende Quartier⸗ 
geld von 60 fl. jährlich flüſſig zu machen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über zwei Geſuche um Zuſicherung der 
Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt, dieſelbe 
gegen Erlag der entſprechenden Taxe zu verleihen an: 

Vogel Anna, geb. Geisler, Private, und ihre minderjährige 

Tochter; 

Machovics Leopoldine, geb. Wallner, und ihren minder 

jährigen Sohn. Angenommen); 
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— derſelbe referiert über zwei Geſuche um Verleihung des 
Bürgerrechtes und beantragt die Verleihung an: 

Schwarz Alois, Meſsner und Leichenbeſorger; 

Mildner Johann, Schwarzbäder. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Direction des 
St. Anna⸗Kinderſpitales um eine erhöhte Subvention. 

Referent beantragt, dieſem Spitale pro 1892 eine Subvention 
von 3000 fl. zu bewilligen und dieſen Betrag zur Bedeckung auf den 
Reſervefond zu verweiſen. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt — als Zuſatz —, auch pro 
1893 durch die Einſtellung eines Betrages von 3000 fl. in das 
Budget pro 1893 vorzuſorgen. 

Mit dieſem Zuſatz⸗Antrage wird der Referenten-Antrag an ge— 
nommen. (An den Gemeinderath.) 

St.-R. Vaugoin referiert über die von Marie Thienel an- 
gebotene Widmung eines Betrages von 350 fl. in Silberrente zur 
Erhaltung und Ausſchmückung des Einzelgrabes Gruppe 42 C, Reihe 15, 
Nr. 5 im Wiener Central-Friedhofe und beantragt die Genehmigung 
dieſer Widmung. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über rückſtändige Beerdigungskoſten nach 
39 Parteien im IV. und V. Bezirk und beantragt die Abſchreibung 
aus dem Titel der Uneinbringlichkeit. Angenommen); 

— derſelbe referiert über rückſtändige Beerdigungskoſten nach 
zwölf Parteien im XVI. Gemeindebezirke und beantragt gleichfalls die 
Abſchreibung aus dem Titel der Uneinbringlichkeit. Angenommen); 

— derſelbe referiert über rückſtändige Beerdigungsgebüren nach 
103 Parteien im X. Gemeindebezirke und beantragt die Abſchreibung 
aus dem gleichen Titel. (Angenommen.) 


St.-N. Ritt. v. Neumann referiert über die Vergebung der 
Erd⸗ und Baumeiſterarbeiten für den Neubau eines Haupt-Unraths⸗ 
canales in der Luſtkandl- und Sechsſchimmelgaſſe im XVIII., reſpective 
IX. Bezirk und beantragt, dieſe mit 13.241 fl. 88 kr. und 1000 fl. 
Pauſchale veranſchlagten Arbeiten dem Baumeiſter Eduard Rzehaczek 
mit dem angebotenen Nachlaſſe von 27°6 Percent zu übertragen. 

Angenommen); 

— derſelbe veferiert über die Anträge des Gem.-Rathes Röhrl 
vom 26. Juni 1891 und vom 9. März 1892, betreffend den Bau 
eines ſtädtiſchen Volksbades im XIV. Bezirk. 

Referent beantragt, es ſei der Magiſtrat zu beauftragen, über 
das Bedürfnis der Errichtung von Volksbädern in den Bezirken XIV, 
XV, XVI, XVII und XVIII, eventuell unter Bezeichnung entſprechender 
Bauſtellen nach Einholung der Wohlmeinung der Bezirksausſchüſſe zu 
berichten. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Habenicht 
um Vornahme einer Probe mit ſeinen Sgrafitto-Platten an dem 
Schulhausbau II. Bezirk, Freudenau und beantragt die Ablehnung 
dieſes Offertes. Angenommen.) 


St.-R. Wibelsberger referiert über den Antrag des Gem.- 
Rathes Schlögl puncto Errichtung von Stallungen und Schlacht⸗ 
brücken für Pferde im Meidlinger Schlachthauſe und beantragt die 
Ablehnung dieſes Antrages. 

St.⸗R. Dr. Grübl nimmt den Antrag des Gem.-Rathes 
Schlögl auf und beantragt, es ſeien bezüglich der Art und Weiſe 
der Ausführung desſelben Vorſchläge zu erſtatten, welche geeignet ſind, 
ſowohl den geſetzlichen Bedenken, als jenen der Genoſſenſchaft der 
Fleiſchhauer Rechnung zu tragen. 
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St.⸗R. Schlechter beantragt, es ſei vorerſt ein Gutachten des 
Stadtbauamtes und der Marktdirection einzuholen und ſohin der Act 
neuerlich vorzulegen. 

Dieſer letztere Antrag wird angenommen. 

— Derſelbe referiert über die Neuwahl des Ausſchuſſes der 
freiwilligen Feuerwehr in Neulerchenfeld und über den Antrag des 
Gem.⸗Rathes Hip p, betreffend die Errichtung einer Filiale der 
ſtädtiſchen Feuerwehr für das ehemalige Gemeindegebiet von Neu— 
lerchenfeld. 

Referent beantragt: 

1. Es ſei die Wahl des Karl Leidinger zum Hauptmanne 
der freiwilligen Feuerwehr in Neulerchenfeld zu beſtätigen. 

2. Es ſei zur Kenntnis zu nehmen, daſs der Antrag des Gem.“ 
Rathes Hipp auf Errichtung einer ſtädtiſchen Feuerwehrfiliale für 
den XVI. Bezirk dann ſeine Erledigung finden werde, wenn der 
Magiſtrat den Entwurf für die definitive Regelung des ſtädtiſchen 
Feuerlöſchweſens vorgelegt haben wird. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt, es ſei der Antrag Hipp einfach 
dermalen abzulehnen. 

Mit dieſer Modification wird der Referenten-Antrag ange⸗ 
nommen. 

— Derſelbe referiert über den Magiſtratsbericht, betreffend eine 
Aufforderung an ſämmtliche Feuerwehrvereine wegen eventueller An⸗ 
derung ihrer Statuten nach der Feuerpolizei-Ordnung für Wien vom 
19. März 1892. 

Referent beantragt, es ſei der Magiſtrat zu ermächtigen, 
ſämmtliche Feuerwehrvereine auf die Beſtimmungen der Feuerpolizei⸗ 
Ordnung vom 19. März 1892, Nr. 18 L.⸗G.⸗Bl., aufmerkſam zu 
machen und ſie eventuell zur Vorlage geänderter Statuten oder der 
Anſuchen um Ertheilung der Berechtigungen des § 31 der Feuerpolizei⸗ 
Ordnung aufzufordern. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über 20 Geſuche um Aufnahme in den 
Wiener Gemeindeverband und beantragt die Verleihung der Zu— 
ſtändigkeit nach Wien an: 

Vogl Joſef, Schloſſermeiſter; 

Jordan Johann, Kleidermacher; 

Krammer Franz, Spenglermeiſter; 

Ingerle Joſef, Bindermeiſter; 

Gregor Joſef, Fabriksarbeiter und Hausbeſorger; 

Sekanina Wenzel, Hausbeſorger; 

Seif Johann, Fleiſchhauergehilfe; 

Putz Leopold, Aufleger bei einem Spediteur; 

Lang Marie, Seidenwinderin; 

Urban Eduard, Spengler und Gagsinſtallateur; 

Zach Johann, Maurergehilfe; 

Soukup Johann, Hausdiener; 

Wanek recte Vanek Joſef, Hafnergehilfe; 

Höpfl Peter, Claviertiſchlergehilfe; 

Peterka Philipp, Bindergehilfe; 

Höwer Joſef, Schneidermeiſter; 

Haſterlik Iſidor, Feigenkaffee⸗Verſchleißer; 

Paſchinger Georg, Amtsdiener I. Claſſe; 

Prigl Alois, Handlungs⸗Commis; 

Muck Johann, Schneidermeiſter. (Angenommen.) 

St.-N. Schlechter referiert über die Aufſtellung von ſechs Aus⸗ 
laufbrunnen im XVII. Bezirke Hernals. 

Referent beantragt, es ſei die Aufſtellung von ſechs Aus- 
laufbrunnen im XVII. Bezirke Hernals, und zwar Bergſteiggaſſe 31, 
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Annagaſſe 46, Schmerlinggaſſe nächſt dem Unionparke, Stiftgaſſe 124, 
Mayßengaſſe 30 und Herrengaſſe 21 zu genehmigen. Die Dotierung 
habe mit 114 hl Hochquellenwaſſer täglich zu erfolgen und ſeien die 
erforderlichen, budgetmäßig bedeckten Koſten, und zwar für die Aufſtellung 
der Brunnen per 1949 fl. 17 Kr. und für die Herſtellung von Rohr⸗ 
ſträngen per 4160 fl. 83 kr., zuſammen ſomit 6119 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Architekten Karl 
Hofmeier durch Dr. Emil Guttmann um Erhöhung des 
Schadloshaltungsbetrages für die Grundabtretung I. Bezirk, Kärnthner⸗ 
ſtraße 45. 

Referent beantragt, es ſei die Schadloshaltung für den von 
der Realität I. Bezirk, Kärnthnerſtraße 45, Krugerſtraße 2, anläſslich 
des Umbaues derſelben an die Gemeinde Wien zu überlaſſenden 
Grund im Ausmaße von circa 215m? auf Baſis des vom Schadlos— 
haltungswerber laut Protokolles vom 10. Auguſt 1892 angenommenen 
Ausgleichsantrages mit 380 fl. per Quadratmeter, vorbehaltlich der 
in Gegenwart beider Theile vorzunehmenden genauen Vermeſſung zu 
genehmigen. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

— derſelbe referiert über eine Anzahl von Geſuchen um Ab- 
ſchreibung, reſpective Reducierung von Waſſermehrverbrauchsgebüren 
und beantragt, es ſei dem Franz Hein, dem Ignaz Seim, der 
Wilhelmine Radl und dem Johann Aichinger die angeſuchte 
Abſchreibung dieſer Gebüren zu bewilligen, dem Joſef Mutz und dem 
Karl Konecny ſei die Gebür zu reducieren und das Anſuchen der 
M. v. Teltſcher abzuweiſen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über mehrere Geſuche um Verleihung des 
Bürgerrechtes und beantragt, dasſelbe zu verleihen an: 

Lang weber Peter, Zuckerbäcker; 

Kirchner Michael, Tiſchler; 

Bures Johann, Zimmermeiſter und Hausbeſitzer. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Protokolle der vertraulichen Sitzung 
des Bezirksausſchuſſes im II. Gemeindebezirke vom 3. Auguſt, der 
öffentlichen und vertraulichen Sitzung des Bezirksausſchuſſes im 
V. Gemeindebezirke vom 4. Juli, des Bezirksausſchuſſes im XII. Ge⸗ 
meindebezirke vom 2. Auguſt und der vertraulichen Sitzung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes im IX. Gemeindebezirke vom 2. Auguſt 1892 und beantragt 
die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 


St.-N. Nückauf referiert über das Anſuchen des Karl Schirn 
um Conſens zum Baue eines Glashauſes XIX. Bezirk, Ober-Döbling, 
Donaugaſſe 11 und beantragt, den Antrag des magiſtratiſchen Bezirks— 
amtes für den XIX. Bezirk auf Ertheilung dieſes Conſenſes gegen dem, 
daſs der Bauwerber zur Deckung der ſeinerzeitigen Demolierungskoſten 
eine Caution von 25 fl. erlege, zu beſtätigen. (Angenommen); 


— derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Hinter— 
berger um pachtweiſe Überlaſſung der ſtädtiſchen Parcelle Nr. 150/2, 
Einl.-3. 566 Unter-Sievering. 

Referent beantragt, dieſes Pachtverhältnis unter den Bedin⸗ 
gungen des Protokolles vom 7. Juli 1892 (Jahrespachtzins von 8 fl., 
halbjährige beiderſeitige Kündigung, umbeſtimmte Pachtdauer) zu ge- 
nehmigen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Umgangnahme von der Vorſchreibung 
einer Gebür für die Tiſchaufſtellung ſeitens des Gaſtwirtes Johann 
Ulrich im XIX. Bezirke, Ober⸗Sievering, Hauptſtraße 37 und beantragt, 
von einer Gebürenvorſchreibung für dieſe Tiſchaufſtellung und die ange⸗ 
brachte Sonnenſchutzplache Umgang zu nehmen, da nach den gepflo- 
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genen Erhebungen die Benützung des fraglichen Platzes einen Theil 
des Beſtandobjectes ausmacht. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über die eventuelle Erwerbung der Dötzl— 
ſchen Realität in Rudolfsheim, XIV. Bezirk, Hauptſtraße 48 für den 
projectierten Schulhausbau im XIV. Bezirke und beantragt, in Anbetracht 
der günſtigen Lage dieſer Realität für den in dieſem Bezirke erforder- 
lichen Schulbau (für welchen im Budget pro 1892 ein Betrag von 
80.000 fl. als Kaufſchilling und erſte Baurate eingeſtellt erſcheint) 
den Magiſtrat zu ermächtigen, mit den Miteigenthümern derſelben in 
Verhandlung zu treten, um einen angemeſſenen Kaufpreis zu erzielen. 
(Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Erwerbung eines Schulbauplatzes 

zur Erbauung einer Doppel-Volksſchule im XIV. Bezirk, Neu-Rudolfs⸗ 
heim und beantragt, den Magiſtrat zu ermächtigen, wegen eventueller 
käuflicher Erwerbung der in der Märzſtraße in der Baugruppe H 
gelegenen Bauplätze VIII, IX und X, Eigenthum der Wiener Bau— 


geſellſchaft, für den gedachten Schulbau (für welchen im Budget pro 


1892 ein Betrag von 23.240 fl. eingeſtellt erſcheint) mit dieſer Ge⸗ 
ſellſchaft in Verhandlung zu treten. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über 19 Geſuche um Einbürgerung 
und beantragt, die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeinde— 
verband gegen Erlag der entſprechenden Taxe zu geben an: 

Goriupp Wilhelm, Buchführer der k. k. Hof- und Staats- 
druckerei; 

Hauner Joſef, Geſchäftsdiener; 

Prockl Karl, Modelltiſchlermeiſter; 

Bauer Sidonie, prov. k. k. Poſtmanipulantin; 

Redl Heinrich, Procuriſt; 

Tibaldo Giuſeppe, Kammerdiener; 

Cermak Katharina, Hausbeſitzerin; 

Beigel Hermann, Marqueur; 

Koszik Joſef, Kutſcher; 

Jordan Gabriele, geb. Edle v. Porges, Private und ihre 
minderjährige Tochter; 

Payer Joſef, Scontiſt bei der „Wiener allgemeinen Zeitung“; 

Voll Iſak, Hauſierer; | 

Neumann Gabor, Kaufmann; 

Prager Salomon, Geſchäftsführer; 

Cseesy Juliana, Kleidermacherin; 

Inländer Sigmund, Mieder-Erzeuger; 

Palka Ludmilla, Verkäuferin; 

Lanzer Karl, Fabriksbeamter; 

Weiß Simon, Stadtträger. 

— derſelbe referiert über mehrere Geſuche um Verleihung des 
Bürgerrechtes der Stadt Wien und beantragt, dasſelbe dem 
Rottmayer Joſef, Graveur, zu verleihen und die übrigen Geſuche 
abzuweiſen. ; Angenommen.) 


St-R. Dr. Hackenberg referiert über die Note des n.⸗ö. 
Landesausſchuſſes vom 18. Juli 1892, Z. 25423, betreffend die Bewilli⸗ 
gung einer Gnadengabe für die Bezirksſtraßen⸗Einräumerswitwe Joſefa 
Pointner und beantragt, der Genannten im Hinblicke auf die Be- 
ſtimmung des § 5, Abſatz 2 des Landesgeſetzes vom 15. Februar 1892, 
Nr. 13 L.⸗G.⸗Bl., und den Abſchnitt VI, Punkt 6 und 7 des Nor- 
male B des n.⸗ö. Landesausſchnſſes vom Februar 1887 die ihr ge— 
bürende Gnadengabe von täglich 30 kr. vom 18. Juni 1892 an 
unter gleichzeitiger Einſtellung der Flüſſigmachung der Proviſion ihres 
verſtorbenen Gatten zu bewilligen. (Angenommen); 


(Angenommen); 
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— derſelbe referiert über eine Zuſchrift der Neuen Wiener 
Tramway⸗Geſellſchaft, betreffend die Einführung des verſuchsweiſen 
Pferdebahnbetriebes auf der von der Nuſsdorfer Trambahn abzweigenden 
Strecke nach Heiligenſtadt. 

Referent beantragt, es ſei die verſuchsweiſe Einführung des 
Pferdebahnbetriebes auf der Grinzingerſtraße gegen Widerruf und 
gegen dem zu geſtatten, dafs durch die Erſetzung des Dampfbetriehes 
durch Pferdebetrieb die beſtehende Fahrordnung in keiner Weiſe ges 
ändert und die beſtehenden Verbindlichkeiten der Geſellſchaft unverändert 
aufrecht erhalten werden. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Bezirksvorſtehung 


des X. Gemeindebezirkes um beſſere Beleuchtung beim Matzleinsdorfer 


Viaducte im X. Bezirk und beantragt, die Herſtellung je einer ganz— 
nächtigen Flamme in den beiden Durchgängen für Fußgänger, ſowie 
die Herſtellung eines Suggbrenners mit zwei Flammen von halbnächtiger 
und einer von ganznächtiger Brenndauer an der Kreuzung der Sim— 
meringerſtraße und Trieſterſtraße nach dem vorgelegten Projecte zu 
genehmigen und die jährlichen Koſten per 212 fl. 13 kr. (pro 1892 
budgetmäßig bedeckt) zu bewilligen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Note der k. k. Polizei-⸗Direction 
Wien vom 22. April 1892, Z. 35998/I A B, puncto Auflaſſung 
der innerhalb der beſtandenen Belvedere-Linie gelegenen Tramway— 
halteſtelle und Errichtung einer ſolchen an den Kreuzungspunkten der 
Marx⸗Meidlinger⸗ und der Staatsbahn-Zufahrtsſtraße. 

Referent beantragt: 

1. Die Auflaſſung der erſtgenannten und der Errichtung der 
zweitgenannten (neuen) Halteſtelle zuzuſtimmen; 

2. fi gegen die von der Wiener Tramway-Geſellſchaft in Vor⸗ 
ſchlag gebrachte Auflöſung der Halteſtelle „Südbahn“ (Abfahrt) aus- 
zuſprechen; 

3. der von der Wiener Tramway-Geſellſchaft vorgeſchlagenen 
Umwandlung der facultativen Halteſtelle an der Ecke der Faſangaſſe 
und des ſogenannten Arſenalweges in eine wirkliche Halteſtelle zuzu⸗ 
ſtimmen; 

4. im Sinne des Stadtraths-Beſchluſſes vom 7. April 1892, 


| 3. 1700, auf die Errichtung einer Halteſtelle bei der Mohsgaſſe zu 


dringen. (Angenommer); 

— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes Sauer⸗ 
born, betreffend die Vermehrung der Wägen auf der Strecke der 
Wiener Tramway „Favoriten — Südbahnhof —Faſangaſſe“ und die 
Errichtung einer Halteſtelle in der Faſangaſſe bei der Mohsgaſſe und 
über die Eingabe des Vorſtehers des X. Gemeindebezirkes, den gleichen 
Gegenſtand und die Verbindung der Tramwaylinien „Matzleinsdorfer⸗ 
ſtraße“ und „Simmeringerſtraße — Reinprechtsdorferſtraße“ betreffend. 

Referent beantragt, den diesfälligen Magiſtratsbericht zur 
Kenntnis zu nehmen und von weiteren Schritten hinſichtlich der an— 
geregten Angelegenheiten (mit Ausnahme der Halteſtelle bei der Mohs— 
gaſſe) Umgang zu nehmen. ( Angenommen.) 


St.-R. Ritt. v. Neumann referiert über das Anſuchen des 
Joſef Hans um Baulinienbeſtimmung für die Realität Einl.⸗Z. 199 
und 437 in Schwechat, Preſsburger Reichsſtraße, XI. Bezirk. 

Referent beantragt, es ſei für die Preſsburger Reichsſtraße 
im ehemaligen Schwechater Gebiete wit der gleichen Straßeubreite 
von 28°45 m die Linie A B und C D des Planes A, und für die 
Seitengaſſe die Linie E D und HK bei einer Straßenbreite von 16 m 
als Baulinie zu beſtimmen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
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St.-N. Ritt. v. Goldſchmidt referiert über das Anfuchen | 


der k. und k. Abtheilung für Transactions⸗ Angelegenheiten in Wien 
um Baulinienänderung und Auflaſſung von Straßenz ügen bezüglich 
eines auf der Schmelz, nächſt Breitenſee, für militäriſche Unterkunfts⸗ 
bauten in Ausſicht genommenen Grundcomplexes. 

Referent beantragt: 

1. Es ſei der Magiftrats-Antrag, wonach dem k. und k. Militär— 
ärar zu eröffnen wäre, daſs die Auflaſſung mehrerer Querſtraßen 
auf dem obgedachten Areale für den Fall der Errichtung militäriſcher 
Unterkunftsbauten daſelbſt keinem Anſtande unterliegt, abzulehnen. 

2. Es ſei das Stadtbauamt zu beauftragen, eine neuerliche Skizze 
mit Rückſicht auf den vom Kriegsminiſterium (der k. und k. Abtheilung 
für Transactions⸗Angelegenheiten) in Ausſicht genommenen Flächenbedarf, 
eventuell nach Einvernahme der Leitung dieſer k. und k. Abtheilung 
zu entwerfen und vorzulegen. Hiebei ſoll nicht ausgeſchloſſen ſein, 
dafs einzelne, minder wichtige Straßenzüge aufgelaſſen werden können. 
Das geſammte Project mufs jedoch ſich homogen dem zukünftigen 
General-Regulierungsplan anſchließen und darf nicht lediglich auf die 
zufälligen Beſitzgrenzen einzelner Territorien baſiert ſein. 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann beautragt, es möge ſich die Gemeinde 
Wien vorbehalten, bezüglich der Breite der die Anlagen begrenzenden 
Straßen, welche dermalen mit 30 m in Ausſicht genommen ſind, bei 
Vorlage des Detailprojectes definitiv zu entſcheiden. 

St.⸗R. Meißl beantragt die N der Magiſtrats-Anträge, 
welche lauten: 

„Es ſei dem k. und k. Militärärar, beziehungsweiſe der k. und k. 
Abtheilung für Transactions⸗Angelegenheiten mitzutheilen, daſs für den 
Fall der Errichtung militäriſcher Unterkunftsbauten auf den in den 
diesbezüglichen Situationsplänen näher erſichtlichen Gründen in Breitenſee 
es keinem Anſtande unterliegt, 

1. bei der Durchführung der Alternative A die Querſtraßen XI, 
XII, XIII zwiſchen der Herrengaſſe und der ſüdlichen Parallelſtraße 
zu derſelben, die Querſtraße XIII überdies bis zur Hütteldorferſtraße 
unter gleichzeitiger Vergrößerung des daneben gelegenen Platzes bis 
zur bezeichneten Linie — dann die Querſtraßen XV, XVI, XVII, 
XVIII, XIX, zwiſchen der Hauptſtraße, Herrengaſſe und der ſüdlichen 
Parallelſtraße, ſowie Platz IV — 

2. bei der Ausführung der Alternative B die Querſtraßen XI, 
XII, XIII in der vorbezeichneten Strecke, dann die Quergaſſen XV, 
XVI, XVII, XVIII, XIX, XX zwiſchen der Hauptſtraße und der 
ſüdlichen Parallelſtraße zur Herrengaſſe, die Straße XXII von dieſer 
Parallelſtraße bis zur Grenze der Arenberg'ſchen Realität, weiters 
die Herrengaſſe von der Quergaſſe XIV bis zur Grenze der fürſtlich 
Arenberg'ſchen Realität und den Platz IV aufzulaſſen und die auf 
der Parcelle 284 projectierten Querſtraßen, dann die Längenſtraßen III 
und IV in der im Plane angedeuteten Weiſe 
jedoch die Querſtraßen, die ſenkrecht auf die Längenſtraßen geführt 
werden ſollen, beibehalten werden, — und dafs 

3. die Abfuhr der Abfallſtoffe und Niederſchlagswäſſer aus den 
Unterkunftscompleren mittelſt Schwemm⸗Canaliſation möglich fein wird, 
nachdem die Gefällsverhältniſſe eine Einmündung in den beſtehenden 
Straßencanal der Poſtſtraße, eventuell in die noch herzuſtellenden Canäle 
der Parallelſtraßen ermöglichen. 

Selbſtverſtändlich wäre die definitive Auflaſſung, beziehungsweise 


Verſchiebung der vorbezeichneten Straßen Gegenſtand einer beſonderen, 
vor Erwirkung des Bauconſenſes einzuleitenden Verhandlung und | 


hätte ſich das Militärärar diesfalls rechtzeitig an den Magiſtrat zu 
wenden.“ 


zu verſchieben, wobei 
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Bei der Abſtimmung wird der Antrag des St.-R. Meißl 
(conform dem Magiſtrats⸗Antrage) und der Zuſatz⸗Antrag des St.⸗R. 
Ritt. v. Neumann angenommen. 

(An den Gemeinderath.) 

St.-N. Dr. Grübl referiert neuerlich über das Anſuchen des 
Malers Karl Fröſchl um fäuffiche Überlaſſung eines Theiles der 
Bauſtelle I, Cat.⸗Parc. 1116 in der Jacquingaſſe III. Bezirk. 

Referent beantragt, es ſei unter Aufrechthaltung aller übrigen 
Stadtraths⸗Beſchlüſſe vom 11. Auguſt l. J. das Anerbieten des Karl 
Fröſchl, wonach derſelbe ſich in der heute mit ihm durchgeführten 
Verhandlung bereit erklärt hat, die obgenannte Bauſtelle im Ausmaße 
von circa 545m? um den Einheitspreis von 48 fl. per Quadratmeter 
käuflich zu erwerben, die Vertragskoſten und Übertragungsgebüren zu 
bezahlen und mit ſeinem Offerte bis 17. September l. J. im Worte 
zu bleiben, zu genehmigen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

Die Sitzung wird geſchloſſen 


Allgemeine Nachrichten. 


Approviſtonierung. 


(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 
(In der Großmarkthalle eingelangte 
waren vom 14. bis 20. Au guſt 1892.) 
1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch . 156,917 Kg. (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 120.405, 
aus Ober⸗Oſterreich — 359; aus Mähren 
— 9788; aus Galizien — 25.060; aus 
Ungarn — 1305 Kg.) 


Fleiſch⸗ 


Kalbfleiſch. .. 10.164 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2747; aus 

Mähren — 16; aus Galizien — 7.401 Kg.) 

Schaffleiſch 3.764 „ Cavon aus Nieder⸗Oſterreich — 30; aus 
| Galizien — 3734 Kg.) 

Schweinfleiſch 18.841 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich—17.307; aus 


Mähren — 730; aus Galizien — 274; aus 

Ungarn — 530 K 0 5 

839 Stüc (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 3; aus 
Mähren — 26; aus Galizien — 736 ; aus 
Ungarn — 4 St.) | 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 192; aus 


Kälber 


Schafe 230 „ 
Galizien — 38 St.) 
Schweine 110 „ Davon aus Nieder⸗ „Oſterreich — aus 


Mähren — 1; aus Galizien — = or) 


b) Für den Appropifionierungsverein. 


Rindfleiſch .. 2.518 Kg. Kälber. . . . 13 Stück 
Kalbfleiſchc h. — „ Schaffe. 11 „ 
Schaffleiſcchch0)h. — , Schweine. 1 „ 
Schweinfleiſch 449 „ Lämmer 3 „ 

2. Preisbewegung: 

rn Siedfleiſch. . .. von 34 bis 70 kr. per 9 
Rindfleisch Roſtbraten u. Rieden „ 52, 95 „, „ „ 
Kalbfleiſch (cen 36 1 75 1 „ „7 
Schaffleiſ dee „ DD: Oi 
Schweinfleiſcc e „ 54 „ 80 „ „ „ 
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SAD aa ee x von 46 bis 62 kr. per Kg. 
Schafe „ 30 „ AD 
Schweine ED „ 


Wegen der im Laufe der Woche beſtandenen hohen Temperatur 
waren die Fleiſchzufuhren ſchwach und muſsten bei geringer Nach— 
frage zum Schluſſe der Woche Preisnachläſſe bei Rindfleiſch minderer 
Gattung von 2 bis 6 kr., bei jenem beſſerer Sorte von 2 bis 4 kr., 
beim Kalbfleiſch um 4 kr., beim Schaffleiſch um 4 bis 6 kr., beim 
Schweinfleiſch um 5 bis 6 kr., bei Schafen um 4 bis 6 kr. und 
bei Schweinen um 2 bis 4 kr. per Kilogramm bewilligt werden. 
Kälber behaupteten die vorwöchentlichen Preiſe. 


* * 
* 


(Schlachtviehmarkt vom 22. Auguſt 1892.) 
1. Auftrieb. 
Maſtvieh — 2794, Weidevieh — 482, Beinlvieh — 737. 
Summa . 4013. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere . . . 1924 
Galiziſche „ . 857 
Deutſche 5 1088 
Büffel „ . 144 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſeen 3146 
Seer 448 
Nh .e% 419 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Procent— 


abzug: 
Ungariſche Schlachtthiere von 58 bis 65 fl 
„ | Diefe Breife ermäßigen fi 
ve . iefe Preiſe ermäßigen fid) um 
Galiziſche Schlachtthiere „ 54 „ 65 7 den De Sonde pereinharte 
(extrem nm 757 5 bade e ab) 
N welchen der Verkäufer dem 
Deutſche Schlachtthiere n 58 " 66 " Käufer als Entſchädigung: 
(erm „ 6 „ „) / d ee e Seegen. 
Weide vier „ — „ — „ Hane 1 eigen 
„ Mi ’ 
l Blut, Unſchlitt : 
Stiere n „ „ c) für di wle Stoffe, 
Kühe FEN a an — me e: Magen⸗ und Darm⸗ 
5 üff U " " " inhalt ꝛc., zugeſteht. 
u 2 5956 177 — nn 
Beinlvie n.. 35 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Procentabzug: 
Ochſen .. von 21 bis 36 ½ fl. 
Stiere. . „ 23½ „ 34 
Kühe . . . „ 29 „ 34½ 
Büffel „ 22 „ 31 „ 
Beinlvieh . „ — — 


c) Preis per Stück: 
Beinlvieh . von 23 bis 90 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht⸗ 


thiere angekauft. 
Un verkauft blieben: 


Ochſen 145 Stück 
Beinlvieh . 150 „ 
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Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 24 Schlacht⸗ 
thiere mehr aufgetrieben. Die Kaufluſt war bei Beginn des Marktes 
ziemlich lebhaft, daher die Preiſe eine Steigerung von 1 fl. bis 
2 fl. per 100 Kilo erfahren haben, während im weiteren Markt⸗ 
verlaufe die Nachfrage derart flau wurde, dass nur vorwöchentliche 
Preiſe erzielt werden konnten. 


2 


(Pferdemarkt vom 19. Auguſt 1892.) 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 263 Pferde. 
Preis: für Gebrauchs pferde. 90—280 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde . 15—87 fl. „ „ 


Der Markt war lebhaft. 
Detailpreiſe in der Woche vom 14. bis 20. Auguſt 1892: 
(Geſchlachtet wurden 254 Pferde.) 


Vorderes Pferdefleiſcgc h.. 1 Kg. 20—36 kr. 
Hinteres 8 al 1 „ 24—44 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 24—44 „ 
Selchfleiſchkhchchrnrnrn 1 „ 30—50 „ 
Extrawürſte 2 1 „ 30—48 „ 
Dürre Würfte 2 1 „ 32—56 „ 
Rohes Fett ®& 1 „ 36—60 „ 
Geſchmolzenes Fett. 1 40—80 „ 
Schweif haare = 1 Schweif25—80 ’ 
Knochen 100 Kg. fl. 2—4.— 
Mi ee “ per St. „3—6.50 


Preisbewegung an der Börfe für landwirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 20. Auguſt 1892. 


a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht 75 —80 Kg.) . . von 7fl. 90 kr. bis 8 fl. 80 kr. S 
Roggen ( ” 71-75 " ) 2 276 6 77 rn ＋ 77 x 
VE: Se ee ae „ 5, 50 „ „ 8 „75, 8 
CC ee ee nn Bil a OD 
f re a ae a a Me 0 
b) Mahlproducte. 
GC. ĩðͤK 0 are von 15 fl. 25 kr. bis 17 fl. — kr.] . 
Weizenmegjiñl l „ „ e, 
Roggenmehl 15 ed ee 
Weizenlleie oo mon „ 4 „ 05 „ „ 4, 2.17 
Roggen kle ie. e A e Eee 
Städtiſches Lagerhaus. 
11. bis 18. Auguſt 1892: 
Waren eingelagert 39.969 Meter⸗Centner 
1 ausgelageer 30.059 = 


Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
14.006 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 18. Auguſt 1892: 292.014 Meter⸗Centner, und zwar: 
41 > Meter⸗Centner Weizen, 28 131 Meter⸗Centner Roggen, 


32.2 r Gerſte, * Hafer, 

78.711 5 Mais, 180 990 St, 
5.806 5 Mehl u. Kleie, 6.718 

16.824 5 Zucker, 5.486 Hektoliter a 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,167.600 fl. öſt. Währ. 
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Gewerbeangelegenheiten. 


(Herabſetzung der Lehrzeit für Lehrlinge.) Mit 
Miniſterial⸗-Verordnung vom 5. Juli l. J., R.⸗G.⸗Bl. Nr. 106, wurde 
die Herabſetzung der Lehrzeit für Lehrlinge, welche eine dreiclaſſige 
allgemeine Handwerkerſchule abſolviert haben, unter das zweijährige 
Minimum bis zur Mindeſtdauer der Lehrzeit von einem und einem 
halben Jahre als zuläſſig erklärt. Es kann daher bei einer üblichen 
Lehrzeit von zwei Jahren dieſe Abkürzung bis zu einem halben 
Jahre betragen und in jenen Fällen, in welchen die übliche Lehr— 
zeit für das betreffende Gewerbe mehr als zwei Jahre — beiſpiels— 
weiſe drei oder vier Jahre — beträgt, die Abkürzung der Lehrzeit 
auch mehr als ein halbes Jahr, jedoch auch hier nur ſoviel um— 
faſſen, dafs die Mindeſtdauer der Lehrzeit von einem und einem 
halben Jahre nicht verkürzt wird. Das Recht der Zuwendung 
dieſer Begünſtigungen ſteht für ihre Lehrlinge der betreffenden 
Genoſſenſchaft zu. Steht im einzelnen Falle dieſe Begünſtigung 
dem Lehrvertrage entgegen, ſo kann ſie dem Betreffenden jedoch 
nicht eingeräumt werden. 


*% 


Gewerbeanmeldungen vom 11. Auguſt 1892. 


(Fortſetzung.) 
Einhauch Israel — Betrieb von Geldgeſchäften — IX., Rögergaſſe 34. 
Breyla Julianna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IV., Große Neu— 
gaſſe 33. 
Federbuſch Aſcher Simon — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Große 
Pfarrgaſſe 25. 
8 100 Florian — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIII., Penzing, Markt⸗ 
gaſſe 41. 
Klimeſch Barbara — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Berg- 
ſteiggaſſe 9. | 
Lechner Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Bacherplatz 12. 
0 128 Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Penzing, Kaiſer— 
gaſſe 14. 
Marchat Anton — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Gürtelſtraße 39. 
Plansky Joſefa — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Eßterhazygaſſe 34. 
e Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Eisner— 
ſtraße 21. 
Seipelt Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Schotten- 
gaſſe 17. 
Skenaſch Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Unter-Meidling, 
Roſaliagaſſe 11. 
Stierſchneider Leopold — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Salzer— 
gaſſe 10. 
Viererbl Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Straßnitzkygaſſe 3. 
Alskorn recte Stier Iſrael Iſſer. — Geſchirr-Verſchleiß — II., Glocken— 
gaſſe 22. 
Eiſermann Sigmund — Geſchirrhandel — II., Glockengaſſe 22. 
f Fisch Eduard — Verſchleiß von Gratulationskarten — IV., Lambrechts— 
gaſſe 8. | 
Fleiſchmann Emanuel — Verſchleiß von gebrannten geiftigen Getränken 
— II., Rembrandtſtraße 15. N 
Sztveteezkly Marie — Grünwaren- und Obſthandel — XVIII., Währing, 
Kirchengaſſe, Markt. 
Wokal Franz — Hallentrödler — IX., Trödlerhalle. 
0 Heimer Hermann — Allgemeine Handelsagentie — III., Obere Viadukt⸗ 
gaſſe 4. 
Pokoruy Ignaz — Handelsagentie — IX., Althangaſſe 7. 
Swatoſch Karl — Harmonika-Erzeuger — XVI., Ottakring, Haupt— 
ſtraße 183. 
Hampel Anton — Holz- und Kohlenhandel — IX., Müllergaſſe 16. 
Tkavlik Emma — Verſchleiß von Hüten — V., Margarethenſtraße 30. 
Roſenzweig Moriz — Juſeratenſammler — II., Springergaſſe 7. 
Hollriedt Johann — Kaffeeſieder — II., Am Tabor 26. 
Klump Anton — Kaffeeſieder — I., Stroblgaſſe 2. 
Hammer Suſanna — Kaffeeſchank — II., Schüttauſtraße 54. 
Bardt Moſes recte Moriz — Kleidermacherin — II., Obere Donau— 
ſtraße 91. 
Hellmesberger Marie — Kleidermacherin — V., Wienſtraße 91. 
Hyſek Auton — Kleidermacher — VI., Mariahilferſtraße 23. 
Puza Martin — Kleidermacher — J., Giſelaſtraße 1. 
Riedner Marie — Kleidermacherin — IV., Margarethenſtraße 12. 
Sochor Heinrich — Kleidermacher — II., Taborſtraße 78. 
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Töpper Elias Mayer — Kleidermacher — II., Glockengaſſe 4. 

Treutner Joſef — Kleidermacher — VI., Gumpendorferſtraße 153. 

Markl Anton — Kleinfuhrwerk — IX., Waguergaſſe 12. 

Hupfer Anna — Verſchleiß von Küchenrequiſiten — VI., Stiegengaſſe 15. 

Sekules Bela und Sekules Ludwig — Kunſtblumen-Erzeugung — VII., 
Mariahilferſtraße 66. 

Kiskra Marie — Kurzwaren- und Wollhändlerin — XVI., Ottakring, 
Eliſabethgaſſe, Markt. | 

Lazansky Eduard — Lederausſchneider — VI., Gumpendorferſtraße 63 d. 

Wutzel Adele — Marktvictualienhandel — XVIII., Währing, Marktplatz. 

Birngruber Joſef — Milch-Verſchleiß — VII., Bandgaſſe 3. 

Langer Karoline — Milch-Verſchleiß — VI., Millergaſſe 28. 

ö Seelenmaier Antonia — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — V., Siebert— 

gaſſe 14. 
Schläger Marie — Naturblumenhandel — XI., Simmering, Hauptſtr. 137. 


Leitgeb Barbara — Hauſieren mit Obſt und Honig — XII., Unter— 
Meidling, Schönbrunner Hauptſtraße 87. 
pertl Karl Wenzel — Sommer-Orpheum im 3. Kaffeehaus — IL, 


k. k. Prater. 
Klement Otto — Verſchleiß von Parfumerien — II., k. k. Prater, Aus— 
ſtellung. 
Hlavaty Francisca — Pfaidlerei — XIV., Sechshaus, Wehrgaſſe 15. 
Meller Marie — Pfaidlerei — VI., Garbergaſſe 8. 
Tausz Alex. — Sammeln von Pränumeranten auf Druckwerke — V., 
Wehrgaſſe 17. 
Krottendorfer Heinrich — Privat-Geſchäftsvermitklung — II., Heinzel- 
manngaſſe 4. N 
Gampl Johanna — Puppenkleider-Erzeugung — V., Obere Bräuhausg. 25. 
Cohn Heinrich — Commiſſions⸗Verſchleiß von Rauchartikeln — VI., 
Eßterhäzygaſſe 31. 
Balban Friedrich — Rohproductenhandel — II., Große Mohrengaſſe 32. 
Rippel Adolf — Erzeugung von hölzernen Schuhabſätzen — XIV., Sechs- 
haus, Plankengaſſe 32. 
Budie Eduard — Schuh- und Handſchuh-Verſchleiß — I., Graben 17. 
Abraham Leopold — Schuhmacher — II., Leſſinggaſſe 18. 
Slowacſek Johann — Schuhmacher — IV., Kleine Neugaſſe 18. 
Swoboda Franz — Schuhmacher — II., Taborſtraße 22. 
Bohrn Rudolf — Schriftenmaler — II., Nordweſtbahnſtraße 41. 
Braunböck Joſef — Selchwaren-Verſchleiß — III., Reisnerſtraße 23. 
Fiſcher Eduard — Spediteur — II., Haidgaſſe 10. 
ö an Alois und Sebera Ludwig — Sprachen-Überſetzung — IV., Panigl⸗ 
gaſſe 2. 
Ableidinger Franz — Stadtträger — VIII., Joſefſtädterſtraße, Ecke der 
Strozzigaſſe. 
Langer Ferdinand Joſef — Stadtträger — J., Hoher Markt, Ecke der 
Wipplingerſtraße. 
Rouſſeau Karl Georg — Deichgräber — XVII., Hernals, Stiftgaſſe 52. 
Katiéewsky Leopold — Tiſchlerei — XII., Altmannsdorf, Breitenfurter- 
ſtraße 67. 
Knourek Franz — Tiſchlergewerbe — VI., Sandwirthgaſſe 18. 
Steinsdörfer Georg — Tiſchler — III., Hauptſtraße 144. 
Eusle Joſef — Victualienhaudel — XVIII., Währing, Marktplatz. 
Steurer Barbara — Victualienhandel — XVII., Hernals, Ottakringer— 
ſtraße 34. 
Schmiedl Emma — Weißnäherin — II., Rueppgaſſe 30. 
Kaufmann Gottfried — Zeitungs⸗-Verſchleiß — II., Am Tabor 28. 
Polanek Louiſe — Zeitungs-Verſchleiß — J., Singerſtraße 5. 
Leberbauer Joſefine — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — VII., Neubaug. 13. 


* * 
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Gewerbean meldungen vom 12. Auguſt 1892. 


Pfaff Johann — Anſtreicher — VI., Stumpergaſſe 2. 

Fiſcher Karl — Bäckerei — XIII., Penzing, Hauptgaſſe 67. 

Grund Anna — Bäckergewerbe — XIII., Penzing, Hauptgaſſe 67. 

Hermann Rudolf — Baumeiſter — VII., Zieglergaſſe 13. 

Peliſchek Marie — Feilbieten von Blumen, Obſt und Gemüſe im Umher⸗ 
ziehen — X., Sonnwendgaſſe 32. 

Pollak Hugo — Commiſſionsgeſchäft in Börſe-Effecten — I., Liechten⸗ 
ſteinſtr ße 2. 

Galoti Mina — Commiffionswarenhandel — VII., Weſtbahnſtraße 30. 

Frank Emilie — Fragnerei — XVIII., Währing, Kreutzgaſſe 66. 

Arthold Marie — Gaſtwirtsgewerbe — X., Simmeringerſtraße 121. 

Graſſer Heinrich — Gaſtwirt — IX., Kolingaſſe Nr. II. 

Volland Joſefa — Gaſtwirtsgewerbe — X., Ziegelwerk 2. 

Erhart Hedwig — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Porzellangaſſe 31 a. 

Matuski Juliana — Grünwarenhandel im Umherziehen — V., Untere 
Amtshausgaſſe 6. | 

Silberſteiner Jonas — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Kaiſerſtr. 35. 

Söllner Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Neuſtiftgaſſe 133. 

Umvogl Anton — Gemiſchtwarenhandel — VI., Mariahilferſtraße 119. 

Wenzl Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Wallgaſſe 42. 

Kubiéek Anton — Holz- und Kohlenhandel — IV., Hauptſtraße 46. 

Zeitler Anton — Damenjacken⸗ und Mäntelmachergewerbe — VI., 
Gumpendorferſtraße 159. 
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Gillinger Joſef — Kaffeeſchänker — X., Himbergerſtraße 12. 

Hoffmann Eduard — Kleiderreinigungs- und Reparatursgewerbe — VI., 
Mariahilferſtraße 45. 

Kenradek Pauline — Kleidermacherin — V., Spengergaſſe 3. 

Kramer Katharina — Kleidermacher — XV., Füufhaus, Herklotzg. 30. 

Schwab Rudolf — Kleidermacher — VI., Engelgaſſe 7. 

Ludwig Adolf — Kleinfuhrwerk — XI., Simmering, Hauptſtraße 25. 

Pertuſiani Moriz — Erzeugung von Kryſtallſoda — XI., Simmering, 
Thereſiengaſſe 316. 

Kalderon Joſef M. — Commiſſionsgeſchäft mit Manufacturwaren — J., 
Fleiſchmarkt 14. 

Huber Karoline — Milchmeiergewerbe — XVIII., Währing, Thereſieng. 6. 

Völker Katharina — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Hauptſtraße 26. 

Winkonitſch Barbara — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XIV., Rudolfs— 
heim, Goldſchlagſtraße 14. | 

Wurz Daniel — Milch-Verſchleiß — VII., Markthalle, Zelle 185. 

Waſſervogl Jakob — Möbel-Verſchleiß — VII., Neubaugaſſe 8. 

Seewald Fanny — Modiſtin — VI., Windmühlgaſſe 24. 

Molinari Karl — Papier⸗Verſchleiß — VII., Kaiſerſtraße 4. 

Thiel Alois — Pfaidler — VIII., Florianigaſſe 35. 

Markſtein Julius — Proviſions-Agent — IV., Paniglgaſſe 24. 

Zemann Franz — Rauchfangkehrergewerbe — XIV., Rudolfsheim, 
Schönbrunnerſtraße 58. 

Gluckus Simon — Roßhaarhandel — XVIII., Währing, Maynollog. 5. 

Moſer Carl — Schloſſer — III., Hohlweggaſſe 12. 

Farner Aloiſia — Verſchleiß von Schnittwaren und Wäſche — XIL, 
Unter⸗Meidling, Lainzerſtraße 84. 

Wiedermann Adolf — Stadtträger — I., Kärnthnerſtraße, Ecke der 
Friedrichſtraße beim Kaffeehaus. 

Kohaut Barbara — Tiſchlergewerbe — XII., Unter-Meidling, Joſefig. 20. 

Welwart Fanni — Trödlerin — III., Hauptſtraße 53. 

Gogl Barbara — Victualien-Verſchleiß — X., Erlachgaſſe 66. 

Hofmann Anna — Victualienhandel — XII., Altmannsdorf, Breiten- 
furterſtraße 67. | 

Ploſchnitznik Barbara — Handel mit Pictualien im Umherziehen — 
XVIII., Währing, Mitterberggaſſe 15. 

Habel Thereſia — Wäſcherin — XIII., Hütteldorf, Dornbacherſtraße 41. 

Waſicéek Marie — Weißnäherin — IV., Victorgaſſe 24. 

Schlaudaſchitz Johann — Wildbret- und Geflügelhandel im Umherziehen — 
XII., Unter⸗Meidling, Schönbrunner Hauptſtraße 164. 
Back Rudolf — Handel mit Zuckerbäckerwaren — VI., Webgaſſe 31. 

Gmach Flora — Verkauf von Zuckerbäckerwaren — XI., Simmering, 
Hauptſtraße 7. 

Simon Milan — Zuckerwaren⸗Erzeugung — V., Hofgaſſe 6. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 13. Auguſt 1892. 


Klatſcher Victor — Brantwein- und Theeſchank — V., Wienſtraße 6. 

Medlin Michael — Bürſtenbindergewerbe — VI., Webgaſſe 4. 

Auer Michael — Drechslergewerbe — XII., Unter-Meidling, Schön— 
brunner Hauptſtraße 137. 

Bizan Johann — Drechslergewerbe — XVI., Ottakring, Wagnerg. 60. 

Brunner Franz — Drechslergewerbe — XII., Gaudenzdorf, Plankeng. 1. 

Gruber Joſef — Drechslergewerbe — XVI., Ottakring, Feßtgaſſe 6. 

Kettmann Balthaſar — Drechslergewerbe — XVI., Ottakring, Hoferg. 14. 

Poppinger Leopold — Drechslergewerbe — XVI., Ottakring, Wilhelminen— 
ſtraße 31. 

Seidel Johann — Drechsler — XVI., Ottakring, Wattgaſſe 10. 

Travniczek Wilhelm — Drechslergewerbe — XVI., Ottakring, Yien- 
feldergaſſe 37. 

Mokry Wladimir K. — Färberei von Hutartikeln — VI., Marchettig. 1. 

Frommer Karl — Fleiſchhauer — VI., Damböckgaſſe 10. 

Weiß Franz und Höller Franz — Fotografen — XIV., Sechshaus, 
Meidlingergaſſe 13. | 

Lukeſch Joſef — Futteralmacher — V., Rampersdorfergaſſe 12. 

Bauer Anna — Gaſtwirtin — XII., Gaudenzdorf, Stiegengaſſe 4. 

Packpfeiffer Anton — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XIV., Sechshaus, 
Plankengaſſe 46. 

Chlapek Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Piariſtengaſſe 35. 

Rainer Antonia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Schottenfeldg. 28. 

0 50 Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Wagner- 

gaſſe 50. 

Hirnſchall Anton — Gold- und Silberarbeitergewerbe — VI., Kaunitzg. 6. 

Geiſt Marie — Verkauf von Grünzeug, Obſt und Blumen im Umher⸗ 
ziehen — V., Laurenzgaſſe 15. 
RR ae Leopoldine — Hadernhandel — XVI., Ottakring, Wilhelminen⸗ 
traße 4. 

Wrobel Boleslav — Holz- und Kohlenhandel — XIII., Penzing, Hanptg. 21. 

Wolff Anton — Kaffeeſieder — J., Reichsrathsſtraße 25. 

Müllen Helene — Verſchleiß von gebratenen Kaſtanien — XVI., Ottakring, 
Wichtelgaſſe 21. 

Cesnek Franz — Herrenkleidermacher — III., Bechardgaſſe 22. 

Wimmer Roſa — Damenkleidermacherin — VI., Magdalenenſtraße 19. 
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Dichter Leopold — Kinderſpielwaren-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Brunnengaſſe 50. 
Samuely Arthur — Commiſſionsgeſchäft in Kurz- und Galanteriewaren — 
IX., Alſerſtraße 6. 
Mader Anna — Lederwaren-Erzeugerin — VII., Neubaugaſſe 65. 
Weininger Salomon — Leder-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Rein- 
dorfgaſſe 37. 
Heger Veronica — Lohnkutſchergewerbe — XVI., Ottakring, Lienfelderg. 26. 
Zemann Rudolf — Maurergewerbe — XV., Fünfhaus, Michaelerg. 13. 
Helmreich Juliana — Miedermacherin — VIII., Joſefſtädterſtraße 97. 
Margreiter Katharina — Milch-Verſchleiß — XII., Hetzendorf, Hauptſtr. 67. 
Weinek Michael — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Wilhelminenſtraße 47. 
Pinner Joſef — Mnuſikergewerbe — XVI., Ottakring, Wattgaſſe 14. 
Schindler Alberta — Hauſierhandel mit Obſt und Blumen — III., 
Kugelgaſſe 5. 
Haſſan Ludwig Niſſim — Verſchleiß von Saitlingen — J., Fleiſchmarkt 12. 
Löffler Johanna — Schloſſergewerbe — XVI., Ottakring, Wurlitzerg. 1. 
Zahorik Wenzel — Schuhmacher — XVI., Ottakring, Wichtelgaſſe 36. 
Richuofsky Georg — Tiſchlergewerbe — VII., Richtergaſſe 9. 
Toual Wendelin — Tiſchler — XIV., Sechshaus, Wehrgaſſe 18 —20. 
0 Knepper Joſef — Victualien-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Blumberg— 
gaſſe 19. 
Winter Barbara — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — VIII., Strozzig. 40. 
* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 16. Auguſt 1892. 


Weſtfried Jakob — Commiſſionshaudel mit Börſe-Effecten — IX., Koliu⸗ 
gaſſe 5. 
Karel Leopoldine — Brantwein- und Theeſchank — V., Hundsthurmer⸗ 
ſtraße 22 a. 
0 en Eduard — Verſchleiß von Bronzewaren — VI., Dreilaufer— 
gaſſe 11. 
Schober Ferdinand — Bau-Cantine — I., Wipplingerſtraße 16. 
Schmidtmeyr Raimund — Claviaturmacher — VI., Anilingaſſe 1. 
Kolliner David und Kolliner Samuel — Eierhandel — XIV., Rudolfs— 
heim, Sackgaſſe 4. 
Engel Audreas jun. — Einſpännergewerbe — J., Nibelungengaſſe. 
Pisk Guſtav — Fächermacher — VI., Eßterhazygaſſe 29. 
Aueracher Emilie — Fiſch-Verſchleißs — XV., Fünfhaus, Mariahilfer- 
gürtel vor der Gumpendorferlinie. 
Sauberer Georg — Gaſtwirt — V., Grüngaſſe 36. 
Sprenger Johann — Gaſtwirt — X., Himbergerſtraße 5. 
Bäck Julie — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IX., Liechtenſteinſtraße 26. 
6 = Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Felber— 
ſtraße 82. 
Fleiſchner Eduard — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Lerchenfelderſtr. 9. 
Hoffmann Mathias — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Annagaſſe 15. 
Janiſch Mathias — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Nufsdorferftr. 59. 
Kopal Joſefa — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Schlöſſelgaſſe 26. 
Korn Heinrich — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Kärnthnerſtraße 55. 
Sereda Jakob — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IV., Weyringergaſſe 17. 
e una Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Breitenfee, Haupt- 
ſtraße 3. 
Bednak Adalbert — Glasſchleifer — VII., Mechithariſtengaſſe 5. 
Haag Auguſt — Handelsagentie — VII., Neubaugaſſe 33. 
Goldmaun Johanna — Kaffeeſchank — II., Glockengaſſe 15. 
Civin Joſef — Kleidermacher — XV., Fünfhaus, Kranzgaſſe 9. 
Petrzilka Mathilde — Kleidermachergewerbe — VI., Mariahilferſtraße 49. 
Talkner Ignaz — Kleidermacher — XVIII., Währing, Schulgaſſe 34. 
Grubitſch Francisca — Kunſtblumen-Erzeugung — VII., Neubaug. 19. 
Braunſteiner Betty — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XIV., Rudolfs⸗ 
heim, Sueßgaſſe 4. 
Lachner Karl — Reparatur von Nähmaſchinen — XV., Fünfhaus, Gold⸗ 
ſchlagſtraße 27. 
8 Meduna Vincenz — Schuhmacher — XIV., Rudolfsheim, Braunhirſchen— 
gaſſe 17. 
Schulz Joſef — Schuhmacher — XIV., Rudolfsheim, Schellingergaſſe 1. 
Pruka Wenzel — Spirituoſenhandel — X., Goethegaſſe 10. 
Slowak Franz — Stadtträger — VI., Webgaſſe, Ecke der Liniengaſſe. 
Duſchanek Franz — Tiſchlergewerbe — XV., Fünfhaus, Neubaugürtel 37. 
Hengl Aloiſia — Wäſcherin — XIX., Ober-Döbling, Neuſtiftgaſſe 14. 
Kubie Johanna — Übernahme von Wäſche und Kleider zur chemiſchen 
Reinigung — VII., Neubaugaſſe 36. 


* * 
*. 


Gewerbeanmeldungen vom 17. Auguſt 1892. 


Schroller Karl — Bäcker — XVI., Ottakring, Wilhelminenſtraße 64. 
Akrath Franz — Bettwaren-Erzeugung — V., Hundsthurmerſtraße 22. 
Wrbensky Adalbert — Drechsler — XIV., Rudolfsheim, Neugaſſe 33. 
Böck Joſef — Einſpännerconceſſion, Licenz-Nr. 1127 — XIX., Ober⸗ 
Döbling, Pantzergaſſe 11. 


N 
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Hofmeiſter Suſanne — Fiſchhandel — XVI., Neulerchenfeld, Peyerlg. 2. 

Kraus Karl — Fleiſch⸗Verſchleiß — XVI., Ottakring, Marktplatz. 

Bucher Johann jun. — Fremdenbeherbergung — IX., Liechtenſtein— 
ſtraße 89. | 

Lauſch Hugo — Friſeurgewerbe — XIII., Penzing, Poſtſtraße 23. 

Franzl Karl — Futteralmacher — V., Untere Bräuhausgaſſe 63. 

Hornitſchek Eduard — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Gablenzgaſſe 27. 

Keller Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Unter-Meidling, Haupt⸗ 
ſtraße 38. 

Nötſcher Ludwig — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Herrengaſſe 14 
(Bank⸗Bazar). 

Sadlo Eliſabeth — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Gfrornergaſſe 9. 

Schipper Genovefa — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Sechshaus, 
Kauerhof, Hof 9. 

Schwarz auch Schwarcz Sali (Roſalia) — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — 
J., Erlachgaſſe 66. 

Sierek Anton — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Altmüttergaſſe 6. 

Wilfing Francisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Neulercheufeld, 
Thaliaſtraße 37. 

Zuſchratter Karl — Handel mit Glas, Porzellan, Küchengeräthen und 
Spielwaren — XII., Unter-Meidling, Kriechbaumgaſſe 6. 

Winter Karl — Gold-, Silber- und Juwelenarbeiter — VII., Hermanns— 
gaſſe 10. 
Beſchtiak Ferdinand — Graveurgewerbe — XVI., Hippgaſſe 32. 

Kobourek Thereſia — Grünzeughandel — XVI., Ottakring, Yppen— 
platz, Markt. 

Fuderer Anna Marie — Erzeugung und Verſchleiß von Haarwuchs— 
Eſſenz — IX., Alſerſtraße 42. 

Nowotny Franz — Holzbildhauer — VI., Gumpendorferſtraße 115. 

Schroller Florian — Holz- und Kohlen-Verſchleißs — XVI., Ottakring, 
Wilhelminenſtraße 66. 

Jerabek Franz — Hutmachergewerbe — X., Haſengaſſe 1. 

Gagſtetter Aloiſia — Damenkleidermacherin — VIII., Joſefſtädterſtr. 81. 

Kellner Johanna — Kleidermacherin — III., Cuſtozzagaſſe 2. 

Koſtomay Joſef — Kleidermacher — V., Einſiedlerplatz 9. 

Nöſchl Joſefine — Damenkleidermacherin — XVIII., Währing, There— 
ſiengaſſe 6. | 

Weſely — Kürſchner — XVI., Neulerchenfeld, Brunnengaffe 33. 

Piltz Guſtav — Kupferſchmiedgewerbe — XIX., Ober-Döbling, Sommer- 
aſſe 3. 

j Pavlovitz (Panlovics) Marie — Kurzwarenhandel — XVI., Ottakring, 

Eliſabethgaſſe, Markt. 

Muth Francisca — Marktvictualienhandel — I., Am Hof. 

Raudnitz Eduard — Manufacturwaren-Verſchleiß — II., 

Staudigl Joſef — Milchmeier — VI., Stumpergaſſe 39. 

Sazekek Vincenz — Pfaidler — IV., Waaggaſſe 7. 

Swoboda Katharina — Pfaidlerei — XV., Fünfhaus, Neubaugürtel 39. 

Nowotny Joſef — Pferdefleiſch Verſchleiß — X., Laagerſtraße 165. 

Sellner Karl — Pferdefleiſch-Verſchleiß — VIII., Lerchenfelderſtraße 20. 

Sachs Adolf — Commiſſions⸗Verſchleiß mit Schreibmaſchinen — J., 
Graben 27/28. ö 

Kaindl Anton — Schuhmacher — XIV., Rudolfsheim, Stättermeyerg. 5. 

Pechanda Joſef — Schuhmacher — XVI., Ottakring, Payergaſſe 3. 

Pinter Joſef — Schuhmachergewerbe — VI., Mollardgaſſe 61. 

Kubat Joſef — Silberarbeiter — XVI., Neulerchenfeld, Fröbelgaſſe 44. 

Hauck Eruſt — Verabreichung von kalten Speiſen, Flaſchenbier und Wein 
— I., Führichgaſſe 2. | 

Korufeil Anna Barbara — Vermittlung von Stellen für Dienftboten 
weiblichen Geſchlechtes gewöhnlicher Kategorie — XVIII., Währing, Johannes⸗ 
aſſe 71. 
N Ehm Rudolf — Tapezierer — VII., Mariahilferſtraße 74 A. 

Bartal Roſalia — Victualien⸗Verſchleiß — IX., Währingerſtraße 19. 

Dvorsky Stefan — Victualienhändler — VII., Weſtbahnſtraße 50. 

Kolda Magdalena — Victualienhandel ohne Verkaufsgewölbe — XVI., 
Ottakring, Wilhelminenſtraße. | 

Putz Katharina — Victualien-Verſchleißerin — XII., Unter-Meidling, 
Johannesgaſſe 16. 

Mißauer Roſa — Wäſcheputzereigewerbe — XVIII., Währing, Martins- 
traße 11. 
Pe Hofmeifter Suſanna — Wildbret- und Geflügelhandel — XVI., Neu- 
lerchenfeld, Peyerlgaſſe 2. 

Puller Ferdinand — Wirt — II., Glockengaſſe 14. 


ireusgaſſe 5. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 18. Auguſt 1892. 


Glanz Joſef — Handel von Bekleidungs- und Ausrüſtungsgegenſtänden 
für das k. k. Heer — J., Schreyvogelgaſſe 3. 

Wlazuy Wenzel — Hauſierhandel mit Brot und Selchwaren — III., 
Erdbergſtraße 89. 

Rohr Karl — Buchbindergewerbe — J., Wallnerſtraße 11. 

Lukeſch Amalie — Drechslergewerbe — XVI., Ottakring, Ganſtererg. 8. 

Lagler Roſalia — Einſpän nergewerbe — XVIII., Währing, Döblinger- 
ſtraße bei Nr. 17. 
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fraß 10 Martin — Einſpännergewerbe — XVIII., Gerſthof, Neuwaldegger⸗ 
raße 63. | 

Baumann Marie — Fleckausbringerin — VII., Schottenfeldgaſſe 71. 

Svoboda Franz — Friſeur und Raſeur — XVIII., Währing, Feldg. 27. 

Streit Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — X., Himbergerſtraße 81. 

Weißer Pauline Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Simmeringer- 
ſtraße 158. 

Weldler Markus — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Dominikanerg. 8. 

Baumhorn Eliſe — Kleidermacherin — VI., Eßterhazygaſſe 28. 

Hlinicky Franz — Herrenkleidermacher — XVI., Ottakring, Wichtelg. 1. 

Spitzer Jakobine Joſefa — Kleidermacherin — V., Franzensgaſſe 3. 

Zottl Moriz — Verſchleiß von Koſcherfleiſch — XIV., Rudolfsheim, 
Marktgaſſe 24. 

Motzwinkler Auna — Kunſtblumen⸗Erzeugung — XVI., Neulerchenfeld, 
Burggaſſe 10. 

Gebert Anna — Kurzwaren⸗Verſchleiß — IX., Nuſsdorferſtraße 29. 

Lazausky Philipp — Marktfierautin — XVIII., Währing, Czermakg. 7. 

Huber Johann — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — V., Wienſtraße 28. 
a Zienöcker Marie — Modiſtengewerbe — XVI., Neulerchenfeld, Gürtel— 
traße 6. 

Hammerl Hedwig — Naturblumenhandel — J., Köllnerhofgaſſe 1. 

0 785 Markus — Hauſierhandel mit Naturblumen — III., Hühner⸗ 

gaſſe 15. 

Jelinek Marie — Verſchleiß von Blumen, Obſt und Grünwaren — X., 
Bürgergaſſe 20. 

Uräni Marie — Feilbieten von Obſt und Gemüſe im Umherziehen — 
X., Buchengaſſe 84. 

Zubek Paula — Hauſierhandel mit Obſt und Grünwaren — III., 
Baumgaſſe 59. 

Jungwirth Franz — Papierhandel — J., Doblhoffgaſſe 9. 

Slatim Magdalena — Pfaidlerin — V., Hundsthurmerſtraße 108. 

Dunkl Eduard — Productenhandel — IV., Freihaus 1. 

Grabner Ludwig — Schloſſergewerbe — XVI., Neulerchenfeld, Lieb 
hartsgaſſe 7. (Das Weitere folgt.) 


Ad Prot.⸗Nr. 115620 
Ref.⸗Nr. 1122 ex 1892. VII. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Lieferung von Schiebern, Luftventilen, 
Hydranten und jonftigen Maſchineubeſtandtheilen zur Ausführung 
von Rohrleitungen der Kaiſer Franz Joſef-Hochquellen-Waſſer⸗ 
leitung in den ehemaligen Vorortegemeinden im veranſchlagten 
Koſtenbetrage von 104.310 fl. wird vom Magiſtrate der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, am Freitag den 16. Sep: 
tember d. J., präciſe 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Stadler, im Rathhauſe (7. Stiege, Mezzanin) 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen zu verſehen⸗ 
den Offerte, welches ſich entweder auf die ganze Lieferung oder 
auf eine Gruppe derſelben zu erſtrecken hat, iſt das vorgeſchriebene 
Vadium anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei 
der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offert— 
verhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Dieſe Arbeiten ſind nur durch Gewerbsberechtigte in Aus— 
führung zu bringen und werden vom Stadtbauamte ſtrenge über⸗ 
wacht werden. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 6. Auguſt 1892. 2—3 
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Ad Prot.⸗Nr. 118847 
Ref.⸗Nr. 1722 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 
Reconſtruction der Sohle des Choleracanales im J. Bezirke von 
der Fichtegaſſe abwärts bis zur Wollzeile im Koſtenbetrage von 
8268 fl. und 1300 fl. Pauſchale, ferner der aus dieſem Anlaſſe 
erforderlichen Lieferung von Klinkerziegeln im Koſtenbetrage von 
6695 fl. und der Lieferung des erforderlichen Portland-Cementes 
im Koſtenbetrage von 1339 fl. wird vom Magiſtrate der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 31. Auguſt d. J., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Koſtenanſchlag und die 
dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinftimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht geuommen. 


Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 


ſich der Stadtrath vor. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 17. Auguſt 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 146070 ex 1892. 
Ref.⸗Nr. 2147. V. 


Rundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung: 1. Der Pflaſterungsarbeiten für die Um⸗ 
pflaſterung der Favoritenſtraße von der Mayerhofgaſſe bis zur 
Thereſianumgaſſe im veranſchlagten Koftenbetrage von 3568 fl. 
84 kr. und 600 fl. Pauſchale; 2. der Asphaltiererarbeiten für den 
Fugenverguß im veranſchlagten Koſtenbetrage von 2557 fl. 52 kr. 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
am 25. Auguſt d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, im Bureau 
des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 
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Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinftimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Foru ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 13. Auguſt 1892 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 146737 
Ref.⸗Nr. 2162 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſterungsarbeiten für die Um: 
pflaſterung der Matzleinsdorferſtraße im V. Bezirke von der 


Kirche bis zur Wimmergaſſe im veranſchlagten Koſtenbetrage von 


6490 fl. 30 kr. und 400 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 27. Kuguſt d. J., 


präciſe 11 Ahr vormillags im Bureau des Herrn Ma- 


giffrafsrafhes Hiegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert ver- 
ſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der porgeſchriebenen 
Jorm ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 
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Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Neichshaupt- und Neſtdenzſtadͤt 
Wien, den 13. Auguſt 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 146735 
Ref.⸗Nr. 2160 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſterungsarbeiten für die Neu⸗ 
pflaſterung der Grüngaſſe im V. Bezirke zwiſchen der Wehr⸗ 
und Rüdigergaſſe im veranſchlagten Koſtenbetrage von 2231 fl. 
31 kr. und 300 fl. Pauſchale; dann wegen Vergebung der Arbeiten 
und Lieferungen für die Herſtellung eines Holzſtöckelpflaſters vor 
dem ſtädtiſchen Schulgebäude Or.⸗Nr. 14 Grüngaſſe im veran⸗ 
ſchlagten Koſtenbetrage von 1500 fl. 97 kr. wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 25. Auguſt 
d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts⸗ 
ſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 13. Auguſt 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 145418 
Ref.⸗Nr. 2135 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung 1. der Pflaſterer- Arbeit für die Um- 
pflaſterung der Mariahilferſtraße von Or.-Nr. 22 bis 28, reſp. 
29 bis incl. 43 im veranfchlagten Koſten betrage von 4224 fl. 


65 kr. und 700 fl. Pauſchale; 2. die Usphaltierer-Xrbeiten für 
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den Fugenverguſs im veranſchlagten Koſtenbetrage von 2549 fl. 
8 kr. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien am 29. Auguſt d. J., präciſe 10 Ahr vormittags, 
im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Hiegl, im Nathhauſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. | 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ftädtifchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird Reine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupk- und Neſidenzſtadt 
Wien, den 13. Auguſt 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 149706 


Ref.-Nr. 2206 ex 1892. V. 


Kundmuchung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Anſtreicherarbeiten für die Erneuerung 
des Anſtriches des Storchenſteges im XIII. Bezirke im Koſten⸗ 
betrage von 203 fl. 46 kr. und des Auſtriches der Kobinger⸗ 
brücke in dieſem Bezirke im Koſtenbetrage von 250 fl. 33 kr. 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien am 26. Auguſt d. J., präciſe um 10 Uhr vermittags, im 
Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Koſtenanſchläge und die bezüg⸗ 
lichen allgemeinen und ſpeciellen Bedingniſſe im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Das Offert iſt, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, ver⸗ 
ſiegelt zu überreichen und iſt demſelben das vorgeſchriebene Vadium 


anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen 


Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Com⸗ 
miſſion zu übergeben. 


Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 
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Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 12. Auguſt 1892. 3—3 


8. 116378 
XI. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung der Lieferung des für ſämmtliche ſtädtiſche 
Verſorgungsanſtalten, für das Bürger-Verſorgungshaus, das ſtädtiſche 
Aſyl⸗ und Werkhaus im X. Bezirke und für das V. ſtädtiſche 
Waiſenhaus in Kloſterneuburg im Jahre 1893 erforderlichen 
Petroleums, und zwar: 

1. Für die ſtädtiſche Verſorgungsanſtalt am Alſerbach von 
7000 kg per Jahr. 

2. Für das Bürger⸗Verſorgungshaus in Wien von 3300 kg 
per Jahr. 

3. Für das ſtädtiſche Aſyl- und Werkhaus im X. Bezirke, 
Simmeringerſtraße Nr. 2, von 3000 kg per Jahr, dann für die 
auswärtigen Anſtalten, und zwar: 
für die ſtädtiſche Verſorgungsanſtalt 


4. zu Lieſing von 6000 kg per Jahr 


5. 5 Mauerbach 7 7000 rn „ 
6. „St. Andrä a. d. Traiſen „ 3000 „ „ „ 
7. „bbs „ 7700 „ „ „ dann 


8. für das V. ſtädtiſche Waiſenhaus in Kloſterneuburg von 
2800 kg per Jahr, wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und 
Reſidenzſtadt Wien Donnerstag den 1. September 1892, präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Rathhauſe, I., Lichtenfelsgaſſe Nr. 2 
im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Trabaner (Armendepartement) 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Lieferungsvorſchrift beim 
ſtädtiſchen Marktcommiſſariate im Rathhauſe und in der ſtädtiſchen 
Verſorgungsanſtalt am Alſerbach, IX., Spitalgaſſe 23, während der 
gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen, ſowie mit 
einem Muſter des offerierten Petroleums (mindeſtens dreiviertel 
Liter) zu verſehenden Offerte ſind fünf Percent derjenigen Summe, 
um welche die offerierte Lieferung erſtanden werden will, als Vadium 
beizuſchließen, welches für den Erſteher als Caution zu dienen hat. 

Die Anbote find getrennt für den Bedarf von 13.300 kg 
Petroleum für die Anſtalten in Wien und für den Bedarf von 
26.500 kg für die Anſtalten außer Wien zu ſtellen, jo daſs aus 
den Anboten genau erſichtlich iſt, welcher Preis für je 100 kg 
Petroleum für die Anſtalten in Wien, und welcher Preis für dieſes 
Quantum Petroleum für die Anſtalten außer Wien, jedoch in allen 
Fällen excluſive der Emballage verlangt wird. 

Auf verſpätet einlangende oder mit dem vorgeſchriebenen 
Vadium nicht verſehene Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Dffertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 18. Auguſt 1892. 1-3 
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Ad Prot.⸗Nr. 146736 
Ref.⸗Nr. 2161ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeiten für die Umpflaſterung 
der Heugaſſe im IV. Bezirke von der Technikerſtraße bis zur 
Wohllebengaſſe im veranfchlagten Koſtenbetrage von 4147 fl. 36 kr. 
und 600 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien am 27. Anguſt d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert- 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Betätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaffa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 13. Auguſt 1892. 3—3 


G.⸗3. 149340. 
X. 


Kundmachung. 


(Sieben Stiftplätze am Conſervatorium der Geſellſchaft der Muſik⸗ 
freunde in Wien.) 


Am Conſervatorium der Geſellſchaft der Muſikfreunde in Wien 
ſind ſieben vom Gemeinderathe der Stadt Wien geſtiftete Freiplätze 
vom Schuljahre 1892/93 an auf die Dauer der Studien zu ver- 
leihen. 

Die Bewerber um dieſe Freiplätze haben ihre Geſuche bis 
längitens 25. September l. J. beim Wiener Magiſtrate einzu⸗ 
reichen und genau anzugeben, ob fie die Vorbildungs- oder die 
Ausbildungsſchule beſuchen wollen und in beiden Fällen, welches 
Fach ſie als Hauptfach gewählt haben. 

Im erſteren Falle ſind dem Geſuche die Nachweiſe über das 


| den Beſtimmungen des § 3 der Vollzugsvorſchriften zum Grund— 


verfaſſungsſtatute des Conſervatoriums entſprechende Alter, ſowie 
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über die mit Erfolg abgelegte Aufnahmsprüfung, im letzteren 
Falle, wenn nämlich der Bewerber bereits Zögling des Conſer— 
vatoriums war, das Zeugnis über die abgelegte Jahresprüfung 
anzuſchließen. 

Der Bewerber muss weiter ſeine wahre Dürftigkeit, ſowie 
ſein tadelloſes, ſittliches Verhalten nachweiſen; ebenſo hat derſelbe 
ee wo er heimatsberechtigt it, da in a 5 eihe nur 
nur bei Abgang derartiger Petenten und unter 9 15 ber 
ſichtigungswürdigen Umſtänden auch Individuen bedacht werden 
können, welche das Heimatsrecht in Wien nicht beſitzen. 

Bewerbern, welche bereits Zöglinge des Conſervatoriums im 
vorhergegangenen Schuljahre waren, wird ein Communal-Stiftplatz 
in der Regel nur dann verliehen, wenn ſie bei der letzten Jahres— 
prüfung im Hauptfache die Vorzugsclaſſe erhalten haben. 

Schließlich wird darauf aufmerkſam gemacht, daſs bei Ver— 
leihung dieſer Stiftplätze ſolche Bewerber, welche ſich dem Studium 
der höheren theoretiſchen Diſciplinen oder ſeltener gepflegten 
Orcheſter-Inſtrumente widmen, in Ermanglung ſolcher aber zunächſt 
Schüler der übrigen Inſtrumental-, dann jene der Geſangsclaſſen 
unter ſonſt gleichen Verhältniſſen den Vorzug erhalten. 

Auf verſpätet eingelangte oder nicht gehörig inſtrnierte 
Geſuche kann keine Rückſicht genommen werden. 

Nur die mit einem legalen Armutszeugniſſe verſehenen Ge— 
ſuche ſind ſtempelfrei. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 16. Auguſt 1892. 1 
M.⸗Z. 8077 ex 1892. 
VI. 
Kundmachung. 
(Grundverpachtung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien werden im neuen Rathhauſe, Eingang Lichtenfelsgaſſe, Stiege 3, 
im ſteinernen Rathsſaale im J. Stocke nachfolgende, dem Bürger— 
ſpitalfonde der Gemeinde Wien gehörigen Grundſtücke vom 
November 1892 an auf weitere ſechs Jahre, d. i. bis November 
1898, am Montag den 19. September 1892, vormittags um 
10 Uhr, verpachtet werden, und zwar: 

1. Die Grasnutzung auf den Wieſen und Auen im II. Be⸗ 
zirke, Prater, am rechten und linken Donauufer; 

a) am rechten Donauufer: ein Theil von Cat.⸗-Parc. 1674 
und die ganzen Parcellen Nr. 1681, 1682/1, 1682/2, 1685, 1686, 
1687, 1688/1, 1688/2, 1689, 1690, 1691, 1692, 1699, 1701, 
4058, 4040, zuſammen 13 Joch 25:16 DI. 

p) am linken Donauufer: 
und die ganzen Parcellen Nr. 2458, 2460/1, 2460/2, 2462, 2463, 
2465, 2466, 2467, 4108, 4109/, 4273/1, 4273/2 und 4273/3, 
zuſammen 32 Joch 121475 Qs. 

2. Der Acker in der oberen Muhren, Cat.-Parc. 1475 im 
X. Bezirke mit 3 Joch 158·25 UL! in zwei Abtheilungen. 

3. Der Dunggrubenacker außerhalb der Belvederelinie, Cat.“ 
Parc. 21, 22 und 102 im X. Bezirke mit 6 Joch 16941 U in 
drei Abtheilungen. 

4. Die Acker im XII. Bezirke Meidling, zwiſchen der Süd— 
bahn, der Wilhelmsdorfer- und Rudolfsgaſſe, Cat.⸗Parc. 281/1, 


ein Theil von Cat.⸗Parc. 2434 
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281/3, 281/5, 281/11, 281/12, 394/1, 394/5, 395/1 und 395,3, 
zuſammen 15 Joch 932 % in zwölf Abtheilungen. 

5. Ein Theil der Lagerplätze im XII. Bezirke, Meidling, 
zwiſchen der Breitenfurter- und St. Marx-Meidlingerſtraße, Ab- 
theilung VII, Cat.⸗Parc. 284 mit 646 DI", 

6. Die Kirchenwieſe im XI. Bezirke Simmering (Küchen— 
garten), Cat.⸗Parc. 1410/2, 1417/1, 1417/2, 1417%/, 1417/4, 
1417/5, 1418 und 1420 mit 9 Joch 658 U] in ſieben Abthei— 
lungen. 

7. Der Acker in Mittermuhren am Schrankenberg im X. Be— 
zirke, Theil der Cat. Parc. 1366/1 und 1366/7, zuſammen mit 
11 Joch 64075 U. 

Die Pachtbedingungen ſowie die Pachtpläne können im Magi— 
ſtrats-Departement VI an Wochentagen während der Amtsſtunden 
zwiſchen 8 und 2 Uhr geſehen werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, im Auguſt 1892. 1--3 


M.⸗Z. 8077 ex 1892. 


| Kundmachung. 


(Grundverpachtung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird am Dienstag den 20. September 1892, vormittags um 
10 Ahr, in Weidlingan im Gaſthauſe zum Jeldmarſchall Laudon 
die dem Bürgerſpitalfonde der Gemeinde Wien gehörige Wieſe 
Cat.⸗Parc. 184 mit 21 Joch 1203 U in der Gemeinde Purfers- 
dorf im Rothwaſſerwalde in 7 Abtheilungen vom 1. November 
1892 auf weitere ſechs Jahre, d. i. bis 1. November 1898, im 
Wege der öffentlichen mündlichen Verſteigerung verpachtet. 

Nähere Auskünfte werden im Magiſtrats-Departement VI im 
neuen Rathhauſe in Wien an Wochentagen zwiſchen 8 und 2 Uhr, 
und bei dem Herrn k. k. Forſtmeiſter Adolf Hackenberg in Purfers- 
dorf ertheilt. 

Der Meiſtbieter hat außer den entfallenden Vertragsſtempeln 
eine Caution in der Höhe der Hälfte des Anbotes bei der Licita— 
tions⸗Commiſſion zu erlegen. 


Vom Magiſtrate der k. k. Neichshaupl- und Nefidenzfladt 
Wien, im Auguſt 1892. ge 


G. 3. 129848 
NI. 


Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, dafs die Intereſſen der Löwen⸗ 
feld'ſchen Stiftung des Jahres 1893 per 99 fl. 62 kr. ö. W. 
abzüglich der Druck- und Inſertionskoſten an einen würdigen 
armen Fuhrmann in zwei gleichen Raten, wovon die erſte am 
1. Jänner 1893, die zweite am 1. Juli 1893 fällig iſt, zur Ver⸗ 
cheilung gelangen. 

Anſpruch auf eine Unterſtützung aus dieſer Stiftung haben 
Perſonen, welche das Fuhrmannsgewerbe ſelbſtändig betreiben und 
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werden auch Frauensperſonen zur Bewerbung um eine Betheilung 
aus dieſen Stiftungsintereſſen zugelaſſen. 

Der Stiftungsgenuſs darf einem und demſelben Bürger nur 
einmal verliehen werden und iſt bei der Vertheilung auf Confeſſion 
und Nationalität keinerlei Rückſicht zu nehmen. 

Bewerber haben ihre Armut und ihr tadelloſes ſittliches 
Verhalten mit den gehörigen Zeugniſſen auszuweiſen und außer⸗ 
dem ihren Geſuchen den Erwerbſteuerſchein, ſowie die ihre Familien— 
verhältniſſe nachweiſenden Documente beizuſchließen. Die in ſolcher 
Weiſe belegten Geſuche find längſtens bis 1. September 1892 
im Einreichungsprotokolle des Wiener Magiſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 27. Juli 1892. 2—3 
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XI. 
Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, dass bei der von dem geweſenen 


bürgerlichen Perückenmacher Karl Zöſcher im Jahre 1812 für 
arme Perſonen gegründeten Stiftung durch das Ableben eines 
Stiftlings ein Stiftplatz mit dem Genuſſe jährlicher 60 fl. in 
Erledigung gekommen iſt. | 

Zur Betheilung aus diefer Stiftung ſind berufen: 

1. In erſter Linie Verwandte des Stifters und 

2. im Falle des Mangels ſolcher Bewerber andere arme 

Perſonen. 

Verwandte des Stifters haben ihren Geſuchen den documen— 
tariſchen Nachweis über ihre Verwandtſchaft mit dem Stifter, ihre 
übrigen Documente und ein legales Armutszeugnis beizulegen; 
andere Bewerber aber haben den Geſuchen ſämmtliche Documente 
über ihre Familien⸗ und Heimatsverhältniſſe und ein legales 
Armutszeugnis anzuſchließen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 
15. September 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magi⸗ 
ſtrates zu überreichen. 

Auf ſpläter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 9. Auguſt 1892. = 
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